
Preußische Gesetzsammlung
1917.

Enthält

die Gesetze, Verordnungen usw. vom 3. Jannar bis 26. November 1917
nebst einigen Allerhöchsten Erlassen usw. aus dem Jahre 1916.

(Von Nr. 11550 bis Nr. 11617.)

Nr. 1 bis einschl. 30.

Berlin
zu haben im Gesetzsammlungsamte.





Zeitliche Übersicht
der in der Preußischen Gesetzsammlung vom Jahre 1917

enthaltenen Gesetze, Verordnungen usw.

Datum

des Gesetzes
usw.

Ausgegeben
zu

Berlin
Inhalt

Nr.
des

Stückes

Nr.
des

Gesetzes
Seite

1916
9. Okt.

19. —

1917

17. Jan.

11. —

11. —

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Genehmi-
gung eines Nachtrags zum Statut der Jen-
trallandschaft für die Preußischen Staaten
vom 21. Mai 1873.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Genehmi-
gung des VIII. Nachtrags zu den Neuen
Satzungen der Landschaft der Provinz
Sachsen.

Erlaß des Staateministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an das
Provinzialkraftwerk Massow, G. m.
b. H. in Massow im Kreise Naugard, für die
Anlagen zur Leitung und Verteilung des elek-
trischen Stromes innerhalb der Kreise Kammin,
Naugard, Saatzig und Dramburg sowie in
Teilen der Kreise Pyritz, Regenwalde und
Nandow.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an den
Kreis Eckern förde zum Bau einer Chaussee
Eckeruförde-Sehestedt.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Genehmi-
gung einer Anderung des § 2 der Satzung
der Schleswig-Holsteinischen Landschaft.

-

#

1•

11
Nr. 1

1

7

Nr. 3



II Beitliche Ubersicht des Jahrganges 1917

Datum

ufw.

Plutgegebendes. Gesetzes zu
Berlin

Inhalt
Nrur.

bes
Sttückes

Nr.
des

Gesetzes

1916

2., Nov.
"*

13.

11. —

1917

11. Jan.

1I1.

11.

11. —

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Stadtgemeinde Halle a. S. zur Anlage eines
Handels- und Industriehafens mit dazu-
gehörigem Industriegelände.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
keihung des Enteignungsrechts an die
Stadt Nordhausen zur Errichtung öffent-
licher Anlagen in der Gemarkung Nord-
hausen.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Genehmi-
gung des VII. Nachtrags zum Statut der
Bank der Ostpreußischen Landschaft
vom 20. Mai 1869 in der Fassung des
Generallandtagsbeschlusses vom 11. Februar
1904. ·

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Genehmi-
einer Anderung des Statuts der

der Ost.
gung
Lebensversicherungsanstalt
preußischen Landschaft.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
längerung der Gültigkeitsdauer des den
Brandenburgischen Kreis-Elektrizi-
tätswerken, G. m. b. H. in Spandau, durch
Allerh. Erlaß vom 20. Dezember 1913 für
die Anlagen zur Leitung und Verteilung des
elektrischen Stromes innerhalb der Kreise Ost-
havelland, Westhavelland, Ruppin, Ostprignitz
und Jauch-Belzig verliehenen Enteignungs-
rechts.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignunßsrechts an die
Westfälischen Stahlwerke in Bochum
zur Erweiterung und Anderung ihres Privat.

—anschlußgleises an den Staatebahnhoft
Bochum Sdd.

Erlaß des Staatsministeriums, brtr. die Ver.
leihung des Enteiguungsrechts an die
Firma F. Schichau in Elbingzur Sicherung
der Talsperrenanlage mit Kraftwerk bei
Groß TrompundPettelkkau im Kreise-
Brammsberg

1

WB
Nr. 6

1

7

Nr. 7

Nr. r-
20

Nr. 1

Nr. )

Nr. 10

Nr. 11



Feitliche Ubersicht des Jahrganges 1917. III

Datum

des Gesetzes
usw.

l

Ausgegeben
zu

Berlin
Jnhalt

Nr.
des

Stückes

Nr.
des

Gesetzes

1916
3. Dez.

l

1u

30.

1917
17. Jan.

17.

17.

1. März

5. Jan.

 Bekanntmachung,

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihnng des Enteignungsrechts an den
Kreis Kreuznach für den Bau einer Straße
von der Provinzialstraße Bingerbrück-Strom-
berg nach dem auf der Elisenhöhe bei Binger-
brück geplanten Bismarck. Nationaldenkmal.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Staatsbauverwaltung für die Anlage
einer Fernleitung von Dörverden nach
Sebaldsbrück.

Erlaß des Staatsmin'steriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an den
Kreis Minden für die Anlage einer Klein-

Kreisbahnen in Minden über Dankersen,
Meißen, Nammen und Wülpke nach Kleinen-
bremen.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an den
Reichsfiskus, vertreten durch den Reichs-
kanzler (Reichsschatzamt), für den Bau einer
Wasserleitung von der polnischen Landes-
grenze bis zum Reichsslickstoffwerke Chorzow
in Oberschlesien.

Bekanntmachung über die Genehmigung der
Notverordnung vom 4. November 1916,
betr. Verschiebung der regelmäßigen Er-
gänzungswahlen zu den Gemeinde-

Landtags.
betr. die Genehmigung der

Notverordnung vom 29.--Juli 1916 über
Ddir Verlängerung der Amtsdauer der Han-

delskammermitglieder durch die beiden
Gäuser des CLandtags.

 (Gesetz, betr. die Ergänzung des Einkommen-
stenergesetzes.

vertretungen, durch die beiden Häuser des

bahn vom Ubergabebahnhofe der Mindener

s

11551

11552

11550

12
Nr. 3

12

20
Nr. 2

1—3



I Zeitliche Ubersicht des Jahrganges 1917.

Datum

des Gesetzes
usw.

Ausgegeben
zu

Berlin
Jnhalt

Nr.
des

Stückes

Nr.
des

Gesetzes
Seite

1916
30. Dez.

31.

1917
3. Jan.

t

1917
1. März

11. Jan.

11.

6. März

11. Juni

22. Jan.

17.

17.

Erlaß des Staateministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Stadtgemeinde Cöln für den Umbau der
Gleisanlagen der Privatanschlußbahn nach
dem Schlacht= und Viehhof der Stadt Cöln.

Bekanntmachung über die Genehmigung der zur
Ausführung des Reichsgesetzes über einen
Warenumsatzstempel vom 26. Juni 1916
erlassenen Notverordnung vom 9. Oktober
1916 durch die beiden Häuser des Landtags.

Exlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei dem Bau einer Wasserleitung
von der polnischen Landesgrenze bis zum
Reichsstickstoffwerle Chorzow in Oberschlesien.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an das
Deutsche Reich (Reichs-Marineverwal-
tung) für die Errichtung öffentlicher An-
lagen in den Gemarkungen Baden und
Usen im Kreise Achim.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Opalenitzaer Kleinbahngesellschaft, G.
m. b. H. in Opalenitza, zum Umbau und zur
Erweiterung des Bahnhofs Opalenitza.

Gesetz, betr. den Vorsitz im katholischen
Kirchenvorstand in Frankfurt a. M.

Verordnung, betr. das Inkrafttreten des Gesetzes
vom 30. April 1913.

Bekanntmachung, betr. die Genehmigung der
Verordnung vom I18. September 1916 über
die Beleihung landschaftlicher (ritter-
schaftlicher) Fonds bei den Darlehnskassen
des Reichs durch die beiden Häuser des Landtags.

17

11553

11554

11558

11555

11556

20
Nr. 3

E#lO

22
Nr. 1

72
Nr. 1

13

10



Zeitliche Ubersicht des Jahrganges 1917. V

Nr. Nr.Datum Ausgegeben
Inhalt bes desdes Gesetzes zu Seite

usw. Berlin Stuckes Gesetzes

1917
12. Jan.

16. —

17. —

20.

2. Febr.

1917
17. Jan.

6. März

31. —

22. Jan.

26. Mai

31. März

Bekanntmachung des Justizministers, betr. einen
Bezirk, für den während des Kalenderjahrs
1916 die Anlegung des Grundbuchs erfolgt
ist, sowie die Bezirke, für welche das Grund-
buch auch in Ansehung der von der Anlegung
ursprünglich ausgenommenen Grundstücke als
angelegt gilt.

Bekanntmachung über die Genehmigung der
Notverordnung vom 14. September 1916,
betr. den Erwerb von Reichskriegsanleihe
für Stiftungen, standesherrliche Hausgüter,
Familienfideikommisse, Lehen und Stammgüter,
durch die beiden Häuser des Landtags.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an den
Landkreis Flensburg für die Anlagen zur
Leitung und Verteilung des elektrischen
Stromes innerhalb des Landkreises Flensburg.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an das
Deutsche Reich (Reichs-Marineverwal.
tung) für die Errichtung öffentlicher An-
lagen in der Gemarkung Bleckede im Kreise
Bleckede. «

Bekanntmachung, betr. Genehmigung der Ver-
ordnung vom 1. September 1916 über eine
Abänderung des Verzeichnisses der Wasser-
läufe erster Ordnung durch die beiden Häuser
des Landtags.

Staatsvertrag zwischen Vreußen und Hamburg,
betr. die Erweiterung der örtlichen Zuständig-
keit der Altonaer und der Hamburger
Polizeibeamten.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Stadt Bolkenhain zur Erweiterung des
Kommunalfriedhofs.

16

—

11557

115590

11560

11587

10—1

14

47
Nr. 1

14

67 69

47
Nr. 2



vVi Zeitliche Ubersicht des Jahrganges 1917.

Datum usgegeben
des Gesetzes zu J

Nr. Nr.
nhalt des des Seite

usw. Berlin Stückes Gesetzes

1917
6. Febr.

* l

10. —

1917
31. März

19. Febr.

19. —

21. April

19. Febr.

21. April

Erlaß des Staatzministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Grube Leopold bei Edderitz Aktiengesellschaft
zur Verlegung des östlich der Eisenbahnstrecke
Bitterfeld-Leipzig gelegenen Anschlußbahn-
Lass, der Grube auf die westliche Seite dertrecke.

Erlaß des Ministers des Innern, betr. Abände-
rung des Tarifs für die Gebühren der
Kreisärzte.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei dem Bau von zwei Uber-
holungsgleisen beim Haltepunkte Helfta an
der Strecke Halle-Cassel.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ge-
nehmigung des Beschlusses der Generalver-
sammlung des Kur= und Neumärkischen
Ritterschaftlichen Kreditinstituts vom
19. Dezember 1916 über Ermächtigungen des
Engeren Ausschusses.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei dem Bau des zweiten Gleises
der Staatsbahnstrecke von Pronsfeld nach
Lommersweiler.

Erlas des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Niederrheinischen Licht- und Kraft-
werke, Aktiengesellschaft in Rheydt, zur Her-
stellung einer Starkstromleitung von der Schalt-
station des Elektrintätswerkes in Rheydt nach
dem städtischen Elektrizitätswerk in Erkelenz.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsverfah-
rens bei der Verlegung des östlich der Eisen-
babustrecke Bitterfeld-Leipzig gelegenen An-
schlußbahnhofs der Grube Leopold bei
Edderitz Aktiengesellschaft auf die westliche Seite
der Strecke.

CS#i“

11561

11562

11563

11565

47
Nr. 3

55
Nr. 1

16

56
Nr. 2

19



Zeitliche Abersicht des Jahrganges 1917. VII

Datum
des Gesetzes

usw.

Ausgegeben
zu

Berlin

—

Jnhallt
Nr.
bes

Stückes

Rr.

Gesetzes
Seite

1917
15. Febr.

17.

1917
1. März

16.

16.

11. Juni

3. Mai

Gesetzsammlung 1917.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsverfah-
rens bei dem Bau der elektrischen Stark-
stromleitung von der Schaltstation des
Elektrizitätswerkes in Rheydt, Regierungs-
bezirk Düsseldorf, nach dem städtischen Elek-
trizitätswerk Erkelenz, Regierungsbezirk Aachen,
durch die Niederrheinischen Licht= und
Kraftwerke, Aktiengesellschaft in Rheydt.

Gesetz, betr. die Abänderung des Preußischen
Gerichtskostengesetzes vom 25. Juli 1910,
der Gebührenordnung für Notare vom
25. Juli 1910 und des Gesetzes, enthaltend
die landesgesetzlichen Vorschriften über die Ge-
bühren der Rechtsanwälte und der Ge-
richtsvollzieher, vom 21. März 1910 in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Sep-
tember 1910.

Gesetz, betr. den Erwerb der. Aktien der Berg-
werksgesellschaft Hibernia zu Herne durch
den Staat. „

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des verein fachten Enteignungsverfah-
rens bei der Herstellung einer eingleisigen
Staatseisenbahn von Wormditt nach Schlo-
bitten sowie des zweiten Gleises auf mehreren
Staatsbahnstrecken.

Gesetz, betr. Verlängerung der Geltungsdauer der
Verordnung über Sicherstellung des kommu-
nalen Wahlrechts der Kriegsteilnehmer
vom 7. Juli 1915.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Geneh-
migung von Abänderungen der Landschafts-
ordnung der Pommerschen Landschaft auf
Grund der Beschlüsse des Generallandtags vom
16. Januar 1917.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver.
leihung des Enteignungsrechts an den
Neichs- (Militär.) Fiskus zur Ausführung

von Kriegsbauten in der Artilleriewerkstatt und
Geschützgießerei Spandanu.

17

14

11566

11564

11567

11569

11568

19—20

17—18.

23

72
Nr. 2

62
Nr. 1



VIII Zeitliche Ubersicht des Jahrganges 1917.

Datum

des Gesetzes
usw.

Kusgegebenzu

Berlin

 —..——

Juhalt—

Nr.
des

Stückes

Nr.
des

Gesetzes
Seite

1917
16. Mädz

17. —

18. —

# 1 '

1917
21. April

3. Mai

21. April

11. Mai

11. —

4. April

11. Mai

4. April

 Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an das
Rheinisch-Westfälische Elektrizitäts-
werk, Aktiengesellschaft in Essen a. R., zur
Erweiterung des in der Bürgermeisterei Her-
mülheim belegenen Elektrowerkes und zur
Errichtung einer neuen Elektrodenfabrik.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihnng des Enteignungsrechts an die
Rheinische Metallwaren= und Ma-
schinenfabrik in Oüsseldorf-Oerendorf zur
Vergrößerung des in der Lüneburger Heide
gelegenen Artillerie-Schießplatzes bei
Unterlüß.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Stadtgemeinde Frankfurt a. O. zur Errich-
tung öffentlicher Anlagen in den Gemar-
kungen Tzschetzschnow und Frankfurt.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Euteignunssrechts an das
Deutsche Reich (RNeichs-Marineverwal-
tung) zur Aulegung einer öffentlichen An-
stalt in den Gemarkungen Scheuen und
Garßen im Landkreise Celle.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihmng des Enteignungsrechts an die
Aktiengesellschaft für Anilinfabrikation, Wol-
fener Farbenfabrik in Wolfen im Kreise
Bitterfeld, zur Vergrößerung ihres Fabrik-
betriebs.

Gesetz, betr. Aufhebung des Dissziplinarmittels
der Arreststrafe.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihnng des Enteigunngsrechts an die
Braunkohlen-- und Brikettindustrie-
Aktiengesellschaft in Berlin zur Auf-
schließung des nördlich der Straße Bockwitz
Naundorf im Kreise Liebenwerda gelegenen
Feldesteils ibrer Emanuelgrube.

Verordnung uber das Inkrafttreten des Fische-
reigesetzes vom 1I. Mai 1916.

14

10

15

10

56
Nr. 3

62

56

65
Nr. 1

490

65
Nr.



Zeitliche Ubersicht des Jahrganges 1917. IX

Datum

usw.

Ausgegeben
des Gesetzes zu

Berlin
Junuhalt— des

Nr.
des

Gesetzes
Seite

1917
27. März

30.

31.

— April

|

1917
11. Mai

21. April

30. Juli

31. März

21. April

16.

11. Mai

16. April

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Deutsch-Luxemburgische Bergwerks- und Hütten-
Aktien-Gesellschaft, Abteilung Dortmunder
Union in Dortmund, zur Erweiterung und
Anderung der Privatanschlußbahn ihres
Werkes an den Staatsbahnhof Dorstfeld.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsverfah-reus bei der Erweiterung des Elektrowerkes
und Errichtung einer weiteren Elektrodenfabrik
durch das Rheinisch-Westfälische Elek-
trizitätswerk, A. G., in Essen (Ruhr).

Erlaß des Staateministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Farbenfabriken vormals Friedrich Bayer
&amp; Co. in Leverkusen zur Erweiterung bereits
bestehender und zur Errichtung neuer Fabrik-
aulagen.

Gesetz, betr. die Feststellung des Staatshaus.
haltsplaus fur das Rechnungsjahr 1917.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Verleibung
des Enteignnngsrechts an die Gesell-schaft fürdrahtlose Telegraphiem.b.H.
in Berlin zur Erweiterung und danuernden
Sicherstellung des Bestandes und Betriebs
der Funkengroßstation Nauen.Erlaß des Staatsministeriums, betr. Auwendung
des vereinfachten Enteignungsverfah-
rens bei der Vergrößerung des Fabrikbetriebs
der Aktiengesellschaft für Anilinfabrikation,
Wolfener Farbenfabrik in Wolfen, Kreis
Bitterfeld.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Stadtgemeinde Hannover zur Erweiterung
des Maschparkes.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des verein fachten Enteignungs verfah—
rens bei der Erweiterung und Anderung derPrivaanschlupbayn der Deutsch-Lurem.
burgischen Bergwerks, und Hütten-Aktien-
Gesellschaft, Abteilung Dortmunder Union
in Dortmund, an den Staatsbahnhof Dorstfeld.

19

12

11

15

11

11578

11570

11574

66

54

25—46

56
Nr. 5

#1



X Zeitliche Ubersicht des Jahrganges 1917.

Datum

des Gesetzes
usw.

Ausgegeben
zu

Berlin
Jnhalt

Nr.
des

Stückes

Nr.
des

Gesetzes
 SESeite

1917
5. April

11. —

11. —

1917
21. April

28. April

28.

16. —

3. Mai

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Amvendung
des verein fachten Enteignungsverfah-
rens bei der von dem Dieutschen Reiche
(Reichs-Marineverwaltungyaauszuführen-
den Anulegung einer öffentlichen Austalt in
den Gemarkungen Scheuen und Garßen.

Gesetz über die Abkürzung des Vorbereitungs=
dienstes zum höheren Verwaltungs-
dienst für Kriegsteilnehmer.

Gesetz über die Abkürzung des juristischen Vor-
berejitungsdienstes für Kriegsteil-
nehmer.

Verordnung, betr. die Wiederherstellung abhanden
gekommener Grundbuchblätter des Amts-
gerichts in Cassel.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver.
leihung des Enteignungsrechts an die
Stadtgemeinde Dortmund zur Einrichtung
einer städtischen Milchwirtschaft in der
Gemarkung der Stadtgemeinde Schwerte.

Erlaß des Staateministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsverfah-
reus bei der Aufschließung des nördlich der
Straße Bockwitz-Naundorf im Kreise Lieben=
werda gelegenen Feldesteils der der Braun-
kohlen= und Brikettindustrie-Aktien-
gesellschaft in Berlin gehörigen Emanuel-
grube.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsverfah-
Treus bei der Erweiterung bereits bestehender
und der Errichtung neuer Fabrikbetriebe der
Farbenfabriken vormals Friedrich Bayer
K Co. in Leverkusen.

Verordnung, betr. die Verlängerung der Amts-
dauer der für Bergwerke gewählten
Sicherheitsmänner und Arbeiteraus-
schuß-Mitglieder.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver=
fahrens bei der Einrichtung einer städtischen
Milchwirtschaft in der Gemarkung der
Stadtgemeinde Schwerte durch die Stadt-

Lgemeinde Dortmund.

12

12

13

13

13

11

14

11579

11576

11577

11580

11531

11582

11573

11584

55

58

51



Zeitliche Ubersicht des Jahrganges 1917. XI

Datum

des Gesetzes
usw.

zu

Berlin

Ausgegeben
Inhalt

6

Nr.

Gesetzes
Seite

1917
22. April
22.

14.

30.

30.

1917
3. Mai

11. —

12. Juli

11. Mai

12. Juli

26. Mai

26.

30. Juli

8. Aug.

11. Juni

11. Gesetz,

Eisenbahnanleihegesetz.
Gesetz zur Anderung des Gesetzes, betr. die Ver-

waltung des Staatsschuldenwesens und
Bildung einer Staatsschulden-Kommis-
sion, vom 241. Februar 1850.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Euteignungsrechts an die
Stadt Dortmund zur Anlage eines städtischen
Sammelfriedhofs in der Gemarkung
Brackel.

Gesetz über weitere Beihilfen zu Kriegswohl-
fahrtsausgaben der Gemeinden und Ge-
meindeverbände.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Radiowerke G.m. b. H. in Rheinböllen
(Rhld.) zur Erweiterung ihrer Fabrikanlagen.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei der Erweiterung der Fabrik.
anlagen der Radiowerke G. m. b. H. in
Rheinböllen.

Bekanntmachung, betr. die Ratifikation des
zwischen Preußen und Hamburg am 2. Fe-
bruar 1917 vereinbarten Staatsvertrags wegen
der Erweiterung der örtlichen Zuständigkeit
der Altonger und der Hamburger Polizei-
beamten.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Verleihung
des Enteignungsrechts an den Reichs.
(Militär-) Fiskus zur Ausführung von Kriegs-
bauten in der Munitionsfabrik Spandau.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Verleihung
des Enteignungsrechts an die Reichs-
Marineverwaltung zur Errichtung öffent.
licher Anlagen in Voßbrook, Gemeinde-
bezirk Holtenau im Kreise Eckernförde.

Gesetz über die Gewerkschaftsfähigkeit von Kali-
bergwerken in Hannover.

betr. Steuerfreiheit der Kriegs.
beihilfen usw.

18

18

16

16

17

17

11583
11585

11586

11589

11588

11590

11591

59-61
63

74
Nr. 1

64-65

74
Nr. 2

69

76
Nr. 2

78
Nr. 1

71

72
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Dalum

des esetzes
usw.

zu

Berlin

Ausgegeben

Zeitliche Ubersicht des Jahrganges 1917.

Inhalt
Nr.
des

Stückes Gesetzes

1917
1. Juni

2. Juli

1917
12. Juli

8. Aug.

30. Juli
12.

20. Aug.

30. Juli

Allerhöchster rlaß, betr. au und Betrieb der
in dem Gesetze vom 22. April 1917 vorge-
sehenen neuen Eisenbahnlinien usw.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Aus-
dehnung des der Badischen Anilin= und
Sodafabrik in Ludwigshafen a. Nh. unterm
28. Juli 1916 verliehenen Enteignungs-
rechts auf die Herstellung einer Anschluß
bahn von der Grube Elise II bei Mücheln
über Kötzschen und die Fabriken (s. g. Leuna-
werke) nach dem Staatsbahnhofe Korbetha.

Erlaß des Staatsministeriums, bekr. die Verleihung
des Enteignungsrechts an die Stadt-
gemeinde Tilsit zum Ausbau des stadtseitigen
Memelufers zu Hafenanlagen.

Gesetz, betr. Erledigung von Reichssteuer-
sachen bei dem Oberverwaltungsgerichte.

Verfügung des Justizministers, betr. die ander-
weite Bestimmung des Sitzes eines Orts-
gerichts im Oberlandesgerichtsbezirke Frank.
furt a. M.

Gese, betr. die Bereitstellung weiterer Staats-
mittel für die durch Gesetz vom I. April 1905
angeordueten Wasserstraßenbauten.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Verleihung
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde
Guben zur Erweiterung des städtischen Ost-
friedbofs.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Verleihung
des Enteignungsrechts an den Reichs-
(Militär.) Fiskus zur Erweiterung öffent-
licher Anlagen im Stadtbezirke Graudenz.

Verordnung, betr. die nächsten Wahlen zu den
Arztekammern, der Jahnärztekammer
für das Königreich Preußen und den Apotheker-
kammern.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-.
fahrens bei der Ausführung öffentlicher
Anlagen in der emarkung Bleckede durch
das Deutsche Reich (Reichs-Marinever-=
waltung).

20

20

20

20

11592

11594

11593

11596
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Datum

des Gesetzes
usw.

Ausgegeben
zu

Berlin
Juhalt

Nr.
des

Stckes

Nr.
des

Gesetzes
Seite

1917
25. Juli

30. —

2. Aug.

1917
8. Aug.

6. Sept.

10. —

20. Aug.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei der Erweiterung der Abraum-
halde des der Halleschen Pfännerschaft, Aktien-
gesellschaft in Halle a. S., gehörigen Braun-
kohlenbergwerkes Pfännerhall.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Verleihung
des Enteignungbrechts an die Hallesche
Pfännerschaft, Aktiengesellschaft in Halle
a. S., zur Erweiterung der Abraumhalde ihres
Braunkohlenbergwerkes DPfännerhall
bei Braunsdorf im Kreise Querfurt.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Verleihung
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde
Stettin zur Erweiterung ihrer Hafen-
anlagen.

Satzung für die Schwalm-Meliorations-
genossenschaft in Brüggen im Kreise Kempen
(Rheinprovinz).

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Verleihung
des Enteignungsrechts an die Elektro-
werke-Aktiengesellschaft in Berlin zur
Erweiterung der Anlagen de Großkraft.
werkes ÖSschornewitz im Kreise Bitterfeld.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Verleihung
des Enteignungsrechts an die Düssel-
dorfer Eisen-- und Drahtindustrie-
Aktiengesellschaft in Düsseldorf zur Er.
weiterung ihrer Fabrikanlagen.

Erlaß des Staatsminister##ums, betr. die Verleihung
des Enteignungsrechts an den Reichs-
(Militär-) Fiskus zum Erwerbe der zu
öffentlichen Anlagen erforderlichen Grund-
flächen der Gemarkung Obernaundorf im
Kreise Torgau.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei der Erweiterung der Anlagen
des Großkraftwerkes Zschornewitz, Kreis
Bitterfeld, durch die Elektrowerke-Aktiengesell--
schaft in Berlin.

24

22

21

23

21

11597

11599

77-78

84
Nr. 1

90
Nr. 1

90
Nr. 2

81
Nr.2

90
Nr. 3

88
Nr. 1

81
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Zeitliche UberfichtdesJahrganges1917.
Datum:

des Gesetzes
ufw.

Ausgegeben
zzu

Berlin

.—m

Inhaltli

—.

des

Stückes

Nr. Nr.
des

Gesetzes
Seite

1917
5. Ang.

10.

27. —

1!1.

1917
20. Ang.

10: Sept.

27.

15. Okt.

10. Sept.

10.

10.

160I r—N

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei dem Bau eines Verbindungs-
gleises zwischen dem Bahnhof Lehrte und
der Eisenbahnstrecke Lehrte-Braunschweig.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an den
Reichs-(Militär-.) Fiskus zum Erwerbe
der zu öffentlichen Aulagen erforderlichen
Grnndflächen der Gemarkung Schöneweide
im Kreise Teltow.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Er-
weiterung des der Rheinischen Metall-
waren, und Maschinenfabrik in Düssel-
dorf-Derendorf am 17. März 1917 verliehe-
nen Enteignungsrechts zur Vergrößerung
des in der Lüneburger Heide gelegenen Ar-
tillerie-Schießplatzes bei Unterlüß.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihnng des Enteignungsrechts an die
Uberlandzentrale Stolp, Aktiengesellschaft
in Stolp, für die Anlagen zur Leitung und
Verteilung des von dem Kraftwerke Glambock-
see erzeugten clektrischen Stromes innerhalb
des Kreises Rummelsburg und die Verlänge-
rung der Gültigkeitsdauer des durch Aller-
höchsten Erlaß vom 16. Febrnar 1914 ver-
liehenen Enteignungsrechts für die

Stolp.
Verordnung,betr. die Anderung der Amts-

gerichtsbezirke Dinslaken, Oberhausen
und Dnisburg-Ruhrort.

Verordnung, betr. das Inkrafttreten desGesetzes
vom 9. Januar 1913.

 WVrrorduung wegen Abänderung der Verokdnung
vom 15.. November 1899, betr. das Ver-

waltungszwangsverfahren wegen Bei-
treibung von Geldbeträgen.

 Vrpordnung über die Wahlen zu den Tier-
ärztekammern.

Kreise.
Schlawe und Cauenburg sowie den Landkreis

21

23

21

26

23

23.

23

24

11600.

11602

11603

11604

11605

81-82

88
Nr. 2

Nr. 4

91
Nr.1

85—86

86

87

89
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Datum
des Gesetzes

usw.

Ausgegeben
zu

Berlin
Inhalt

er.
bes

Sttckes
bes

Gesetzes
Seite

1917
30. Aug.

31.

3. Sept.

10.

11.

1917
6. Sept.

9. Nov.

15. Okt.

15.

Xu

#

ö

Berordnung zur Erganzung der Verordnung
vom 14. September 1916, betr. den Erwerb
von Reichskriegsanleihe für Stif-
tungen, standesherrliche Hausgüter, Familien-
fideikommisse, Lehen und Stammgüter.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Röchlingschen Eisen= und Stahlwerke,
G. m. b. H. in Völklingen a. Saar, zur
Schaffung eines Lagerplatzes für Erzeugnisse

der Steinkohlenteerdestillation in dem Gemeinde-
bezirke Völklingen.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an den
Reichs-(Militär.) Fiskus für den Bau
einer Privatanschlußbahn vom Bahnhofe
Deutsch Eylau nach dem Proviantamte
daselbst.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Gewerkschaft Christoph-Friedrich in
Halle a. S. zur Erweiterung der Abraumhalde
ihres Braunkohlenbergwerkes Cecilie bei Lützken-
dorf im Kreise Querfurt.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Rechtes zur dauernden Be-
schränkung des Grundeigentums an die
Aktiengesellschaft Elektrische Straßenbahn
Breslau in Breslau behufs Anbringung von
Wandhaken an den Straßenwänden der Ge-
bäude usw. zur Befestigung der Tragedrähte
für die elektrische Oberleitung.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Anhaltischen Kohlenwerke in Halle a. S.

zur Erweiterung der Abraumhalde ihres.
Braunkohlenbergwerkes Elisabeth bei
Mücheiu im Kreise Onerfurt:

Erlaß ded Staatsministeriums- betr. die Ver-
tleihung des Enteignungsrechts anu die
Stadtgemeinde Elbinh für den Ausbau des
Elbingflufsfes.

22

28

26

26

26

27

27

511601 83—81

98
Nr. 1

L
Nr. 2

94
Nr. 3

94
Nr. 4

96
Nr. 1

96
Nr. 2



XVI Zeitliche Abersicht des Jahrganges 1917.

Datum

des Gesetzes
usw.

Ausgegeben
zu

Berlin
 JInhallt

Nr.
des

Stückes

Nr.
des

Gesetzes
Seite

1917
14. Sept.

20. —

20. —

20. —

1917
27. Sept.

2. Okt.

9. Nop.

— l

2. Okt.

9. Nov.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei der Erweiterung der Abraum-
halde des der Gewerkschaft Christopb-
Friedrich in Halle a. S. gehörigen Braun-
kohlenbergwerkes Ceeilie bei vützkendorf
im Kreise Querfurt.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei dem Ausbau des Elbing-
flusses durch die Stadtgemeinde Elbing.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an den
Reichs-(Militär-.) Fiskus zur Ausführung
von Kriegsbauten in der Munitionsfakrié
Spandau.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihnng des Enteignungsrechts an den
Reichs-(Militär-) Fiskus zur Erweiterung
öffentlicher Anlagen in der Gemarkung Grau-
denz.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei der Erweiterung der Abraum-
halde des den Anhaltischen Kohlen-
werken in Halle a. S. gehörigen Braun-
kohlenbergwerkes Elisabeth bei Mücheln
im Kreise Querfurt.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Badische Anilin= und Sodafabrik in
Ludwigshafen a. Rh. zur Anlage eines Ab.
raumplatzes für ihr Ammoniakwerk Lenna
bei Merseburg.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Fahrzeugfabrik Eisenach in Eisenach zur
Vergrößerung ihrer Fabrik in Großanheim
im Kreise Hanau.

21

28

28

28

28

11606

11608

11609

I

98
Nr. 2

98
Nr. 3

98
Nr 5
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Datum
des Gesetzes

usw.

Ausgegeben
zu-

Berlin
Jnhalt

Nr.
des

Stückes
des

Gesetzes
Seite

1917
27. Sept.

3. Oklt.

10. —

18. —

31. —

7. Nov.

1917
2. Okt.

9. Nov.

15. Okt.

28. Dez.

ie#Okt.

28. Dez.

28. —

Verordnung, betr. die Verlängerung der Amts-
dauer der Beisitzer des Oberschieds-
gerichts in Knappschaftsangelegen-
heiten zu Berlin und des Knappschafts-
Schiedsgerichts zu Breslau.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei dem Umbau des Bahnhofs
Bitterfeld.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei der Anlage eines Abraum-
platzes für das der Badischen Anilin-
und Sodafabrik in Ludwigshafen a. Rh.
gehörige Ammoniakwerk Leung bei Merseburg.

Verordnung über die Verlängerung der Amts-
dauer der Handelskammermitglieder.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an das
Märkische Elektrizitätswerk, Aktiengesell-
schaft in Berlin, zum Bau einer elektrischen
Fernleitung (40 000 Voltleitung) von Tratten-
dorf im Kreise Spremberg nach Ziebingen
im Kreise Weststernberg.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei dem Bau einer elektrischen
Vemleitung (40 000 Voltleitung) vonrattendorf im Kreise Spremberg nach
Ziebingen im Kreise Weststernberg.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-
leihung des Enteignungsrechts an die
Gewerkschaft Michel in Groß Kayna zur Er.
weiterung der Abraumhalde der von ihr be-
triebenen Braunkohlenbergwerke Michel
und Vesta bei Groß Kayna im Kreise

Weißenfels.
Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver-

leihung des Enteignungsrechts an die
Gewerkschaft Leonhardt in Frankleben zur Er-
weiterung der Abraumhalde der ihr gehörigen
Braunkohlengrube Leonhardt bei Neu-
mark im Kreise Querfurt.

25

30

27

30

30

11607

11611

11613

11610

11612

91

97

93

102
Nr. 2

102
Nr. 3



XVIII Zeitliche Ubersicht des Jahrganges 1917.

Datum Ausgegeben Nr. Nr.
des Gesetzes zu Inhalt des des Seite

usw. Berlin Stückes Gesetzes

1917 1917
7. Nov.28. Dez. Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver- 30 – 102

leihung des Enteignungsrechts an die Nr.1
Manganerzgesellschaft m. b. H. in Berlin
zum Erwerbe von Grundstücken zur Steigerung
der Förderung im Westfelde der Braunstein-
bergwerke Doktor Geier bei Waldalges-
heim im Kreise Kreuznach.

8. 30. Nov.. Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung 29 11614 90
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei der Erweiterung der Abraum-
halde der von der Gewerkschaft Michel in
Groß Kayna betriebenen Braunkohlenberg=
werke Michel und Vesta bei Groß Kayna.

11I. 28. Dez. Erlaß des Staatsministeriums, betr. die Ver. 30 — 102
leihung des Enteignungsrechts an die Nr.5
Kursächsische Braunkohlen--, Gas- und
Kraft-Gesellschaft m. b. H. in Berlin zur
Vergrößerung ihrer Fabrik in Lützkendorf
bei Merseburg.

20.—30. Neorv. rlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung) 1161500
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei der Crweiterung der Abraum-
 halde der der Gewerkschaft Leonhardt in

Frankleben gehörigen Braunkohlengrube
Leonhardt bei Neumark im Kreise Querfurtk.

20. 380. — Erlaß des Staatsministeriums, betr. Anwendung 29 11616 100
des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens bei dem Erwerbe von Grundstücken
zur Steigerung der Förderung im Westfelde
der Braunsteinbergwerke Doktor Geier
bei Waldalgesheim im Kreise Kreuznach
durch die Manganerzgesellschaft m. b. H. in
Berlin.

Erlaß des Staatsministeriums, betr. Amnwendung 30 11617 101
des vereinfachten Enteignungever-
fahrens bei der Vergrößerung der der Kur.
sächsischen Braunkohlen., Gas= und
Kraft-Gesellschaft m. b. H. in Berlin ge-
hörigen Fabrik in Lützkendorf bei Merseburg.

26. 1. (ê1 G

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums.—Berlin, gedruckt in der Neichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Haup#t-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25 .#

und 1884 bis 1913 zu 4,00 .) find an die Postaustalten zu richten.



Preußische Gesetsmmiung
Jahrgang 1917 Nr. 1.

Inhalt: Gesetz, betreffend die Ergänzung des Einkommensteuergesetzes, S. 1. — Bekanntmachung über
die Genehmigung der Notverordnung vom 4. November 1916, betreffend Verschiebung der regel.
mäßigen Ergänzungswahlen zu den Gemeindevertretungen, durch die beiden Häuser des Landtags
S. 4. — Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung der Notverordnung vom 29. Juli 191
über die Verlängerung der Amtsdauer der Handelskammermitglieder durch die beiden Häuser des
Landtags, S. 4.

(Nr. 11 550.) Gesetz, betreffend die Ergänzung des Einkommensteuergesetzes. Vom 30. De-
zember 1916.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen #c
verordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtags der Monarchie, für
den Umfang derselben, mit Ausschluß der Insel Helgoland, was folgt:

1.
Abweichend von den Vorschriften des Einkommenstenergesetzes erfolgt die

Veranlagung des gesamten Einkommens einer physischen Person nach dem Er-
gebnisse des dem Steuerjahre vorangegangenen Kalender= oder Geschäftsjahrs,
wenn ihr in diesem Jahre während des gegenwärtigen Krieges aus gewerblicher
Tätigkeit oder aus gewinnbringender Beschäftigung oder als stillem Gesellschafter
oder als Mitglied einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung Beträge zugeflossen
sind, die bei der Veranlagung nicht zur Anrechnung gelangen, weil die Ein-
kommensquelle vor Beginn des Steuerjahrs weggefallen ist oder sich wesentlich
geändert hat. Auch Einkünfte aus einer einmaligen Tätigkeit sind hierbei in
Anrechnung zu bringen.

Bei dieser Berechnung (Abs. 1) ist bei Ouellen, deren Ergebnis nach den
Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes auf Grund einer Durchschnittsberech-
nung zum Ansatze gelangt, nicht das Ergebnis des letzten Geschäftsjahrs, sondern
die Durchschnittsberechnung maßgebend.

Rührt das Einkommen ganz oder teilweise aus der Beteiligung an einer
während des Krieges aufgelösten Gesellschaft mit beschränkter Haftung her, so
erstreckt sich die Steuerpflicht auch auf den Anteil an den während des Krieges
aufgesammelten Rückstellungen der Gesellschaft. Soweit die aus der aufgelösten

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11550—11552.) 1
Ausgegeben zu Berlin den 5. Januar 1917.
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Gesellschaft dem Gesellschafter zugeflossenen Beträge bei der Gesellschaft nicht zur
Besteuerung gelangt sind, findet eine Außerhebungsetzung der Steuer nach § 71
des Einkommensteuergesetzes nicht statt.

. s2.

HatsichwährenddesKriegescinenachslNr.4bis6desEinkommcni
steuergesetzes steuerpflichtige Gesellschaft in eine andere steuerpflichtige Gesellschaft
umgewandelt oder haben sich mehrere steuerpflichtige Gesellschaften zu einer neuen
Gesellschaft vereinigt, so ist die neu entstehende Gesellschaft von dem Zeitpunkt
ihres Entstehens ab steuerpflichtig. Die Veranlagung erfolgt nach dem durch-
schnittlichen Ergebnisse der drei der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen
Geschäftsjahre, wenn die übernehmende und die übernommene Gesellschaft zusammen
mindestens drei Jahre bestanden haben, andernfalls nach der Dauer der kürzeren
Zeit des Bestehens. Soweit in die Durchschnittsberechnung das Ergebnis von
Geschäftsjahren einzustellen ist, während deren die übernehmende Gesellschaft noch
nicht bestanden hat, gelten die bilanzmäßigen Ergebnisse der übernommenen Gesell-
schaft als Einkommen der übernehmenden Gesellschaft.

Hat während des Krieges eine schon bestehende steuerpflichtige Gesellschaft
eine andere Gesellschaft oder deren Vermögen übernommen, so werden die bilanz-
mäßigen Ergebnisse, die die übernommene Gesellschaft in den für die Durchschnitts-
berechnung in Betracht kommenden Jahren erzielt hat, dem Einkommen der
übernehmenden Gesellschaft hinzugerechnet.

#3.
Die vorstehenden Vorschriften (6 1 und 2) kommen nur zur Anwendung,

wenn das danach berechnete Einkommen das nach den Vorschriften des Ein-
kommensteuergesetzes zu veranlagende Einkommen übersteigt.

Die Steuerpflichtigen haben die zu der Veranlagung erforderlichen Angaben
zu machen und auf Erfordern nachzuweisen.

&amp; a findet keine Anwendung auf die Dienstbezüge einer der im &amp; 14 Abf. 3
des Einkommensteuergesetzes bezeichneten Personen bei deren Ausscheiden aus dem
Dienste.

4.
Unter SJugrundelegung der Vorschriften der &amp; 1, 2 und 3 hat auch die

Berichtigung schon stattgefundener Veranlagungen zu erfolgen. Sie hat für
diejenigen Steuerjahre zu unterbleiben, für welche die zu erhebende Nachsteuer
den Betrag von 100 Mark nicht erreicht.

#85 Abs. 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes finden auf die Berichti-
gungen Anwendung.

85.
Die nach §&amp; 63 des Einkommensteuergesetzes wegen Wegfalls einer Ein-

kommensquelle zu gewährende Steuerermäßigung ist zu versagen, insoweit durch
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die Ermäßigung Beträge der im &amp; 1 genannten Art der Besteuerung entgehen
würden. Bereits bewilligte Ermäßigungen sind zurückzunehmen.

(6.
Dem 5 62 des Einkommensteuergesetzes tritt als Abs. 2 hinzu: In gleicher

Weise ist eine neue Veranlagung vorzunehmen, wenn die Vermehrung des Ein-
kommens dadurch eintritt, daß nach dem Ausscheiden aus dem Militärdienst oder
nach der Wiederaufhebung der Kriegsformation

1. Steuerpflichtige aus neu aufgenommener gewerblicher Tätigkeit oder
gewinnbringender Beschäftigung Einkommen beziehen oder

2. Offiziere oder Beamte in den Genuß der Friedensbezüge treten.

&amp;# 7.
Im # V70 Ziffer 1 des Einkommensteuergesetzes werden die Worte s miit

einem Einkommen von nicht mehr als 3000 Mark- durch die Worte mit
einem dem Einkommen von nicht mehr als 3000 Mark entsprechenden Steuer-
satze ersetzt.

88
Der Finanzminister kann Ausnahmen bewilligen, wenn durch Anwendung

der Vorschriften dieses Gesetzes eine unbillige Härte oder eine mehrfache Heran-
ziehung desselben Einkommens zur Einkommensteuer herbeigeführt wird.

 #9.
Die Gemeinden sind befugt, auch abweichend von den d#§ 84 und 85 des

Kommunalabgabengesetzes von den gemäß den 99 4 bis 6 berichtigten Steuersätzen
Zuschläge zu erheben oder im Falle des § 36 Abs. 2 des Kommunalabgaben-
gesetzes in entsprechender Anwendung der 9#6 4 bis 6 Nachveranlagungen vor-
zunehmen.

Ermäßigungen, die auf Grund des &amp; 8 gewährt werden, sind auch für die
kommunale Besteuerung maßgebend) im Falle des §&amp; 36 Abs. 2 des Kommunal=
abgabengesetzes haben die Gemeindevorstände die entsprechenden Ermäßigungen
vorzunehmen.

10.
Der Finanzminister wird mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 30. Dezember 1916.

Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler.

Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer.
Lentze. v. Loebell. Helfferich. v. Stein.
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(Nr. 11551.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Notverordnung vom 4. November
1916, betreffend Verschiebung der regelmäßigen Ergänzungswahlen zu den
Gemeindevertretungen, durch die beiden Häuser des Landtägs. Vom
27. Dezember 1916.

D. auf Grund des Artikel 63 der Verfassungsurkunde für den Preußischen
Staat vom 31. Januar 1850 erlassenen Verordnung, betreffend Verschiebung der
regelmäßigen Ergänzungswahlen zu den Gemeindevertretungen, vom 4. November
1916 (Gesetzsamml. S. 141) haben die beiden Häuser des Landtags die ver-
fassungsmäßige Genehmigung erteilt.

Berlin, den 27. Dezember 1916.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.
Helfferich. Graf v. Roedern.

(Nr. 11552.) Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung der Notverordnung vom
29. Juli 1916 über die Verlängerung der Amtsdauer der Handelskammer.
mitglieder durch die beiden Häuser des Landtags. Vom 29. Dezember 1916.

D. auf Grund des Artikel 63 der Verfassungsurkunde für den Preußischen
Staat vom 31. Januar 1850 erlassenen Verordnung vom 29. Juli 1916 über
die Verlängerung der Amtsdauer der Handelskammermitglieder haben die beiden
Häuser des Landtags die verfassungsmäßige Genehmigung erteilt.

Berlin, den 29. Dezember 1916.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. Helfferich.

Redigiert im Bureau des Staatzministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25 4/

und 1884 bis 1913 zu 4,60 .K) sind an die Postanstalten zu richten.
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Mevußische Gesetzsammlung
Jahrgang 1917 Nr. 2. 1
Juhalt: Bekanntmachung über die Genehmigung der zur Ausführung des Reichsgesetzes über einen

Warenumsatzstempel vom 26. Juni 1916 erlassenen Notverordnung vom 9. Oktober 1916 durch die beiden
Häuser des Landtags, S. Sö. — Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des verein-
fachten Enteignungsverfahrens bei dem Bau einer Wasserleitung von der polnischen Landesgrenze
bis zum Reichsstickstoffwerk Chorzow in Oberschlesien, S. Sö.— Bekanntmachung der nach dem
Gesetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlasse,
Unrkunden usw., S. 8.

(Nr. 11553.) Bekanntmachung über die Genehmigung der zur Ausführung des Reichsgesetzes
über einen Warenumsatzstempel vom 26. Juni 1916 erlassenen Notverordnung
vom 9. Oktober 1916 durch die beiden Häuser des Landtags. Vom
31. Dezember 1916.

D. auf Grund des Artikel 63 der Verfassungsurkunde für den Preußischen
Staat vom 31. Januar 1850 zur Ausführung des Reichsgesetzes über einen Waren-
umsatzstempel vom 26. Juni 1916 (Reichs--Gesetzbl. S. 639) erlassenen Verordnung
vom 9. Oktober 1916 (Gesetzsamml. S. 133) haben die beiden Häuser des Landtags
die verfassungsmäßige Genehmigung erteilt.

Berlin, den 31. Dezember 1916.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. Helfferich.

(Nr. 11554.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei dem Bau einer Wasserleitung von der polnischen
Landesgrenze bis zum Reichsstickstoffwerk Chorzow in Oberschlesien. Vom

3. Januar 1917.

N dem Reichsfiskus, vertreten durch den Reichskanzler (Reichsschatzamt),
zum Bau einer Wasserleitung von der polnischen Landesgrenze bis zum Reichs-

Gesetztammlung 1917. (Nr. 11553—11554.) 2

Ausgegeben zu Berlin den 11. Januar 1917.
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stickstoffwerk Chorzow in Oberschlesien das Enteignungsrecht durch den auf Grund
Allerhochster Ermächtigung ergangenen Erlaß des Staatsministeriums vom
23. Dezember 1916 verliehen worden ist, wird nunmehr auf Grund des §&amp; 1
der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren
zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und Beschäftigung von Kriegsgefangenen,
vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) mit Nachträgen vom 27. März
und vom 25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 57 und 141) bestimmt, daß
das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung
bei der Ausführung der vorbezeichneten Wasserleitung Anwendung findet.

Berlin, den 3. Januar 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. Helfferich, v. Stein.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
12. Oktober 1916, betreffend die Genehmigung des VIII. Nachtrags zu
den Neuen Satzungen der Landschaft der Provinz Sachsen, durch die
Amtsblätter

der Königl. Regierung in Magdeburg Nr. 46 S. 419, ausgegeben
am 11. November 1916 (Berichtigung in Nr. 49 S. 447,
ausgegeben am 2. Dezember 1916),

der Königl. Regierung in Merseburg Nr. 46 S. 322, ausgegeben
am 11. November 1916, und

der Königl. Regierung in Erfurt Nr. 47 S. 426, ausgegeben am
18. November 1916;

2. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 19. Oktober
1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an das Provinzial=
kraftwerk Massow, G. m. b. H. in Massow im Kreise Naugard, für die
Anlagen zur Leitung und Verteilung des elektrischen Stromes innerhalb
der Kreise Kammin, Naugard, Saatzig und Dramburg sowie in Teilen
der Kreise Pyritz, Regenwalde und Randow, durch die Amtsblätter
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der Königl. Regierung in Stettin Nr. 46 S. 332, ausgegeben am
11. November 1916, und

der Königl. Regierung in Köslin Nr. 45 S. 259, ausgegeben am
11. November 1916;

. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
23. Oktober 1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
den Kreis Eckernförde zum Bau einer Chaussee Eckernförde-Sehestedt,
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Schleswig Nr. 83 S. 634,
ausgegeben am 11. November 1916)
 der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914

(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
24. Oktober 1916, betreffend die Genehmigung einer Anderung des § 2
der Satzung der Schleswig-Holsteinischen Landschaft, durch das Amts-
blatt der Königl. Regierung in Schleswig Nr. 86 S. 659, ausgegeben
am 21. November 1916;

 der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
2. November 1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
die Stadtgemeinde Halle a. S. zur Anlage eines Handels-= und Industrie-
hafens mit dazugehörigem Industriegelände, durch das Amtsblatt der
Königl. Regierung in Merseburg Nr. 47 S. 327, ausgegeben am 18. No-
vember 1916;

der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
3. November 1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
die Stadt Nordhausen zur Errichtung öffentlicher Anlagen in der Ge-
markung Nordhausen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in
Erfurt Nr. 48 S. 432, ausgegeben am 25. November 1916;

. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
4. November 1916, betreffend die Genehmigung des VII. Nachtrags zum
Statut der Bank der Ostpreußischen Landschaft vom 20. Mai 1869
in der Fassung des Generallandtagsbeschlusses vom 11. Februar 1904,
durch die Amtsblätter

der Königl. Regierung in Königsberg Nr. 49 S. 744, ausgegeben am
2. Dezember 1916,

der Königl. Regierung in Gumbinnen Nr. 49 S. 544, ausgegeben
am 2. Dezember 1916,

der Königl. Regierung in Allenstein Nr. 49 S. 395, ausgegeben am
2. Dezember 1916, und

der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 48 S. 589, ausgegeben
am 2. Dezember 1916;
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8. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Ge-
setztamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 13. No-
vember 1916, betreffend die Genehmigung einer Anderung des Statuts der

bebensversicherungsanstalt der Ostpreußischen Landschaft, durch die Amts-lätter
der Königl. Regierung in Königsberg Nr. 49 S. 744, ausgegeben

am 2. Dezember 1916,
der Königl. Regierung in Gumbinnen Nr. 49 S. 544, ausgegeben

am 2. Dezember 1916,
der Königl. Regierung in Allenstein Nr. 49 S. 396, ausgegeben

am 2. Dezember 1916, und
der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 48 S. 589, ausgegeben

am 2. Dezember 1916;,
9. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-

samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 14. No-
vember 1916, betreffend die Verlängerung der Gültigkeitsdauer des den
Brandenburgischen Kreis-Elektrizitätswerken, G. m. b. H. in Spandau,
durch Allerhöchsten Erlaß vom 20. Dezember 1913 für die Anlagen zur
Leitung und Verteilung des elektrischen Stromes innerhalb der Kreise
Osthavelland, Westhavelland, Ruppin, Ostprignitz und Jauch-Belzig ver-
liehenen Enteignungsrechts, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung
in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 48 S. 589, ausgegeben am
2. Dezember 1916;

10. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 22. No-
vember 1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Westfälischen Stahlwerke in Bochum zur Erweiterung und Anderung ihres
Privatanschlußgleises an den Staatsbahnhof Bochum Süd, durch das
Amtsblatt der Königl. Regierung in Arnsberg Nr. 51 S. 425, aus-
gegeben am 16. Dezember 1916)

11. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
25. November 1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
die Firma F. Schichau in Elbing zur Sicherung der Talsperrenanlage
mit Kraftwerk bei Groß Tromp und Pettelkau im Kreise Braunsberg,
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Königsberg Nr. 51
S. 772, ausgegeben am 16. Dezember 1916.

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzlammlung und auf die Haupt-Sachregister (1306 bis 1883 zu 6,25 4

und 1884 bis 1913 zu 4,60 .4) sind an die Postanstalten zu richten.
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Preußische Gesetzsammlung
 ebrgang 1917 ... Nks3s

..- —–

Inhalt: Verordnung, beiessend das Inkrafttreten des Gesexzes vom 30. April 1913, S. v. — Bekannt.
machung, betreffend die Genehmigung der Verordnung vom 18. September 1916 über die Be-
leihung landschaftlicher (ritterschaftlicher) Fonds bei den Darlehnskassen des Reichs durch die beiden
Häuser des Landtags, S. 10. — Bekanntmachung des Justizministers, betreffend einen Bezirk,
für den während des Kalenderjahrs 1916 die Anlenung des Grundbuchs erfolgt ist, sowie die Bezirke,
für welche das Grundbuch auch in Ansehung der von der Anlegung ursprünglich ausgenommenen
Grundstücke als ongelegt gilt, S. 10. — Bekanntmachung der nach dem Gesetze vom 10. April 1872
durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. 11.

(Nr. 11555.) Verordnung, betreffend das Inkrafttreten des Gesetzes vom 30. April 1913.
Vom 8. Januar 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c.,
verordnen auf Grund des &amp; 2 des Gesetzes vom 30. April 1913, betreffend die
Errichtung eines Amtsgerichts in Gronau in Westfalen, (Gesetzsamml. S. 221),
was folgt:

Einziger Paragraph.
Das Gesetz vom 30. April 1913, betreffend die Errichtung eines Amtsgerichts

in Gronau in Westfalen, (Gesetzsamml. S. 221) tritt am 1. Februar 1917
in Kraft.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 8. Jannar 1917.

Siegel) Wil h elm.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.
Helfferich. Graf v. Rvedern.

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11555—11597). 3

Ausgegeben zu Berlin den 17. Januar 1917.
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(Nr. 11556.) Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung der Verordnung vom 18. September
1916 über die Beleihung landschaftlicher (ritterschaftlicher) Fonds bei den
Darlehnskassen des Reichs durch die beiden Häuser des Landtags. Vom
8. Januar 1917.

D. auf Grund des Artikel 63 der Verfassungsurkunde für den Preußischen
Staat vom 31. Januar 1850 erlassenen Verordnung vom 18. September 1916
über die Beleihung landschaftlicher (ritterschaftlicher) Fonds bei den Dar-
lehnskassen des Reichs (Gesetzsamml. S. 125) haben die beiden Häuser des Land-
tags die verfassungsmäßige Genehmigung erteilt.

Berlin, den 8. Januar 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.
Helfferich. Graf v. Roedern.

(Nr. 11557.) Bekanntmachung des Justizministers, betreffend einen Bezirk, für den während
des Kalenderjahrs 1916 die Anlegung des Grundbuchs erfolgt ist, sowie die
Bezirke, für welche das Grundbuch auch in Ansehung der von der Anlegung
ursprünglich ausgenommenen Grundstücke als angelegt gilt. Vom 12. Ja-
nuar 1917.

2

G# Artikel 36 Abs. 1 der Verordnung, betreffend das Grundbuchwesen,
vom 13. November 1899 (Gesetzsamml. S. 519) wird zur öffentlichen Kenntnis
gebracht, daß während des Kalenderjahrs 1916 auf Grund des Artikel 14 der
Verordnung die Anlegung des Grundbuchs für den aus der Anlage ersichtlichen
Bezirk durch das dabei angegebene Amtsblatt bekannt gemacht worden ist.

Zugleich wird gemäß Artikel 36 Abs. 2 der Verordnung zur öffentlichen
Kenntnis gebracht, daß in den Grundbuchbezirken, für die nach der Bekannt-
machung des Justizministers vom 18. Januar 1915 (Gesetzsamml. S. 3) die An-
legung des Grundbuchs während des Kalenderjahrs 1914 erfolgt ist, das Grund-
buch nach Artikel 15 Abs. 2 der Verordnung auch in Ansehung der von der
Anlegung ursprünglich ausgenommenen Grundstücke als angelegt gilt, selbst wenn
sic ein Blatt noch nicht erhalten haben.

Berlin, den 12. Januar 1917.

Der Justizminister.
Beseler.



Anlage.

Oberlandesgerichtsbezirk Frankfurt a. M.
Landsgerichtsbezirk Limburg a. Lahn.

In dem Aintsgerichtsbezirke Dillenburg
der Gemeindebezirk Haigerseelbach,

Nr. 10 des Amtsblatts der Regierung zu Wiesbaden, ausgegeben
am 4. März 1916.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 9. Oktober
1916, betreffend die Genehmigung eines Nachtrags zum Statut der Jentral-=
landschaft für die Preußischen Staaten vom 21. Mai 1873, durch die
Amtsblätter

der Königl. Regierung in Danzig Nr. 43 S. 370, ausgegeben am
28. Oktober 1916,

der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 42 S. 517, ausgegeben
am 21. Oktober 1916,

der Königl. Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 43
S. 536, ausgegeben am 28. Oktober 1916,

der Königl. Regierung in Frankfurt Nr. 43 S. 454, ausgegeben am
28. Oktober 1916,

der Königl. Regierung in Stettin Nr. 43 S. 310, ausgegeben am
21. Oktober 1916,

der Königl. Regierung in Köslin Nr. 42 S. 226, ausgegeben am
21. Oktober 1916,

der Königl. Regierung in Stralsund Nr. 43 S. 264, ausgegeben
am 21. Oktober 1910,

der Königl. Regierung in Bromberg Nr. 43 S. 146, ausgegeben
am 21. Oktober 1916,

der Königl. Regierung in Liegnitz Nr. 41 S. 387, ausgegeben am
28. Oktober 1916,
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der Königl. Regierung in Magdeburg Nr. 44 S. 386, ausgegeben
am 28. Oktober 1916,

der Königl. Regierung in Merseburg Nr. 43 S. 294, ausgegeben
am 21. Oktober 1916,

der Königl. Regierung in Erfurt Nr. 44 S. 394, ausgegeben am
28. Oktober 1916, und

der Königl. Regierung in Schleswig Nr. 80 S. 606, ausgegeben am
28. Oktober 1916;

der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 3. Dezember
1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis
Kreuznach für den Bau einer Straße von der Provinzialstraße Binger-
brück — Stromberg nach dem auf der Elisenhöhe bei Bingerbrück geplanten
Bismarck-Nationaldenkmal, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in
Coblenz Nr. 1 S. 2, ausgegeben am 6. Januar 1917;

. der auf Grund. Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 5. Dezember
1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Staats-
bauverwaltung für die Anlage einer Fernleitung von Dörverden nach
Sebaldsbrück, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Stade Nr. 52
S. 374, ausgegeben am 23. Dezember 1916;

der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. Angust 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 15. Dezember
1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Minden
für die Anlage einer Kleinbahn vom Ubergabebahnhofe der Mindener Kreis-
bahnen in Minden über Dankersen, Meißen, Nammen und Wülpke nach
Kleinenbremen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Minden
Nr. 53 S. 413, ausgegeben am 30. Dezember 1916.

st. un:
Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.

#en auf einzelne Stucke der Vrcußischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1833 zu 6,25
und 1d84 blis 1913 zu 1,60 /0 sind an die Postanstalten zu ruchten.



Preußische Gestzsmmlung
Jahrgang 1917 Nr. 4.
Inhalt: Gesey, betreffend den Vorsitz im katholischen Kirchenvorstand in Frankfurt a. M., S. 158. —

Bekanntmachung über die Genehmigung der Notverordnung vom 14. September 1916, betreffend
den Erwerb von Reichskriegsanleihe für Stiftungen, standesherrliche Hausgüter, Familienfideikommisse,
Lehen und Stammgg#ter, durch die beiden Häuser des Landtags, S. 14. — Bekanntmachung,
betreffend Genehmigung der Verordnung vom 1. September 1916 über eine Abänderung des Ver-
zeichnisses der Wasserläufe erster Ordnung durch die beiden Häuser des Candtags, S. 14.

(Nr. 11558.) Gesetz, betreffend den Vorsitz im katholischen Kirchenvorstand in Frankfurt a. M.
Vom 8. Januar 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen rc,
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

&amp; 1.
Der Artikel I des Gesetzes, betreffend den Vorsitz im Kirchenvorstande der

katholischen Kirchengemeinden im Geltungsbereiche des rheinischen Rechtes, vom
31. März 1893 (Geretzsamml. S. 68) erhält hinter den Worten „Im Geltungs-
bereiche des rheinischen Rechtes“ den Zusatz „und in dem ganzen Gebiete der
Stadt Frankfurt a. M.““

Der Abs. 2 des &amp; 3 des Gesetzes, betreffend die Bildung von Gesamt-
verbänden in der katholischen Kirche, vom 29. Mai 1903 (Gesetzsamml. S. 179)
wird aufgehoben.

82.
Mit der Ausführung dieses Gesetzes wird der Minister der geistlichen usw.

Angelegenheiten beauftragt.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 8. Januar 1917.

Eiegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Sol)z. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.

Helfferich. v. Stein.

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11558—11560). 4
Ausgegeben zu Berlin den 22. Januar 1917.
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(Nr. 11559.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Notverordnung vom 14. Sep-
tember 1916, betreffend den Erwerb von Reichskriegsanleihe für Stiftungen,
standesherrliche Hausgüter, Familienfideikommisse, Lehen und Stammgüter,
durch die beiden Häuser des Landtags. Vom 16. Januar 1917.

D er auf Grund des Artikel 63 der Verfassungsurkunde für den Preußischen
Staat vom 31. Januar 1850 erlassenen Verordnung, betreffend den Erwerb von
Reichskriegsanleihe für Stiftungen, standesherrliche Hausgüter, Familienfidei-
kommisse, Lehen und Stammgüter, vom 14. September 1916 (Gesetzsamml.
S. 121) haben die beiden Häuser des Landtags die verfassungsmäßige Ge-
nehmigung erteilt.

Berlin, den 16. Januar 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solj.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. Helfferich. Graf v. Roedern.

(Nr. 11560.) Bekanntmachung, betreffend Genehmigung der Verordnung vom 1. September
1916 über eine Abänderung des Verzeichnisses der Wasserläufe erster
Ordnung (Anlage zum Wassergesetze vom 7. April 1913 — Gesetzsamml.
S. 53 —) durch die beiden Häuser des Landtags. Vom 20. Januar 1917.

. der auf Grund des Artikel 63 der Verfassungsurkunde für den Preußischen
Staat vom 31. Januar 1850 erlassenen Verordnung vom 1. September 1916
(Gesetzsamml. S. 129), betreffend Abänderung des Verzeichnisses der Wasserläufe
erster Ordnung (Anlage zum Wassergesetze vom 7. April 1913 — Gesetzsamml.
S. 53 —), haben die beiden Häuser des Landtags die verfassungsmäßige Ge-
nehmigung erteilt.

Berlin, den 20. Januar 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. Helfferich. Graf v. Roedern.

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Dreußischen Gesessammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25 M

und 1884 bis 1913 zu 4,00 4) sind an die Postanftalten zu richten.



Preußische Gesetzsammlung
Nr. 5.Jahrgang 1917

Inhalt: Erlaß des Ministers des Innern, betreffend Abänderung des Tarifs für die Gebühren der Kreis-
ärzte, S. 15. — Erlaß des Staatsmiumsteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteig-
nungsversahrens bei dem Bau von zwei Uberholungsgleisen beim Haltepunkte Helfta an der Sirecke
Halle Cassel, S. 15. — Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten
Enteiguungsverfahrens bei dem Bau des zweiten Gleises der Staatsbahnstrecke von Pronsfeld nach
Lommersweiler, S. 16.

(Nr. 11561.) Erlaß des Ministers des Innern, betreffend Abänderung des Tarifs für die
Gebühren der Kreisärzte. Vom 8. Februar 1917.

ATluf Grund des &amp; 8 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Gebühren der Medizinal-
beamten, vom 14. Juli 1909 (Gesetzsamml. S. 625) wird der Tarif für die
Gebühren der Kreisarzte (Anlage1d. Ges.) wie folgt abgeändert:

Die Ziffer B 15 des Tarifs enthält den Jusatz:
desgleichen nicht für ein sehriftliches Gutachten über den Gesundheits-
zustand von Priegerwitwen, die auf Grund des Geseotes über Kapital=
abfindung an Stelle von Kriegsversorgung (Kapitalabfindungsgesetz; vom
3. Juli 1916 (Reichs-Gesetzbl. S. 680) eine Kapitalabfindung beantragen.

Berlin, den S. Februar 1917.

Der Minister des Innern.
v. Lvebell.

(Nr. 11562.) Crlaß des Staateministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent.
eignungsverfalrens bei dem Bau' von zwei Uberholungsgleisen beim Halte-
Funkte Helfta an der Strecke Halle-Cassel. Vom 9. Februar 1917.

Arr Grund des &amp; 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zurBeschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1911 (Gesetzsamml. S. 159) in der
Fassung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. S. 57) und vom
25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11561—11563). 5

Ausgegeben zu Berlin den 19. Februar 1917.
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Enteignungsverfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung bei dem Bau von
zwei Uberholungsgleisen beim Haltepunkte Helfta an der Strecke Halle-Cassel, zu
deren Ausführung das Recht zur Entziehung und zur dauernden Beschränkung des
Grundeigentums durch den Allerhöchsten Erlaß vom 19. Jannar 1863 (Gesetz-
samml. S. 118/119) verliehen worden ist, Anwendung findet.

Berlin, den 9. Februar 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Lvebell. Helfferich. Graf v. Roedern.

(Nr. 11563.) Erlaß des Staatsministeriums, betresfend Anwendung des vereinfachten Ent.
eignungsverfahrens bei dem Ban des zweiten Gleises der Staatsbahnstrecke
von Pronsfeld nach Lommersweiler. Vom 10. Februar 1917.

A Grund des § 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der
Fassung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. S. 57) und vom
25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte
Enteignungsverfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung auf den Bau des
zweiten Gleises der Staatsbahnstrecke von Pronsfeld nach Lommersweiler, zu
deren Ausführung das Recht zur Entziehung und dauernden Beschränkung des
Grundeigentums durch den Allerhöchsten Erlaß vom 31. Mai 1882 (Gesetzsamml.
S. 308) verliehen worden ist, Anwendung findet.

Berlin, den 10. Februar 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. Helfferich.
v. Stein. Graf v. Roedern.

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25 4

und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) find an die Postanstalten zu richten.
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Preußische Gesetzsammlung
Jahrgang 1917 Nr. 6.
Inhalt: Gesetz, betreffend die Abänderung des Preußischen Gerichtskostengesetzes vom 25. Juli 1910,

der Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910 und des Gesetzes, enthaltend die landes-
geletzlichen Vorschriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher,
vom 21. März 1910 in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. September 1910, S. 17. —
Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens
bei der Verlegung des östlich der Eisenbabnstrecke Bitterfeld—Ceipzig gelegenen Arschluß-
bahnhofs der Grube Leopold bei Edderitz Aktiengesellschaft auf die westliche Seite der
Strecke, S. 19. — Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten
Enteignungsverfahrens bei dem Bau der elektrischen Starkstromleitung voy der Schaltstation des
Elektrizitätswerks in Rbeydt, Regierungsbezirk Düsseldorf, nach dem städtischen Elektrizitätswerk
Erkelenz, Regierungsbezirk Aachen, durch die Niederrheinischen Licht, und Kraftwerke, Aktiengesellschaft
in Rbeydt, S. 190. — Bekanntmachung der nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die
Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. 20

(Nr. 11 564.) Gesetz, betreffend die Abänderung des Preußischen Gerichtskostengesetzes vom
25. Juli 1910 (Gesetzsamml. S. 184), der Gebührenordnung für Notare
vom 25. Juli 1910 (Gesetzsamml. S. 233) und des Gesetzes, enthaltend die
landesgesetzlichen Vorschriften über die Gebühren der Rechrsanwälte und
der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910 in der Fasiung der Bekannt-
machung vom 6. September 1910 (Gesetzsamml. S 261). Vom I7. Fe-
bruar 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c.
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

Artikel I.
Das Preußische Gerichtskostengesetz vom 25. Juli 1910 (Gesetzsamml. S. 184)

wird dahin geändert: ·

1.Jm8112werdcnimAbs.1Nr.2hinterdanorteu,,zuent-
richtenden Fernsprechgebühren“ die Worte „einschließlich der mit diesen
Gebühren auf Grund des Gesetzes vom 21. Juni 1916 (Reichs-
Gesetzbl. S. 577) zu erhebenden Reichsabgabe“ eingestellt.

2. Im 9114 wird im Abs. 1 der Satz 2 durch folgende Vorschrift ersetzt:
Der einzelne Pauschsatz beträgt 15 vom Hundert der zum Ansatze
gelangenden Gebühr, jedoch mindestens 80 Pfennig und höchstens
30 Mark.

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11564—11566). 6

Ausgegeben zu Berlin den 1. März 1917.
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Artikel II.
Die Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910 (Gesetzsamml. S. 233)

wird dahin geändert:
1. Im 9 19 erhält der Abs. 3 folgenden Schlußsatz:

Den Postgebühren steht die mit diesen Gebühren auf Grund des
Gesetzes vom 21. Juni 1916 (Reichs-Gesetzbl. S. 577) zu er-
hebende Reichsabgabe gleich.

2. Im 9 20 wird im Abs. 1 der Satz 2 durch folgende Vorschrift ersetzt:
Der einzelne Pauschsatz beträgt 15 vom Hundert der zum Ansatze
gelangenden Gebühr, jedoch mindestens 80 Pfennig und höchstens
30 Mark. ,

Artikel III.
Das Gesetz, enthaltend die landesgesetzlichen Vorschriften über die Gebühren

der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910 in der Fassung der
Bekanntmachung vom 6. September 1910 (Gesetzsamml. S. 261) wird dahin geändert:

1. Im Artikel 15 werden im Abs. 1 hinter dem Worte „Sendungen“ die
Worte „und der mit den Postgebühren auf Grund des Gesetzes vom
21. Juni 1916 (Reichs-Gesetzbl. S. 577) zu erhebenden Reichsabgabe“
eingestellt.

2. Im Abs. 2 erhält der Satz 1 folgende Fassung:
Der einzelne Pauschsatz beträgt 30 vom Hundert der zum

Ansatze gelangenden Gebühr; in den Fällen der Artikel 4 bis 7
beträgt er mindestens 3 Mark und höchstens 45 Mark, im übrigen
mindestens 1 Mark 50 Pfennig und höchstens 30 Mark.

3. Im Abs. 3 werden die Worte „3 Mark“ durch die Worte „4 Mark
50 Pfennig“ und die Jahl „50“ durch die Jahl „75“ ersetzt.

Artikel IV.
Die Vorschriften des ArtikelIfinden Anwendung auf alle zur Zeit des

Inkrafttretens dieses Gesetzes noch nicht fällig gewordenen Gerichtskosten. Die
Vorschriften der Artikel II und III finden Anwendung auf alle zur Zeit des In-
krafttretens des Gesetzes noch nicht beendigten Geschäfte. Sind in einer Rechts-
angelegenheit, für welche zur Jeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes Gebühren
noch nicht fällig sind, bare Auslagen, die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes
nicht zu erheben sind, von den Beteiligten erfordert worden, so werden die er-
forderten Beträge auf den Pauschsatz angerechnet.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 17. Februar 1917.

Siegel) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.

Helfferich. v. Stein. Graf v. Roedern.
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(Nr. 11565.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Verlegung des östlich der Eisenbahnstrecke Bitterfeld-
Leipzig gelegenen Anschlußbahnhofs der Grube Leopold bei Edderitz Aktien-
gesellschaft auf die westliche Seite der Strecke. Vom 14. Februar 1917.

A. Grund des &amp; 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) mit
Nachträgen vom 27. März und vom 25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 57
und 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den
Vorschriften dieser Verordnung bei der Ausübung des der Grube Leopold bei
Edderitz Aktiengesellschaft zum Zwecke der Verlegung des östlich der Eisenbahnstrecke
Bitterfeld-Leipzig gelegenen Anschlußbahnhofs der Grube auf die westliche Seite
der Strecke durch Erlaß des Staatsministeriums vom 6. Februar 1917 verliehenen
Enteignungsrechts Anwendung zu finden hat.

Berlin, den 14. Februar 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.
Helfferich. Graf v. Roedern.

(Nr. 11566.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei dem Bau der elektrischen Starkstromleitung von der
Schaltstation des Elektrizitätswerks in Rheydt, Regierungsbezirk Düsseldorf,
nach dem städtischen Elektrizitätswerk Erkelenz, Regierungsbezirk Aachen, durch
die Niederrheinischen Licht, und Kraftwerke, Aktiengesellschaft in Rheydt.
Vom 15. Februar 1917.

A uf Grund des 9 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und Beschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der
Fassung der Verordnungen vom 27. März und 25. September 1915 (Gesetzsamml.
S. 57 und 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach
den Vorschriften der Verordnung auf den Bau der elektrischen Starkstromleitung
von der Schaltstation des Elektrizitätswerks in Rheydt, Regierungsbezirk Düssel-
dorf, nach dem städtischen Elektrizitätswerk Erkelenz, Regierungsbezirk Aachen,
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zu deren Ausführung den Niederrheinischen Licht- und Kraftwerken, Aktiengesell-
schaft in Rheydt, das Enteignungsrecht durch den auf Grund Allerhöchster Er-
mächtigung ergangenen Erlaß des Staatsministeriums vom 10. Februar 1917
verliehen worden ist, Anwendung findet.

Berlin, den 15. Februar 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.
Helfferich. Graf v. Roedern.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1.

1

der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
13. November 1916, betreffend die Genehmigung einer Anderung des
Statuts der Lebensversicherungsanstalt der Ostpreußischen Landschaft, durch
das Amtsblatt der Königl. Regierung in Gumbinnen Nr. 6 S. 62, aus-
gegeben am 10. Februar 1917, (vgl. die Bekanntmachung S. 8 Nr. 8)
der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
23. Dezember 1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
den Reichsfiskus, vertreten durch den Reichskanzler (Reichsschatzamt), für
den Bau einer Wasserleitung von der polnischen Landesgrenze bis zum
Reichsstickstoffwerke Chorzow in Oberschlesien, durch das Amtsblatt der
Königl. Regierung in Oppeln Nr. 2 S. 16) ausgegeben am 13. Jannar 1917;
der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16, August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
30. Dezember 1916, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
die Stadtgemeinde Cöln für den Umbau der Gleisanlagen der Privat-
anschlußbahn nach dem Schlacht= und Viehhof der Stadt Cöln, durch das
Amtsblatt der Königl. Regierung in Cöln Nr. 3 S. 14, ausgegeben am
20. Januar 1917.

Redigiert im Bureau des Staatsminisieriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25

und 1884 bis 1913 zu 4,60 #4) sind an die Postanstalten zu richten.
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Preußische GesctsanmlungJahrgang 1917 Nr. 7.
Inhalt: Geseh, betreffend den Erwerd der Aktien der Vergwerksgesellschaft Hibernia zu e durch den

Staat, S. 21. — Bekanntmachung der nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die
Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. 22.

(Nr. 11567.) Gesetz, betressend den Erwerb der Aktien der Bergwerksgesellschaft Hibernia
zu Herne durch den Staat. Vom 26. Februar 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c
verordnen, mit Zustimmung der beiden Hauser des Landtags der Monarchie,
was folgt: 1

Die Staatsregierung wird ermächtigt, Stammaktien der Bergwerksgesell-
schaft Hibernia zu Herne im Nennbetrage von insgesamt 32 446 600 Mark und
die Vorzugsaktien dieser Gesellschaft im Nennbetrage von 10 000 000 Mark
zu erwerben und zur Bezahlung des Kaufpreises preußische viereinhalbzinsige, am
31. Dezember 1934 rückzahlbare Schatzanweisungen bis zum Nennbetrage von
98188 600 Mark mit Zinsen für die geit vom 1. Jannar 1917 ab zu verwenden.

§ 2.
Q) Oer Finanzminister wird ermächtigt, die nach 1 erforderlichen Schatz-

anweisungen auszugeben und die Mittel zur Einlösung dieser Schatzanweisungen
durch Ausgabe von neuen Schatzanweisungen und von Staatsschuldverschreibungen
in dem erforderlichen Neunbetrage zu beschaffen. Die Schatzanweisungen können
wiederholt ausgegeben werden.

(i) Schatzanweisungen oder Schuldverschreibungen, die zur Einlösung von
fällig werdenden Schatzanweisungen bestimmt sind, hat die Hauptverwaltung der
Staatsschulden auf Anordnung des Finanzministers 14 Tage vor dem Falligkeits-
termine zur Verfügung zu halten. Die Verzinsung der neuen Schuldpapiere darf
nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit demdie Verzinsung der einzulösenden
Schatzanweisungen. aufhört.

() Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen die Schatzan-
weisungen des § 1, ferner zu welchem Zinsfuße, zu welchen Bedingungen der
Kündigung und zu welchen Kursen die zur Einlösung der Schatzanweisungen des
&amp;1 dienenden Schatzanweisungen und Schuldverschreibungen verausgabt werden
sollen, bestimmt der Finanzminister.

() Die Dividende aus den Stammektien, soweit sie nicht zur Verzinsung der
Schatzanweisungen und Schuldverschreibungen sowie deren gesetzlicher /8 vom Hundert)

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11567.) 7
Ausgegeben zu Berlin den 6. März 1917.
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Tilgung erforderlich ist, ist zur verstärkten Tilgung der Schatzanweisungen und
Schuldverschreibungen zu verwenden.

(5) Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe dir
Vorschriften des Gesetzes, betreffend die Konsolidation preußischer Staatsanleihen,
vom 19. Dezember 1869 (Gesetzsamml. S. 1197), des Gesetzes, betreffend die
Tilgung von Staatsschulden, vom 8. März 1897 (Gesetzsamml. S. 43) und des
Gesetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eisenbahnverwaltung,
vom 3. Mai 1903 (Gesetzsamml. S. 155) zur Anwendung.

83.
Mit der Ausführung dieses Gesetzes werden, unbeschadet der Vorschrift

des §2, der Finanzminister und der Minister für Handel und Gewerbe beauftragt.

4.
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Koniglichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 26. Februar 1917.

Eiegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.

Helfferich. v. Stein. Graf v. RNoedern.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml.S357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhochster Ermachtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
5. Januar 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
das Deutsche Reich (Reichs-Marineverwaltung) für die Errichtung öffent—
licher Anlagen in den Gemarkungen Baden und llsen im Kreise Achim,
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Stade Nr. 2 S. 7, aus-
gegeben am 13. Jannar 1917,

2. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1911
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
16. Jannar 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
den Landkreis Flensburg für die Anlagen zur Leitung und Verteilung
des elektrischen Stromes innerhalb des Landkreises Flensburg, durch das
Amtsblatt der Konigl. Regierung in Schleswig Nr. 7 S. 37, ausgegeben
am 31 zannar 1917.

Rürmert im Bureau des Styateministerimms. — Verlin. gedruckt in der Rricher ruckerei.
Nestellungen dus eimieine Stucke der Vreußischen Geseosmmlung und gJusr de Hau###Sachregister #1X/ bis 1983 zu 6,26 A

und Ins bis 1913 zu 4,60 -K) sind an die Postauftalten zu richten.



Preußische Gesetzsammlung
Jahrgang 1917 Nr. 8.
Inhalt: Gesetz, betreffend Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung über Sicherstellung des

kommunalen Wahlrechts der Kriegsteilnehmer vom 7. Juli 1915, S. 23. — Erlaß des Staats-
ministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Cnteignungsverfahrens bei der Herstellung
einer eingleisigen Staatseisenbahn von Wormditt nach Schlobitten sowie des zweiten Gleises auf
mehreren Staatsbahnstrecken, S. 34.

(Nr. 11568.) Gesetz, betreffend Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung über
Sicherstellung des kommunalen Wahlrechts der Kriegsteilnehmer vom
7. Juli 1915 (Gesetzsamml. S. 111). Vom 4. März 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen #5
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

Einziger Paragraph.
Die Geltungsdauer der Verordnung, betreffend Sicherstellung des kommunalen

Wahlrechts der Kriegsteilnehmer, vom 7. Juli 1915 (Gesetzsamml. S. 111) wird
auf das Jahr 1917 erstreckt.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 4. März 1917.

Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breiten bach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.

Helfferich. v. Stein. Graf v. Roedern.

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11568—11569). 8

Ausgegeben zu Berlin den 16. März 1917.
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(Nr. 11569.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Herstellung einer eingleisigen Staatseisenbahn
von Wormditt nach Schlobitten sowie des zweiten Gleises auf mehreren

A Staatsbahnstrecken. Vom 2. März 1917.
uf Grund des &amp; 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes

Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der
Fassung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. S. 57) und vom
25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte
Enteignungsverfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung bei der Herstellung
einer eingleisigen Staatseisenbahn von Wormditt nach Schlobitten sowie des
zweiten Gleises auf folgenden Staatsbahnstrecken Anwendung findet:

von Rastenburg über Angerburg nach Goldap und weiter über Butt-
kuhnen—-Blindgallen nach Szittkehmen;

von Bartenstein nach Korschen einschließlich einer unmittelbaren Gleis-
verbindung von Korschen an die Bahn Bartenstein—Heilsberg;

von Pogegen nach Laugszargen und
von CzZersk über Schmentau nach Niesenburg.

Zur Ausführung der vorbezeichneten Staatsbahnstrecken ist das Recht zur
Entziehung und dauernden Beschränkung des Grundeigentums verliehen worden:

für die Eisenbahnlinie Wormditt-Schlobitten durch Allerhöchsten Erlaß
vom 14. Juli 1914 (Gesetzsamml. S. 151))

für die Eisenbahnlinie Rastenburg—Angerburg durch Allerhöchsten Erlaß
vom 23. Mai 1898 (Gesetzsamml. S. 99);

für die Eisenbabnlinie Angerburg-Goldap durch Allerhöchsten Erlaß
vom 17. April 1895 (Gesetzsamml. S. 151))

für die Eisenbabnlinie Goldap--Buttkuhnen—-Blindgallen durch Aller-
höchsten Erlaß vom 30. Juli 1912 (Gesetzsamml. S. 204);

für die Eisenbahnlinie Blindgallen—-Szittkehmen durch Allerböchsten
Erlaß vom 5. Juli 1913 (Gesetzsamml. S. 363);

für die Eisenbahnlinie Bartenstein Korschen durch Allerhöchste Kon-
zessions= und Bestätigungsurkunde für die Ostpreußische Südbahn-
Gesellschaft vom 2. November 1863 (Gesetzsamml. S. 717);

für die Eisenbahnlinie Pogegen-Laugszargen durch Allerhöchsten Erlaß
vom 6. Juni 1900 (Gesetzsamml. S. 151);

für die Eisenbahnlinie Czersk-Schmentau-Riesenburg durch Allerhöchsten
Erlaß vom 8. Juli 1916 (Gesetzsamml. S. 113).

Berlin, den 2. März 1917.
Das Staatsministerium.

v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Lvebell.

Helfferich. Graf v. Roedern.
NRedigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdmckerei.

Bestellungen auf einzelne Stäcke der Vreußischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregister (1506 bis 1883 zu 6,25.“
und 1884 bis 1913 zu 4,60 .X) sind an die Postanstalten zu richten.
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Metupßische Gesetzsammlung
Jahrgang 1917 Nr. 9.
Inhalt: Gesetz, betreffend die Feststellung des Staatshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1917, S. 25. —

Bekauntmachung der nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter
verösfentlichten landesherrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. 47.

(Nr. 11570.) Gesetz, betreffend die Feststellung des Staatshaushaltsplans für das Rechnungs-
jahr 1917. Vom 30. März 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c,
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

* 1.
Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Staatshaushaltsplan für das

Rechnungsjahr 1917 wird '

in Einnahme
auf 5 160 765 721 Mark

nämlich
auf 5 154 149 721 Mark an ordentlichen und
auf 6 616 000 Mark an außerordentlichen Einnahmen, und

in Ausgabe
auf 5 160 765721 Mark,

nämlich
auf 4955731 239 Mark an dauernden und
auf 205 034 482 Mark an einmaligen und außerordentlichen Ausgaben

festgesett.
#2.

Der diesem Gesetz als weitere Anlage beigefügte Haushalt der Verwaltungs-
eimahmen und aausgaben der Preußischen Zentral-Genossenschaftskasse für das
Rechnungsjahr 1917 wird

in Einnahme —

auf 12 300 Mark und
in Ausgabe

auf 1 196 069 Mark
festgestellt.

Gesetzlammlung 1917. (Nr. 11570.) 9

Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1917.



83.
Im Rechnungsjahr 1917 können zur vorübergehenden Verstärkung der

Betriebsmittel der Generalstaatskasse nach Anordnung des Finanzministers bis
auf Höhe von 5000 000 000 Mark Schatzanweisungen oder Wechsel, die vor dem
1. Jannar 1919 verfallen müssen, wiederholt ausgegeben werden. Auf die Schatz-
anweisungen und Wechsel finden die Bestimmungen des 9 4 Abs. 1 und 2 und
des 9 6 des Gesetzes vom 28. September 1866 (Gesetzsamml. S. 607) mit der
Maßgabe Anwendung, daß die Wechsel mittels Unterschrift zweier Mitglieder der
Hauptverwaltung der Staatsschulden ausgestellt werden.

Schatzanweisungen, etwa zugehörige Jinsscheine und Wechsel können sämtlich
oder teilweise auf ausländische oder auch nach einem bestimmten Wertverhältnisse
gleichzeitig auf in-- und ausländische Währungen sowie im Ausland zahlbar ge-
stellt werden. Die Festsetzung des Wertverhältnisses und der näheren Bedingungen
für Jahlungen im Ausland bleibt dem Finanzminister überlassen.

Schatzanweisungen und Wechsel, die zur Einlösung fällig werdender Schatz-
anweisungen oder Wechsel bestimmt sind, hat die Hauptverwaltung der Staats-
schulden auf Anordnung des Finanzministers vierzehn Tage vor der Fälligkeit
zur Verfügung zu halten. Die Verzinsung oder Umlaufszeit der neuen Schuld-
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinsung oder
Umlaufszeit der einzulösenden Schatzanweisungen oder Wechsel aufhört.

§ 4.
Der Finanzminister ist mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 30. März 1917.

(Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. Helfferich.

v. Stein. Graf v. Roedern.



Staatshaushaltsplan
für das Rechnungsjahr

1917.



Betrag
für das

F Einnahme Rechnungsjahr
S 1917

4

Ordentliche Einnahmen.
A. Einzelne Einnahmezweige.

1. Ministerium für Landwirtschaft,
Domünen und Vorsten.

111—99Domdnen.....31323 450
21—7 Forsen..........154811000

Summe Kapitel 1 und 2186 134 450

Davon geht ab:
die dem Kronfideikommißfonds durch das Gesetz vom

17. Januar 1820 auf die Einkünfte der Domänen
und Forsten angewiesene Rente von 2 500 000 Taler,
einschließlich 548 240 Taler Godll.X 7719 296

Bleiben . . . . 178 415 154

3 — Frei.

Summe . .. 178 415 154

II. Finanzministerium.
4—8 Direkte Steer 486 072 200
55 1—25 Hölle und indirekte Steenr 103 604 000
6 1–TNTLoteeee 196 487 500
71—2 Königliche Seehandlung (Preußische Staatsbanh). 4 470 900

Münzverwaltung.
8 1—2 Möünze in Beriin...... 756 900
8a 1 Drobieranstalt in Frankfurt an. 11 600

Summe Kapitel 8 und Sa . . . .

Summe II . . . .

768500
791 403 100
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Betrag
— · für das

 Ex Einnahme Rechnungsjahr
 5 1917

4

mM. Ministerium für Handel und Gewerbe.
Berg-, Hütten= und Salinenverwaltung.

9 1—11 Staatswerkeeee... 409 881 710
ga— NRückzahlungen und Zinsen auf Baudarlehen usw. 111 410
9b.—2 Gemeinschaftswerkee 11 932 300
9e1—8 BVerwaltungsbehörden, Bergakademie und Geologische

Landesanstalltlelelelelell 558 000
Summe III 42 483 420

W. Ministerium der öffentlichen Arbeiten.
. Verwaltung der Eisenbahnangelegenheiten.

10 1—6 Vom Staate verwaltete Eisenbahnen 2 892 535 000
11/181 — Ferei.
19— Privateisenbahnen, bei denen der Staat beteiligt ist, 90 000
20 1—2 Sonstige Einnamen 2 800 000

Summe IV .. . . 2 895 425 000

Dazu: IiI1222 483 420
t 111.91 403 100
5 11. 178 15 154

Summe A. Einzelne Einnahmezweige. 287 726 674

B. Dotationen und allgemeine Finanz-
verwaltung.

1. Dotationen.

Offentliche Schuld.
221—3 Eigene Einnahmen der Staatsschuldenverwaltung 962 385
22a11—2 „Anteil der Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung -

an der Verzinsung und Tilgung der Staatsschulden 15 525 051
220 1—3 „nteil der Eisenbahnverwaltung an der Verzinsung

und Tilgung der Staatsschulden 432 435 652
Summe Kapitel 22 bis 22b . . . .! 448 923 088



Betrag
• · für das

- l Einnahme Rechnungsjahr
— 1917

4

Ubertrag 48 923 088
23a 1Herrenhausss-=... 1 400
2305 1 Haus der Abgeordneten 34 800

Summe IlI.. 8 959 288

241—14 M. Allgemeine Finanzverwaltung ..... 194 979 174
Summe B. Dotationen und allgemeine

Finanzverwaltung . . . . 643 938 462

C. Staatsverwaltungseinnahmen.
I. Staatsministerium.

2551 Staatsministerr . . . . . . ... 1050

255 1—2 Staatsarchlieen 4 610
25c 1—22 Generalordenskommission... 18 200
25411—2 Geheimes ZivilkabinrttB 10 660
255 1 „Oberrechnungskamren 19 453
255 Landeswassentt:........ 500
2581 1-2 Gesetzsammlungsamt in Berlin .. .. .. .. .. . . . ... 175 510

255H1—3 Deutscher Reichs- und Preußischer Staatsanzeiger. 944 200
255— nsiedlungskommission für Westpreußen und Posen —

(Die Einnahmen fließen dem Kreditfonds zu
— vgl. § 8 des Gesetzes vom 26. April 1886
— Gesetzsamml. S. 131 —, Art.1Nr. 3 des
Gesetzes vom 20. April 1898 — Gesetzsamml.
S. 63 — und Art.1Nr. 5 des Gesetzes vom
20. März 1908 — Gesetzsamml. S. 29 —.)

Summe J. .. . 1 174 183

261—2 n. Ministerium der auswärtigen An-
gelegenheitgen... 13 650

271—14 III. Einan zministerinntrt.... 6 111 466
zu übertragen 7299.299



Betrag
F für das

* Einnahme Rechnungsjahr3.
 1917

4

Übertrag 7299 299
W. Ministerium der öffentlichen Ar-

beiten.
28 1—11| Bauverwaltngagaga.... 26 511 000

 V. MinisteriumfürHandelundGewerbe.
2991—7 Handels= und Gewerbeverwaltng 9 089 219
30—7 VI. Justizministerimm.....99 395 000
311—10 0VM. Ministerium des Innen 55 723 517

VI. Ministerium für Landwirtschaft,
Domünen und VForsten.

321—8 Landwirtschaftliche Verwaltiing......11106 967
331—11Gestütverwaltunng..E 5 496 216

Summe VIII . 16 603 183

341—9 IX. Ministerium dergeistlichen und Anter-
richts-Angelegenheiten.. 7 861 867

35 1 X. Kriegsministerrrni:... 1500
Summe C. Staatsverwaltungseinnahmen22 484 585

Dazu: pv B. Dotationen und allgemeine
Finanzverwaltung 643 938 462

*: A. Einzelne Einnahmezweige287 726 674
Summe der ordentlichen Einnahmen . . 5 154 149 721

Außerordentliche Einnahmen.
110—11| Domänen . . . . . . . . . . . . . .. .. . . . . . . . . . . . . . .. 3 000 000

2 8 Forsten ........ . ..... .. . . .. . .. .. . .. .. . .. 2 000 000

9#1—2 Berg-, Hütten= und Salinenverwaltung 6 000
21|1—5 Eisenbahnverwaltnnnagagagaga.......1610 000
344110 Ministerium der geistlichen und Unterrichts-Angelegen-

heiien.... —
Summe der außerordentlichen Einnahmen 6 616 000



Betrag
. für das
—AE— Ausgabe Rechnungsjahr
 63 1917

4

Dauernde Ausgaben.

A. Betriebs-, Erhebungs= und Verwaltungskosten
der einzelnen Einnahmezweige.

1. Ministerium für Landwirtschaft, Domüänen und
Forsten.

111—24 Domen........10360650

Forsten.
2 1—31Verwaltung und Betriee................57385000
31—7 Forstwissenschaftliche und rhwecke ......................... 397 000
4 12-7 JAllgemeine Ausgaben .. . . . . . . ... 7207000

Summe Kapitel 2 btst44 989 000

5 — Frei.

Summe L. . . .! 75349650

IU. Finanzministerium.

61—27 Direkte Steen......28531400
71—18 Zölle und indirekte Steuern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 65 890 660

8/10 frei.
zu übertragen94 422 060



Betrag
F für das

7 Ausgabe Rechnungsjahr
S8 1917

4

Abertrag . . . . 94 422 060

11111—9 LotterenrHee. 183 823 842

10.— Königliche Seehandlung (Preußische Staatsbank).
Die Verwaltungskosten im Betrage von 1618715 Mark werden aus

den Erträgnissen der Seehandlung bestritten.

Münzverwaltung.
131—9 Münze in Berln 520 460

1311—5 Probieranstalt in Frankfurt .WWWWW. 0 700

Summe Kapitel 13 und 133 531 160

Summie II ... . 278777 062

M. Ministerium für Handel und Gewerbe.

Berg-, Hütten= und Salinenverwaltung.

Betriebskosten.
141—25%Staatswerkee 352 460 560

151—2 Sinsen und Tilgungsbetrieenn.. 15 525 051
16/1 Feei.
181—2256emeinschaftswerkee.... 9 805 400

zu Übertragen 377 791 011

10Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11570.)



Betrag
für das

— Ausgabe Rechnungsjahr
S. 1917

4

Übertrng377 791 0ll
Verwaltungskosten.

191—9 Ministerialabteilung für das Bergwesen 356 690
20 1.—12Oberbergämtenrnrnr..........3936870
21|1—9 Bergakademie in Claustall....... 218 540
2111—9 Geologische Landesanstalt in Verlllinn. 1 224 880
221—7Sonstige Verwaltungsaussaaen. 186 000

Summe IlIII383 713 991

!V. Ministerium der öffentlichen Arbeiten.

Verwaltung der Eisenbahnangelegenheiten.
231—12Vom Staate verwaltete Eisenbanhen....2014609000
24 — 1Anteil Hessens an den Ergebnissen der gemeinschaftlichen Verwaltung

des preußischen und hessischen Eisenbahnbesitzst.. 18 643 000
25 Dberschuß Badens von den auf badischem Gebiete gelegenen Strecken

der Main-Neckar-Eisenboaoaona 673 000
26;301 — Frei.

311—2 Wartegelder und Unterstützungen 45 000
321—21 Ministerialabteilungen für das Eisenbahmoesen 3 022 000
333 Linsen und Tilgungsbetrigeent 432 435 652
33aB1l—2 Ausgleichssondsss. 1 207 348

Summe IV .. . . 2 470 635 000

Dazu: »III . . . . 383713991
.- ll....278777062

.- l. 75 349 650

Summe A. Betriebs= usw. Kosten 3 208 475 703



Betrag
für das

* — Ausgabe Rechnungsjahr
5 1917

4

B. Dotationen und allgemeine Finanzverwaltung.
I. Dotationen.

34— Suschuß zur Rente des Kronfideikommißfonds .................10000000

Offentliche Schuld.
351—4 LWVerzinngagaa........502839175
361—6 Tilngagaga....64 384 181
3s— SBur weiteren Tilgung von Staatsschulden oder zur Verrechnung

auf bewilligte Anleihen gemäß den Gesetzen vom 8. März 1897
(Gesetzsamml. S. 43) und vom 3. Mai 1903 (Gesetzsamml. S. 155) —

371—5 Tilgung des Kaufpreises der Hibernia-Aktien und des Kalisalzberg-
werkes Hercynia, Tilgung der Anleihen zur Erweiterung der An-
lagen der Staatsbergverwaltung sowie Verstärkung der gesetzlichen
Schuldentilgung durch ersparte Zinsen und durch die Rück-
zahlungen auf Iwischenkreditee.....7206.289

382Neten.... 2929500
39 1—8 Verwaltungskosen......·........2157815

SummeKapitelZöbisW....579516960
Beide Häuser des Landtags.

40 1—9 Herrenhauauiusse...........318215
411—14Haus der Abgeordnten. 2193765

Summe Kapitel 40 und 41 2511980

Summe L.. 592 028 940

N. Allgemeine Finanzverwaltung.
42 1—2 Beiträge zu den Ausgaben des Reichs .. . ...................154010813
431—17 Jahrgelder, Renten, Abfindungen, Zuschüsse ui. 108 290 394

Summe II .. . . 262301207

Dazu: » I1I. . . 592028940

Summe B. Dotationen usiw.854330 147
10“



Betrag
D für das

* — Ausgabe Rechnungsjahr
S8 1917

C. Staatsverwaltungsausgaben.
I. Staatsministerium.

44415 Staatsministeri::::t 371 830
451—11taatsaribbrrr;;; 665 000
468 Generalordenskommisioonannnr 595 370
47/1–9 Eeheimes Livilkabintt:... 210 300
481—13.Oberrechnungskzumen.........1389054
49 1- 11 Landeswasseramt ......... ...... . ....... ..... .. ... . . . . .. 123 510

50|Dißiplinarooee..........15450
51—36erichtshof zur Entscheidung der Kompetenzkonflikk:: 8 400
52—3 Gesetzsammlungsamt in Berlin... 151 600
531—10 Deutscher Reichs- und Preußischer Staatsanzeiger 784 081
54— FHür Znecke der Landesvermessung 800 000

51¼ — HAnsiedlungskommission für Westpreußen und Posen —
Oie Verwaltungsausgaben im Betrage von 2656614 Mark

sind aus dem Kreditfonds zu bestreiten — vgl. die Gesetze vom
26. April 1886 — Gesetzsamml. S. 131 —, 20. April 1898
— Gesetzsamml. S. 63 —, 1. Juli 1902 — Gesetzsamml.
S. 234 —, 20. März 1908 — Gesetzsamml. S. 29 — und
28. Mai 1913 — Gesetzsamml. S. 269 —.)

Summe l.-5114 9

U#. Ministerium der auswürtigen Angelegenheiten.
55 1l—3 Ministiiirrrtttrtr:r::................121500
561—8 Gesandtschafttteteteenen· 480 900

Summe II . . . . 602 400

M. Finanministerium.
571—13 Ministeiw:::::.....1745280

570as!—2 Prüfungskommission für höhere Verwaltungsbeamte...- 18600
zuübertragen....1763880
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Betrag
für das

* 9 Ausgabe Rechnungsjahr
**2 1917

Abertrag . . . .! 1763880

581—17 Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten und Regierungen, einschließ-
lich der Ministerial-, Militär- und Baukommission in Berlin,
sowie Bezirksausschüse.............28539845

591—9 Rentenbanken.......508530
60 1—10 Witwen- und Waisenverpflegungsanstalen 2 882 838
611—5 Verwaltung des Tiergartens in Berln ........ 330 065
62 1—10 Wartegelder, Ruhegehälter und Unterstützungen u. 62 670 797
631—5 Allgemeine VPdndddddssss.............12326159

Summe IIII 09 022 114

W. Ministerium der öffentlichen Arbeiten.
641—16Ministeiwiiiimmmmmmm. 1872170
651—22 Bauverwaltgngagaa..........40714118
661—9 Vermischte Aussubeen........1220200
66a 1—12 Ruhrschiffahrt. und Ruhrhäfenverwaltig......5020000

Summe . . . . 48826 488

V. Ministerium für Handel und Gewerbe.
671—15 Ministei::::::.. 907 460
681—18 Handels= und Gewerbeverwaltntggzgzgzgzggt 8 043 530
691—18Gewerbliches Unterrichtswesen, wissenschaftliche und gemeinnügzige

Zwecke............................................. 14 838 104
69a 1—5 HPorzellanmanufakttrrr......1674100
690| 1—6 Landesgewerbent::... 128 760
70 1—5 Vermischte Aussen... 121 700

Summe W.25713654

VI. Justizministerium.
711—12| Ministeri::................1140500
72 1282èdJustizprüfungskommission .. .. .. .... . ... .. . . . . . .. . . .. . . . .. 168 720

733—20 Oberlandesgerichhhtt:...........9500150
zu übertragen09370



Betrag
m–. 3 für das
— Ausgabe Rechnungsjahr
S 1917

-

Ubertrag 10 809 370

741—26 Landgerichte und Amtsgerichht....135 234 678
75 1—12 Besondere Gefängnise........10484422
7611—6 NRuhegehälter, Witwen= und Waisengelder, Wartegelder usaw. 23 814 000
77|— Bare Auslagen in Zivil- und Strafsahen 12 000 000
78— Beförderungskosen..... 227 000
7931—2 Porto und ähnliche Vergütunen..... 15 284 560
80 1—13.Sonstige Aussaen........4543970
81 — Unterhaltung der Justizgebäude, mit Ausschluß der größeren Neu-

bauten und Hauptausbesserugen 2250 000
82U •| Ausgaben an die Justizoffizianten-Witwenkase 40 000

Sume VV.1488 000

VII. Ministerium des Innern.
831—12aMinisteieirrrtttt::..........1256010
84 112Statistisches Landesamt. ...... . ..........................698190
85—7 0Oberverwaltungsgerictt......1 448 200
862 Persicherungsrevisrten........ 30 500
87—2 Standesammernrn....................301440
88 — Verwaltung der Regierungsamtsblätter und der damit verbundenen

öffentlichen Anzeieen..... 327 186
89—3 Staatliche Nahrungsmittel-Untersuchungsanstalt für die im Landes-

polizeibezirke Berlin bestehenden Königlichen Polizeiverwaltungen. 69 860
99 —12 Landrätliche Behörden und UAmter 13 963 409
91 1—15 Polizeiverwaltung in Berlin und Umgebung, Charlottenburg,

Berlin-Lichtenberg und Stralau, Neukölln und Berlin-Schöne-
berg und -Wilmersdororr...............30695369

9211—13| Polizeiverwaltung in den Provinen.... 26 022 506
92a 1—5 Lucht- und Abrichteanstalt für Polizeihunde bei Grünheide 17 298
931—4 Dolizei-Distriktskommissare in der Provinz Posen 1 309 880
9411—11Landgendarmeiennn.............18417736
95 I128 Allgemeine Ausgaben für die Polizei .. .. .. . . . . . . . . . . . . . . . .. 15 053 244

zu übertragen . . . . 109 610 828



Betrag
E— für das

F Ausgabe Rechnungsjahr
 8E 1917

#

Ubertrag109610 828
96 1—16 Strafanstaltsverwalttnynyg.......15577118
991—9 Wohltätigkeitsmittell......26177873

97a 1—30| Medizinalwesen...........5168836
98—6 Allgemeine Ausgaben für die Verwaltung des JInner6 342146

Summe VII . . . . 156876801

VIII. Ministerium für Landwirtschaft, Domüänen und
Forsten.

Landwirtschaftliche Verwaltung, einschließlich der
Zentralverwaltung des Ministeriums.

99|1—11aMinisteriirrmmmr::......................1991850
100 14-8 Oberlandeskulturgerichtt:...... 169 670
1011.—16#neralkommissien........13358145
101al—3 Banktechnische Revisotenr- 22 700
1021—16 Landwirtschaftliche Lehranstalten und sonstige wissenschaftliche und

Lehrzwekennn.................5060403
1031—17b Tierärztliche Hochschulen und Veterinärwesen.. 6 443 075
101411—4 Förderung der Viehzuchtt...................8815000
105—8 Förderung der Fischerei.. . . . .............................589687
1061—12 Landesmeliorationen, Moor-, Deich-, Ufer- und Dünenwesen . . . . 4175 474
107 1-7 Allgemeine Ausgaben .. .... ... .. .. .. ... .. .. .. .. .. . . . . ... 1805 069

Summe Kapitel 99 bis 107 42441073

108 1—340estütverwalttg 11 656 305
Summe VIII . . . . 54097378
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Betrag
für das

 7 Ausgabe Rechnungsjahr
S8 1917

#

IX. Ministerium der geistlichen und Anterrichts-
Angelegenheiten.

109 1—15|Ministeiwwwiiii...............1589810
110 1l—11Kultus und Unterricht gemeinnsaaa.............5487648
1111—8 S#wangelischer Oberkirchennttt..........260970
111—8 Enangelische Konsistoren..... 1890641
1131—11vangelische Geistliche und Kiren.. 23384 973
114444feei.
1151—16 Bistümer und die dazu gehörenden Anstalten 2019722
116—3 Katholische Geistliche und Kirbhen 7428 800
116a — 1ltkatholische Geistliche und Kirhen 48 000

1171—7 Provinzialschulkolleggen.... 1600412
118—4 Prüfungsausschüssee...............146804
1191—16|Universitäten und Charitekrankenhaus Berllinn........18712453
120 1—22 Höhere Lehranstalenn.............23324463
12111—49Elementarunterrichtswsen....176 184 939
1221—44 Kunst und Wissenschafft:: 8651 348
1231—19 Technisches Unterrichtswesen.... 6512 610
12444FFeei.
125.— Feei.
1261—45onstige allgemeine MitemlZlZ........260818

Summe K.2277804 411



Betrag
F für das

— Ausgabe Rechnungsjahr
S 1917

M

X. Kriegsministerium.
127|1—9 Für die Verwaltung des Zeughauses in Berlln ·. 179 548

Summe X für sich.

Dazu: Summe IX. Ministerium der geistlichen usw. Angelegen-
heien... 277 804 411

VillI. Ministerium für Landwirtschaft us. 54 097 378
VII. Ministerium des Innern 156 876 801

Vl. Justizministerinmm 214 688 000
: V. Ministerium für Handel und Gewerbe 25 713 654
#: UV. Ministerium der öffentlichen Arbeiten 48 826 488
»ILII. Finanzministerium . . . . . . . . .. . ... . . . ... 109 022 114

I II. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten 602 400
- I. Staatsministeriwwwm.... 5114595

Summe C. Staatsverwaltungsausgaben
Dazu: Be. Dotationen und allgemeine Finanz-

verwaltng
: A. Betriebs= usw. Kosteen

Summe der dauernden Ausgaben

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11570.)

892 925 389

854 330 147

3 208 475 703

4955 731 239

11



Betrag
D für das

*2 Ausgabe Rechnungsjahr
S 1917

4

Einmalige und außerordentliche Ausgaben.

11 Domänenvewaltgngngagaga..... 4 190 500
 —— —————————————................2930000
3 „Verwaltung der direkten Stenren 400 000
4— PVerwaltung der HLölle und indirekten Steiern 274 725

57 — Frei.
8— ZBerg-, Hütten-- und Salinenverwaltng 16 428 000
9 — 1iisenbahnverwaltgga 150 900 000

Summe Kapitel 1 bis 9. 175 123 225 Mark
10/131 — JZFrei.
1A1— rei.
155 — Staatsarcheen..................200000

16/20— Frei.
244Finanzministeiwwwwimimm7m7............5555482
251 Bauverwaltung, einschließlich der Hauptverwaltung des Ministeriums

der öffentlichen Arbeiien.. 10 351 500
26— Handels= und Gewerbeverwaltung, einschließlich der Hauptverwaltung

des Ministeriums für Handel und Gewerre... —
27— ZJustizministerium. .. ... . . . . ........ . . .... . .. . .. .. . . . . . .. 2245 200

28 Ministerium des Innern.. 686 200
2)— Landwirtschaftliche Verwaltung, einschließlich der Hauptverwaltung

des Ministeriums für Landwirtschaft, Domänen und Forsten,. 5 639 740
30— Gestütverwaltinngng. 524 260
31— Ministerium der geistlichen und Unterrichts-Angelegenheitten 4 708 875
32Frei.

Summe Kapitel 14 bis 22 . 29911 257 Mark

Summe der einmaligen und außerordentlichen Ausgaben 205 034 482
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Abschluß.
Es betragen:

1. die ordentlichen Einnahmen 5 154149721 Mark,
2. die außerordentlichen Ein-

nahmen ..... ..... . ... 6616000 =

5 160 765 721 Mark,
3. die dauernden Ausgaben. 4955 731239 Mark,
4. die einmaligen und außer-

ordentlichen Aussaben 205 034 482 5160 765 721 Mark.

Großes Hauptquartier, den 30. März 1917.

(Siegel.) Wil h elm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. Helfferich.

v. Stein. Graf v. Roedern.

11“



Haushalt der Verwaltungseinnahmen und -ausgaben der
Preußischen Zentral-Genossenschaftskasse

für das Rechnungsjahr 1917.

Betrag
. für das

Titel Einnahme und Ausgabe Rechnungsjahr
1917

Einnahme.
1. erschiedene Einnamen 12 300

Summe der Einnahme für sich.
(Die Einnahmen im Betrage von 12 300 Mark

werden den Erträgnissen der Anstalt zugeführt.)

Ausgabe.
Besoldungen.

1 1 Präsident mit (14 000 bis 17 000 Mark 17 000 Mark;
1 Direktionsmitglied als Vertreter des Präsidenten mit

(7000 bis 11500 Mark) 11 500 Markz;
4 Direktionsmitglieder, davon 1 Stelle künftig wegfallend,

mit (7000 bis 10 000 Mark) 33 000 Mark;
4 ständige Hilfsarbeiter des Direktoriums mit (5 400

bis 7 200 Marh) 24 000 Mark . . . . . .. . .. . . . . .. 85500

(Der Präsident hat freie Dienstwohnung.)
zu übertragen 85 500



Betrag
für das

Ditel Ausgabe Rechnungsjahr
1917

4

Ubertrag 85 500
2 3 Abteilungsvorsteher und 1 Vorsteher des Revisions-

bureaus mit (4 800 bis 6 600 Markh 24 600 Mark;
3 erste Kassierer und 1 Assistent des genossenschaftstech-

nischen Bankinspektors mit (4 200 bis 6 600 Mark)
20 400 Mark

4 ständige Hilfsarbeiter mit besonderer Vorbildung mit
(3.000 bis 6 600 Mark) 12 000 Marki

27 Sekretäre, Kassierer und Buchhalter als Bureauvorsteher
und in sonstigen Aufsichtsstellungen mit (3.000 bis
6 600 Mark) 112 800 Markz

11 Sekretäre und 76 Buchhalter und Sekretäre mittechnischer
Vorbildung mit (2 100 bis 4500 Mark) 262 400 Markz

6 Kassenassistenten mit (1 800 bis 3 300 Mark)
18 800 MrkggygygyggyyUöUUöUAAUAAa 451. 000

(Die Kassenassistentenstellen sind beim Freiwerden in
Zählerstellen mit 1 650 bis 2 700 Mark umzuwandeln.)

3 3 Zähler mit (1 650 bis 2 700 Mark) 6 100 Mark;
16 Kassenboten mit (1400 bis 2000 Mark) 27220 Mark 33 320

(1 Unterbeamter hat Dienstwohnung.)
Summe Titel 1 bis 34 569 820

4 Wohnungsgeldzuschüsse ....................... 147340

Summe Titel 4 für sich.

Andere persönliche Ausgaben.
5 Nichtruhegchaltsfähige Stellenzulage für den Präsidenten

2000 Mark, Vergütung von Hilfsarbeitern, einschließlich
1 800 Mark für 2 Mitglieder des Statistischen Landes-
amts für die Wahrnehmung der mit der Leitung der
statistischen Abteilung verbundenen Geschäfte, 97.400

zu übertragen 97400
zu übertragen. 717 160



Betrag
für das

Titel Ausgabe Rechnungsjahr
1917

4

» 717160

Ubertrüge . 97400
6“) Außerordentliche Vergütungen und Unterstützungen für

höhere, mittlere und untere Beamte .. ... .. . . . . ... 26890

7 Gesetzliche Ruhegehälter, Witwen= und Waisengelder. 19385
7as) nterstützungen für ausgeschiedene Beamte und für Witwen

und Waisen von Beamten und einmalige Unterstützungen
für Personen, welche, ohne die Eigenschaft von Beamten
zu haben, bei der Preußischen Zentral-Genossenschaftskasse
beschäftigt werden oder beschäftigt gewesen sind, sowie für
Hinterbliebene solcher Peronnen 6 500

*) Zu Titel 6 und 7a. Die am Jahresschlusse
verbleibenden Bestände können zur Verwendung in
die folgenden Jahre übertragen werden.

Sunme Titel 5 bis 79 150 175

Sächliche Ausgaben.
8 Geschäftsbedürfnissee..........290084
9nterhaltung des Dienstgebänds. 9500

10 Reisekosten, einschließlich der Kosten für die Ausschuß-
sitzungen (6000 Mar) ·.. 20 000

11 Gesetzliche Kosten der Unfallversicherung und der Unfall-
fürsorge .. .. . . . . . ...........................150

Summe Titel 8 bis 117 .. 328 734

Summe der Ausgabe 1196 069
(Die Verwaltungskosten im Betrage von

1196069 Mark werden aus den Erträgnissen der
Anstalt bestritten.)
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Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

11 der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
17. Januar 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
das Deutsche Reich (Reichs-Marineverwaltung) für die Errichtung öffent-
licher Anlagen in der Gemarkung Bleckede im Kreise Bleckede, durch das
Amtsblatt der Königl. Regierung in Lüneburg Nr. 4 S. 22, ausgegeben
am 27. Januar 1917)

. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
4. Februar 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
die Stadt Bolkenhain zur Erweiterung des Kommunalfriedhofs, durch das

Amtsblatt der Königl. Regierung in Liegnitz Nr. 7 S. 66, ausgegeben
am 17. Februar 1917;

. der auf Grund Allerhöchfier Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministerinms vom 6. Februar
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungrechts an die Grube Leopold
bei Edderitz Aktiengesellschaft zur Verlegung des östlich der Eisenbahn-
strecke Bitterfeld—Leipzig gelegenen Anschlußbahnhofs der Grube auf die
westliche Seite der Strecke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung
in Merseburg Nr. 8 S. 46, ausgegeben au 24. Februar 1917.

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Dreußisaben Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bie 1883 zu 6,25 4

—

und 1884 bis 1913 zu 4,60 .) sind an die Postanstalten zu richten.





Preußische Gesetzsammlung
Jahrgang 1917 I Nr. 10.
Inhalt: Geset, betreffend Aufhebung des Disziplinarmittels der Arreststrafe, S. 49. — Verordnung

über das Inkrafttreten des Fischereigesetzes vom 11. Mai 1916. S. öo.

— —

(Nr. 11571.) Gesetz, betreffend Aufhebung des Disziplinarmittels der Arreststrafe. Vomn
25. März 1917.

Wir Wilhelm), von Gottes Gnaden König von Preußen rc.,
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

1.
Alle gesetzlichen Bestimmungen, welche die Verhängung der Arreststrafe als

zulässiges Disziplinarmittel gegen untere Beamte der Staats= und der Gemeinde-
behörden innerhalb der Monarchie vorsehen, werden aufgehoben.

82.
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 25. März 1917.

Giegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.

Helfferich. v. Stein. Graf v. Roedern.

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11571—115772.) 12
Ausgegeben zu Berlin den 4. April 1917.
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(Nr. 11572.) Verordnung über das Inkrafttreten des Fischereigesetzes vom 11. Mai 1916.
Vom 27. März 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c.
verordnen auf Grund des §&amp; 135 des Fischereigesetzes vom 11. Mai 1916 (Gesetz-
samml. S. 55), was folgt:

Das Fischereigesetz vom 11. Mai 1916 tritt am 15. April 1917 in Kraft.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 27. März 1917.

Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.

Helfferich. v. Stein. Graf v. Roedern.

—- –—

Rerigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Dreußischen Gesetzsammlung und auf die Hau##t-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25 4

und 1884 bis 1913 zu 4,60 4) sind an die Postanftalten zu richten.



Preußische Geseh ammlung
Jahrgang 1917 Nr. 11.
Inhalt: Verordnung, betreffend die Verlängerung der Umtsbauer der für Bergwerke gewühkten Sicher-

heitsmänner und Arbeiterausschuß-Mitglieder, S. 31. — Erlaß des Staatsministeriums, hetressend
Anwendung des vereinfachten Enteigmungsverfahrens bei der Vergrößerung des Fabrikbetriebs der
Aktiengesellschaft für Anilinfabrikation, Wolfener Farbenfabrik in Wolfen, Kreis Bikterseld, S. ur. —
Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei
der Erweiterung und nirrg. der Drivatanschlußbahn der Deutsch-Cuxemburgischen Bergwerks-
unb “*¾is bteilung Dortmunder Union in Dortmund, an den StastsbahnhofDorstfeld, S. 2.

(Nr. 11573.) Verordnung, betreffend die Verlängerung der Amtsdauer der für Bergwerke
gewählten Sicherheitsmänner und Arbeiterausschuß= Mitglieder. Vom
15. April 1917.

Wir Wilhelm), von Gottes Gnaden König von Preußen #.
verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfassungsurkunde für den Preußischen
Staat vom 31. Januar 1850 (Gesetzsamml. S. 17) und auf den Antrag Unseres
Staatsministeriums, was folgt:

 1.
Der Minister für Handel und Gewerbe wird ermächtigt, die Amtsdauer

der auf Grund der §6 80fff. des Allgemeinen Berggesetzes in der Fassung des
Gesetzes vom 28. Juli 1909 (Gesetzsamml. S. 677) gewählten Sicherheitsmänner
und Arbeiterausschuß-Mitglieder, deren Wahlperiode während des Krieges abläuft,
soweit Neuwahlen nicht bereits stattgefunden haben, bis zum 31. März 1918
zu verlängern.

82.
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 15. April

(Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Helfferich. Graf v. Roedern. «

Oefeslcmmluuglle.Wllöfs—lls7ö.1 . 13

Ausgegeben zu Berlin den 16. April 1917.



(Nr. 11574.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Vergrößerung des Fabrikbetriebs der Aktien-
gesellschaft für Anilinfabrikation, Wolfener Farbenfabrik in Wolfen, Kreis
Bitterfeld. Vom 3. April 1917.

N der Aktiengesellschaft für Anilinfabrikation, Wolfener Farbenfabrik in
Wolfen, Kreis Bitterfeld, zur Vergrößerung ihres für Heereslieferungen tätigen
Fabrikbetriebs zur Herstellung von Salpeter und Salpetersäure das Enteignungs-
recht durch den auf Grund Allerhöchster Ermächtigung ergangenen Erlaß des
Staatsministeriums vom 22. März 1917 verliehen worden ist, wird nunmehr auf
Grund des &amp; 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent-
cignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und Beschäftigung von
Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159), 27. März 1915
(Gesetzsamml. S. 57), 25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 141) bestimmt, daß
das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung
zur Vergrößerung des Fabrikbetriebs Anwendung findet.

Berlin, den 3. April 1917.
Das Staatsministerium.

v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.
Lentze. Helfferich. Graf v. Roedern.

(Nr. 11575.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent.
eignungsverfahrens bei der Erweiterung und Anderung der Brivatanschluß-
bahn der Deutsch-Cuxemburgischen Bergwerks- und Hütten-Aktien-Gesellschaft,
Abteilung Dortmunder Union in Dortmund, an den Staatsbahnhof

A Dorstfeld. Vom 5. April 1917.
uf Grund des §# 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes

Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der
Fassung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. S. 57) und vom
25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte
Enteignungsverfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung bei dem Bau der
unterm 6. März 1917 kleinbahngesetzlich genehmigten Erweiterung und Anderung
der Privatanschlußbahn der Deutsch-Luxemburgischen Bergwerks= und Hütten-
Aktien-Gesellschaft, Abteilung Dortmunder Union in Dortmund, an den Staats-
bahnhof Dorstfeld, zu deren Ausführung der genannten Firma das Recht zur
Entziehung und dauernden Beschränkung des Grundeigentums durch den auf
Grund Allerhöchster Ermächtigung ergangenen Erlaß des Staatsministeriums vom
27. März 1917 verliehen worden ist, Anwendung findet.

Berlin, den 5. April 1917.
· Das Staatsministerium.

v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.
Lentze. Helfferich. Graf v. Roedern.

Rediglert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25

und 1884 bis 1913 zu 4,60 .4) sind an die Postanstalten zu richten.



Preußische Gesetzlmming
Jahrgang 1917 Nr. 12.

Inhalt: Gesetz über die Abkürzung des Vorbereitungsdienstes zum höheren Verwaltungsdienst für Kriegs.
teilnehmer, S. 532. — Gesetz über die Abkürzung des juristischen Vorbereitungsdienstes für Kriegs-
teilnehmer, S. 54. — Erlaß des Staatsministeriums, bekreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Erweiterung des Elektrowerkes und Errichtung einer weiteren Elektroden.
fabrik durch das Rheinisch-We#Kfälische Elektrizitätswerk, A. G., in Essen (Ruhr), S. 56. — Erlaß
des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfabrens bei der von
dem Deutschen Reiche (Reichs-Marineverwaltung) auszuführenden Aulegung einer öffentlichen Anstalt
in den Hemarkunßen Scheuen und Garßen, S. 55. — Bekanntmachung der nach dem Gesetzevom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlasse,
Urkunden usw., S. 55.

(Nr. 11576.) Gesetz über die Abkürzung des Vorbereitungsdienstes zum höheren Verwaltungs-
dienst für Kriegsteilnehmer. Vom 7. April 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen k5,
verordnen, mit Justimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchic,
was folgt: 1

Der Minister des Innern und der Finanzminister werden ermächtigt, die
Vorbereitungszeit für den höheren Verwaltungsdienst (Gesetz vom 10. August 1906,
Gesetzsamml. S. 378) zugunsten der Teilnehmer am jetzigen Kriege um die Zeit
des Kriegsdienstes, jedoch höchstens um ein Jahr, abzukürzen.

82.
Die näheren Vorschriften über die Dauer der Beschäftigung der Kriegs—

teilnehmer als Referendare bei den Gerichtsbehörden und über ihre weitere Be—
schäftigung im Vorbereitungsdienste bei den Verwaltungsbehörden werden von den
bezeichneten Ministern erlassen.

83.
Was als Kriegsdienst anzusehen ist, bestimmt sich nach den Vorschriften

über die Anrechnung des Kriegsdienstes auf das Dienstalter der Staatsbeamten.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 7. April 1917.

Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.

v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer.
Zugleich für den Minister des Innern:

Lentze. Helfferich. Graf v. Roedern.
Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11576—11579.) 14

Ausgegeben zu Berlin den 21. April 1917.
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(Nr. 11577.) Gesetz über die Abkürzung des juristischen Vorbereitungsdienstes für Kriegs-
teilnehmer. Vom 9. April 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen rc
verordnen, mit Justimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

Der Justizminister wird ermächtigt, den Vorbereitungsdienst der Gerichts-
referendare für Teilnehmer am jetzigen Kriege um die Zeit des Kriegsdienstes,
jedoch höchstens um ein Jahr, abzukürzen.

Was als Kriegsdienst anzusehen ist, bestimmt sich nach den Vorschriften
über die Anrechnung des Kriegsdienstes auf das Dienstalter der Staatsbeamten.
Soweit danach Entscheidung von dem Verwaltungschef oder unter seiner Be-
teiligung zu treffen ist, entscheidet der Justizminister.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 9. April 1917.

Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Helfferich. v. Stein. Graf v. Roedern.

(Nr. 11578.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent'
eignungsverfahrens bei der Erweiterung des Elektrowerkes und Errichtung
einer weiteren Elektrodenfabrik durch das Nheinisch-Westfälische Elektrizitätswerk,
A. G., in Essen (Nuhr). Vom 29. März 1917.

N dem Nheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerk, A. G., in Essen (Ruhr)
zur Vergrößerung seines für Heereslieferungen tätigen Elektrowerkes und zur
Errichtung einer weiteren Elektrodenfabrik das Enteignungsrecht durch den auf
Grund Allerhöchster Ermächtigung ergangenen Erlaß des Staatsministeriums
vom 16. März 1917 verliehen worden ist, wird nunmehr auf Grund des § 1
der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren
zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und Beschäftigung von Kriegsgefangenen,
vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) mit Nachträgen vom 27. März 1915
(Gesetzsamml. S. 57) und 25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 141) bestimmt,
daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorschriften dieser Ver-
ordnung zur Vergrößerung des Elektrowerkes und zur Errichtung einer weiteren
Elektrodenfabrik Anwendung findet.

Berlin, den 29. März 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. Helfferich. Graf v. Roedern.
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(Nr. 11579.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der von dem Deutschen Reiche (Reichs-Marinever-
waltung) auszuführenden Anlegung einer öffentlichen Anstalt in den Ge-
markungen Scheuen und Garßen. Vom 5. April 1917.

Al Grund des §&amp; 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäfti-
gung von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) mit
Nachträgen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. S. 57) und vom 25. September
1915 (Gesetzsamml. S. 141) wird bestimmt, daß das in der Verordnung vor-
gesehene vereinfachte Verfahren bei der Ausübung der dem Deutschen Reiche
(Reichs-Marineverwaltung) zur Anlegung einer öffentlichen Anstalt in den Ge-
markungen Scheuen und Garßen durch Staatsministerialbeschluß vom 22. März
1917 verliehenen Enteignungsbefugnis stattfindet.

Berlin, den 5. April 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Lenutze. Helfferich. Graf v. Roedern.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
9. Februar 1917, betreffend die Genehmigung des Beschlusses der
Generalversammlung des Kur= und Neumärkischen Ritterschaftlichen Kredit-
instituts vom 19. Dezember 1916 über Ermächtigungen des Engeren
Ausschusses, durch die Amtsblätter

der Königlichen Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin
Nr. 8 S. 102, ausgegeben am 24. Februar 1917,

der Königl. Regierung in. Frankfurt a. O. Nr. 9 S. 111, aus-
gegeben am 3. März 1917,

der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 9 S. 109, aus-
gegeben am 3. März 1917,

der Königl. Regierung in Stettin Nr. 8 S. 44, ausgegeben am
24. Februar 1917,

der Königl. Regierung in Köslin Nr. 9 S. 40, ausgegeben am
3. März 1917,
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der Königl. Regierung in Liegnitz Nr. 8 S. 75, ausgegeben am
23. Februar 1917, und

der Königl. Regierung in Magdeburg Nr. 8 S. 62, ausgegeben
am 24. Februar 1917;

2. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 10. Fe-
bruar 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Niederrheinischen Licht= und Kraftwerke, Aktiengesellschaft in Rheydt, zur
Herstellung einer Starkstromleitung von der Schaltstation des Elektrizitäts-
werkes in Rheydt nach dem städtischen Elektrizitätswerk in Erkelenz, durch
die Amtsblätter

der Königl. Regierung in Düsseldorf Nr. 8 S. 79, ausgegeben am
24. Februar 1917, und

der Königl. Regierung in Aachen Nr. 13 S. 128, ausgegeben am
31. März 1917;

3. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
16. März 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
das Rheinisch-Westfälische Elektrizitätswerk, Aktiengesellschaft in Essen a. N.,
zur Erweiterung des in der Bürgermeisterei Hermülheim belegenen Elektro-
werkes und zur Errichtung einer neuen Elektrodenfabrik, durch das Amts-
blatt der Königl. Regierung in CölIn Nr. 14 S. 106, ausgegeben am
7. April 1917;

4. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Ge-
setzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 18. März
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtge-
meinde Frankfurt a. O. zur Errichtung öffentlicher Anlagen in den Ge-
markungen Tzschetzschnow und Frankfurt, durch das Amtsblatt der Königl.
Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 14 S. 179, ausgegeben am 7. April
1917;

5. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Ge-
setzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 31. März
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gesellschaft
für drahtlose Telegraphie m. b. H. in Berlin zur Erweiterung und
dauernden Sicherstellung des Bestandes und Betriebs der Funkengroß-
station Nauen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Potsdam und
der Stadt Berlin Nr. 15 S. 218, ausgegeben am 14. April 1917.

Rediglert im Bureau des Staatzministeriums. — Verlin, gedruckt in der Reichsdmuckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Dreußischen Gesetzlammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25

und 1884 bis 1913 zu 4,60 4) sind an die Postanstalten zu richten.



PreußischeGestz ammlung
Jahrgang 1917 Nr. 13.
JInhalt: Verordnung, betreffend die Wiederherstellung abhanden gekommener Grundbuchblätter des Amts-

gerichts in Cassel, S. 37. — Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des verein-
fachten Enteignungsverfahrens bei der Aufschließung des nördlich der Straße Bockwitz-Naundorf im
Kreise Liebenwerda gelegenen Feldesteils der der Braunkohlen= und Briketrindustrie-Aktiengesellschaft
in Berlin gehörigen Emannelgrube, S. 57. — Erlaß des Staatsministeriums, betreffund Un-
wendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der Erweiterung bereits bestehender und der Er-
richtung neuer Fabrikbetriebe der Farbenfabriken vormals Friedrich Bayer &amp; Co. in Leverkusen, S. ös.

(Nr. 11580.) Verordnung, betreffend die Wiederherstellung abhanden gekommener Grundbuch-
blätter des Amtsgerichts in Cassel. Vom 11. April 1917.

Wir Wilhelm), von Gottes Gnaden König von Preußen 2c.,
— gemäß &amp; 92 der Grundbuchordnung (Reichs-Gesetzbl. 1898 S. 754),was folgt:

Die bei dem Amtsgericht in Cassel abhanden gekommenen Grundbuchblätter
Nr. 127, 128, 131, 135, 143 und 148 des Grundbuchs von Hoof Band 5
sind nach Maßgabe des Inhalts der diese Grundstücke betreffenden Grundakten
sowie der bei diesen gehaltenen Tabellen wiederherzustellen.

Die Wiederherstellung erfolgt kosten= und stempelfrei.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 11. April 1917.

Siegel.) Wilhelm.
Beseler.

(Nr. 11581.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Aufschließung des nördlich der Straße Bockwitz—
Naundorf im Kreise Liebenwerda gelegenen Feldesteils der der Braunkohlen-
und Brikettindustrie-Aktiengesellschaft in Berlin gehörigen Emanuelgrube.
Vom 14. April 1917.

Al Grund des &amp; 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäf-
tigung von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159)

Sesetzsammlung 1917. (Nr. 11580—11582.) 15

Ausgegeben zu Berlin den 28. April 1917.
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in der Fassung der Nachträge vom 27. März und vom 25. September 1915
(Gesetzsamml. S. 57 und 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Enteignungs-
verfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung bei der Ausübung des Ent-
eignungsrechts, das der Braunkohlen-- und Brikettindustrie-Aktiengesellschaft in
Berlin, Mohrenstraße 10, zum Iwecke der Aufschließung des nördlich der Straße
Bockwitz-Naundorf im Kreise Liebenwerda gelegenen Feldesteils der der Aktien-
gesellschaft gehörigen Emanuelgrube für die Gewinnung von Braunkohlen durch

sü ven Staatsministeriums vom 26. März 1917 verlichen ist, Anwendung zunden hat.

Berlin, den 14. April 1917.

Das Staatsministerium.
Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz. Helfferich. Graf v. Noedern.

(Nr. 11582.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent.-
eignungsverfahrens bei der Erweiterung bereits bestehender und der Errichtung
neuer Fabrikbetriebe der Farbenfabriken vormals Friedrich Bayer &amp; Co. in
Leverkusen. Vom 14. April 1917.

N den Farbenfabriken vormals Friedrich Bayer &amp; Co. in Leverkusen,
Regierungsbezirk Düsseldorf, zur Erweiterung bereits bestehender und zur Errichtung
neuer Fabrikbetriebe das Recht zur Enteignung von Grundeigentum durch den
auf Grund Allerhöchster Ermächtigung ergangenen Erlaß des Staatsministeriums
vom 29. März 1917 verliehen worden ist, wird nunmehr auf Grund des 8 1 der
Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren zur
Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und Beschäftigung von Kriegsgefangenen, vom
11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) mit Nachträgen vom 27. März 1915
(Gesetzsamml. S. 57) und 25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 141) bestimmt,
daß bei der vorbezeichneten Enteignung von Grundeigentum das vereinfachte
Cnteignungsverfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung Anwendung findet.

Verlin, den 14. April 1917.

Das Staatsministerium.
Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz. Helfferich. Graf v. Noedern.

—

Redigiert im Burcau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckeret.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25 4

und 1884 bis 1913 zu 4,60 A) sind an die Postanftalten zu richten.



Preußische Gesetzsammlung
Jahrgang 1917 Nr. 14.

Inhalt: Eisenbahnanleihegesetz, S. s9. — Erlasß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des
· vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der Einrichtung einer städtischen Milchwirtschaft in der Gemarkung

der Stadtgimeinde Schwerte durch die Stadtgemeinde Dortmund, S. 63.— Bekanntmachung der
nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landes-
herrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. a62.

(Nr. 11583.) Eisenbahnanleihegesetz. Vom 22. April 1917.

Wir Wilhelm) von Gottes Gnaden König von Preußen c,
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt: *)P¾v

(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Erweiterung, Vervoll-
ständigung und besseren Ausrüstung des Staatseisenbahnnetzes sowie zur Beteiligung
des Staates an dem Bau von Kleinbahnen die folgenden Beträge zu verwenden:

1. zur Herstellung einer Haupteisenbahn von Verden nach Rotenburg
i. Hannover, weitere Kosten, und zwar:

a) zum Blllll...........14460000Mark,
b) zur Beschaffung von Fahrzeugen infolge des Baues

dieser Eisenbooanaa..... 816 000 „
zusammen 15 276 000 Mark;

. zur Herstellung des dritten und vierten Gleises
auf den Strecken:

1. Münster i. Westf.-Block Hörne
(Osnabrück) weitere Kosten 10 505 000 Mark,

2. Hohenbudberg—Duisburg-Hoch-
feld Süd, Grunderwerb 3 000 000 „

zusammen 13 505 000 Mark
III. Zu nachstehenden Bauausführungen:

1. Herstellung einer Güterver-
bindungsbahn zwischen Scheune
und dem RangierbahnhofeStettin,
weitere Kosten 19 700 000 Mark,

Seite. 19 700 000 Mark 28 781 000 Mark
Gesesammlung 1917. (Nr. 11588—11584.) « 16

Ausgegeben zu Berlin den 3. Mai 1917.
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Übertrag . 19 700 000 Mark 28 781 000 Mark
2. Herstellung einer Güterum-

gehungsbahn von Stolberg Hbf.
über Kornelimünster und Astenet
nach Herbesthal, Grunderwerb 1 000 O000

3. zur Deckung der Mehrkosten
für bereits genehmigte Bau-
ausführungen, und zwar:

a) der Eisenbahn von Arys
nach Lyck ... ..... .... 88 000

b) der Cisenbahn von Mans-
feld nach Wippra 510000

Jc) des zweiten Gleises auf
der Strecke Bochum Nord
Präsident und des zweiten
und dritten Gleises auf der
Strecke Präsident-Riemke 1 650 000 .

d) der Verbindungsbahn bei
Halle a. S. .. . . . .. . ... 27000

zusammen 22 975 000 Mark;
W. zur Beschaffung von Fahrzeugen für die be-

stehenden Staatsbanhen....258900000Mark)
V. zur weiteren Förderung des Baues von Kleinbahnen 2 000 000 „;

insgesamt 312 656 000 Mark.
(e) Uber die Verwendung des Fonds zu V wird dem Landtag alljährlich

Rechenschaft abgelegt werden.
&amp; 2.

) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der Mittel für die
im &amp; 1 vorgesehenen Bauausführungen und Beschaffungen usw. im Betrage
von 312 656 000 Mark Staatsschuldverschreibungen auszugeben.

(i) An Stelle der Schuldverschreibungen können vorübergehend Schatz-
anweisungen oder Wechsel ausgegeben werden. In den Schatzanweisungen ist
der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechsel werden von der Hauptverwaltung
der Staatsschulden mittels Unterschrift zweier Mitglieder ausgestellt.

G) Schuldverschreibungen, Schatzanweisungen, etwa zugehörige Zinsscheine
und Wechsel können sämtlich oder teilweise auf ausländische oder auch nach
einem bestimmten Wertverhältnisse gleichzeitig auf in- und ausländische Währungen
sowie im Auslande zahlbar gestellt werden.

(4) Schatzanweisungen und Wechsel können wiederholt ausgegeben werden.
(6) Die Mittel zur Einlösung von Schatzanweisungen und Wechseln können

durch Ausgabe von Schatzanweisungen und Wechseln oder von Schuldver-
schreibungen in dem crforderlichen Nennbetrage beschafft werden.
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(e) Schuldverschreibungen, Schatzanweisungen und. Wechsel, die zur Ein-
lösung fällig werdender Schatzanweisungen oder Wechsel bestimmt sind, hat die
Hauptverwaltung der Staatsschulden auf Anordnung des Finanzministers vierzehn
Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinsung oder Um-
laufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte begiunnen, mit
dem die Verzinsung oder Umlaufszeit der einzulösenden Schatzanweisungen oder
Wechsel aufhört.

) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins-
oder Diskontsatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher
Umlaufszeit sowie zu welchen Kursen die Schuldverschreibungen, Schatzanweisungen
und Wechsel ausgegeben werden sollen, bestimmt der Finanzminister. Ebenso
bleibt ihm im Falle des Abs. 3 die Festsetzung des Wertverhältnisses sowie der
näheren Bedingungen für ZJahlungen im Ausland überlassen.

(3) Im übrigen sind wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vor-
schriften des Gesetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konsolidation
preußischer Staatsanleihen, (Gesetzsamml. S. 1197), des Gesetzes vom 8. März 1897,
betreffend die Tilgung von Staatsschulden, (Gesetzsamml. S. 43) und des Gesetzes
vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eisen-
bahnverwaltung, (Gesetzsamml. S. 155) anzuwenden.

K 3.
Die Bestimmungen im &amp; 2 über die Ausgabe von Wechseln gelten auch

für die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bewilligten Anleihen.

84.
(1) Jede Verfügung der Staatsregierung über die im &amp; 1 unter Ibis III

bezeichneten Eisenbahnen und Eisenbahnteile durch Veräußerung bedarf zu ihrer
Rech tsgültigkeit der Zustimmung beider Häuser des Landtags.

(2) Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf die beweglichen Bestandteile
und Zubehörungen dieser Eisenbahnen und Eisenbahnteile und auf die unbeweg-
lichen insoweit nicht, als sie nach der Erklärung des Ministers der öffentlichen
Arbeiten für den Betrieb der betreffenden Eisenbahnen entbehrlich sind.

(5.
Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 22. April 1917.

Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.

Helfferich. v. Stein. Graf v. Noedern.
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(Nr. 11584.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Einrichtung einer städtischen Milchwirtschaft in
der Gemarkung der Stadtgemeinde Schwerte durch die Stabtgemeinde
Dortmund. Vom 20. April 1917.

A Grund des § 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäfti-
gung von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) mit
Nachträgen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. S. 57) und vom 25. September
1915 (Gesetzsamml. S. 141) wird bestimmt, daß das in der Verordnung vor-
gesehene vereinfachte Verfahren bei der Ausübung der der Stadtgemeinde Dortmund
zur Errichtung einer städtischen Milchwirtschaft in der Stadtgemeinde Schwerte
durch Staatsministerialbeschluß vom 11. April d. Is. verliehenen Enteignungs,
befugnis stattfindet.

Berlin, den 20. April 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. v. Loebell. Helfferich v. Stein. Graf v. Roedern.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
15. März 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den
Reichs-(Militär.) Fiskus zur Ausführung von Kriegsbauten in der
Artilleriewerkstatt und Geschützgießerei Spandau, durch das Amtsblatt der
Königl. Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 16 S. 234,
ausgegeben am 21. April 1917;

2. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
17. März 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Rheinische Metallwaren= und Maschinenfabrik in Düsseldorf-Derendorf zur
Vergrößerung des in der Lüneburger Heide gelegenen Artillerie-Schieß-
platzes bei Unterlüß, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in
Lüneburg Nr. 16 S. 104, ausgegeben am 21. April 1917.

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25 K

und 1884 bis 1913 zu 4,60 .4) sind an die Postanftalten zu richten.
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Preußische Gesetzsammlung
Jahrgang 1917 Nr. 15.

Inhalt: Geset zur Anderung des Gesetzes, bemeffend die Verwaltung des Staatsschuldenwesens und Bildung
einer Staatsschulden-Kommission, vom 24. Fekr#uar 185/), S. s. — Geseg über weitere Beihilfen
zu Kriegswohlfabrtsausgaben der Gemeinden und Gemeindeverbände, S. 04. — Bekaunkmachung
der nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landes-
bemlichen Erlasse, Urkunden usw., S. 65.

(Nr. 11585.) Gesetz zur Anderung des Gesetzes, betreffend die Verwaltung des Staats-
schuldemwesens und Bildung einer Staatsschulden. Kommission, vom 21. Fe-
bruar 1850 (Gesetzsamml. S. 57). Vom 22. April 1917.

2.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c,
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

Einziger Paragraph.
Der 910 Satz 2 des Gesetzes, betreffend die Verwaltung des Staats-

schuldemnwesens und Bildung einer Staatsschulden-Kommission, vom 24. Februar
1850 erhält folgende Fassung:

Sie besteht aus fünf Abgeordneten der Ersten und fünf Ab-
geordneten der Zweiten Kammer und dem Präsidenten der Oberrechnungs-
kammer.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 22. April 1917.

Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Leutze. Helfferich. v. Stein. Graf v. Roedern.

Gesehsammlung 1917. (Nr. 11585—11586.) 17
Ausgegeben zu Berlin den 11. Mai 1917.
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(Nr. 11586.) Gesetz über weitere Beihilfen zu Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden und
Gemeindeverbände. Vom 30. April 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c,
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

&amp; I.

Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag bis zu 200 Millionen Mark
zur Verfügung gestellt, um Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Erleichterung
ihrer Ausgaben für Kriegswohlfahrtszwecke Beihilfen zu gewähren.

2.
Der Finanzminister wird ermächtigt, zur Bereitstellung der nach §&amp; 1 er-

forderlichen Summe Staatsschuldverschreibungen auszugeben. An Stelle der Staats-
schuldverschreibungen können vorübergehend Schatzanweisungen ausgegeben werden.
Der Fälligkeitstermin ist in den Schatbanweisungen anzugeben.

Der Finanzminister wird ermächtigt, die Mittel zur Einlösung dieser Schatz-
anweisungen durch Ausgabe von ncuen Schatzanweisungen und von Schuld-
verschreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beschaffen. Die Schatz-
anweisungen können wiederholt ausgegeben werden.

Schatzanweisungen oder Schuldverschreibungen, die zur Einlösung von fällig
werdenden Schatzanweisungen bestimmt sind, hat die Hauptverwaltung der Staats-
schulden auf Anordnung des Finanzministers 14 Tage vor dem Fälligkeitstermine
zur Verfügung zu balten.

Die Verzinsung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte
beginnen, mit dem die Verzinsung der einzulösenden Schatzanweisungen aufhört.
Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuß, zu
welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kursen die Schatzanweisungen
und die Schuldverschreibungen ausgegeben werden sollen, bestimmt der Finanz-
minister. Im übrigen kommen wegen der Verwaltung und Tilgung der Anleihe
die Vorschriften des Gesetzes, betreffend die Konsolidation preußischer Staats-
anleihen, vom 19. Dezember 1869 (Gesetzsamml. S. 1197), des Gesetzes, be-
treffend die Tilgung von Staatsschulden, vom 8. März 1897 (Gesetzsamml.
S. 43) und des Gesetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für
die Eisenbahnverwaltung, vom 3. Mai 1903 (Gesetzsamml. S. 155) zur An-
wendung.
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6(3.
Die Ausführung dieses Gesetzes liegt dem Minister des Innern und dem

Finanzminister ob.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 30. April 1917.

Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Leutze. v. Loebell.

Helfferich. v. Stein. Graf v. Noedern.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1.

19

der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
22. März 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an
das Deutsche Reich (Reichs-Marineverwaltung) zur Anlegung einer
öffentlichen Anstalt in den Gemarkungen Scheuen und Garßen im Land-
kreise Celle, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Lüneburg
Nr. 16 S. 103, ausgegeben am 21. April 1917);

. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
22. März 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Aktiengesellschaft für Anilinfabrikation, Wolfener Farbenfabrik in Wolfen
im Kreise Bitterfeld, zur Vergrößerung ihres Fabrikbetriebs, durch das
Amtsblatt der Königl. Regierung in Merseburg Nr. 15 S. 94, ausgegeben
am 14. April 1917;

l#der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
26. März 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Braunkohlen= und Brikettindustrie-Aktiengesellschaft in Berlin zur Auf-
schließung des nördlich der Straße Bockwitz-Naundorf im Kreise Lieben-
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werda gelegenen Feldesteils ihrer Emanuelgrube, durch das Amtsblatt der
Königl. Regierung in Merseburg Nr. 16 S. 103, ausgegeben am
21. April 1917;

4. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
27. März 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Deutsch-Luxemburgische Bergwerks= und Hütten-Aktien-Gesellschaft, Abteilung
Dortmunder Union in Dortmund, zur Erweiterung und Anderung der
Privatanschlußbahn ihres Werkes an den Staatsbahnhof Dorstfeld, durch
das Amtsblatt der Königl. Regierung in Arnsberg Nr. 15 S. 103, aus-
gegeben am 14. April 1917)

5. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
4. April 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Stadtgemeinde Hannover zur Erweiterung des Maschparkes, durch das
Amtsblatt der Königl. Regierung in Hannover Nr. 17 S. 104, aus-
gegeben am 28. April 1917;

6. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914
(Gesetzsamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom
11. April 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Stadtgemeinde Dortmund zur Einrichtung einer städtischen Milchwirtschaft
in der Gemarkung der Stadtgemeinde Schwerte, durch das Amtsblatt
der Königl. Regierung in Arnsberg Nr. 16 S. 107, ausgegeben am
21. April 1917.

Redigiert im Bureau detz Staatsministeriuims. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesesammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25 .“

und 1884 bis 1913 zu 4,00 .) sind an die Postanstalten zu richten.
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Preußische Gesetzsammlung
Jahrgang 1917 Nr. 16.
Inhalt: Staatsvertrag zwischen Preußen und Hamburg, betreffend die Erweiterung der örtlichen Zu-

ständigkeit der Altonaer und der Hamburger Polizeibeamten, S. 27. — Bekanntmachung,
betreffend die Ratifikation des zwischen Preußen und Hamburg am 2. Februar 1917 vereinbarten.
Staatsvertrags wegen der Erweiterung der örtlichen Juständigkeit der Altonaer und der Hamburger
Polizeibeamten, S. o— Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten
Enteignungsverfahrens bei der Erweiterung der Fabrikanlagen der Radiowerke G. m. b. H. in
Rheinböllen, S. 70.

(Nr. 11587.) Staatsvertrag zwischen Preußen und Hamburg, betreffend die Erweiterung der
örtlichen Zuständigkeit der Altonarr und der Hamburger Polizeibeamten.
Vom 2. Februar 1917.

N es sich als wünschenswert erwiesen hat, die örtliche Zuständigkeit der
Altonaer Polizeibeamten auf das Stadtgebiet Hamburg und der Hamburger
Polizeibeamten auf den Stadtkreis Altona auszudehnen, haben die zur Verein-
barung entsprechender Bestimmungen bestellten Kommissare, nämlich

für Preußen:
Seine Exzellenz Herr Dr. Johannes Kriege, Kaiserlicher Wirklicher

Geheimer Rat, Direktor im Auswärtigen Amte,
für Hamburg: „

Herr Dr. Karl Sieveking, außerordentlicher Gesandter und bevoll-
mächtigter Minister der Hansestädte am Königlich Preußischen Hofe,

nachstehenden Vertrag abgeschlossen:

Artikel 1.

Die Altonaer Polizeibeamten sollen im Stadtgebiete Hamburg und die
Hamburger Polizeibeamten sollen im Stadtkreis Altona in Fällen, wo im Interesse
der öffentlichen Ruhe und Ordnung, zum Schutze von Personen oder Eigentum
oder zur Verhinderung gemeinschädlicher Handlungen oder im Interesse der
Rechtspflege zur Verfolgung strafbarer Handlungen ein polizeiliches Einschreiten
notwendig wird, die gleichen Befugnisse haben wie die Polizeibeamten des Teiles,
in dessen Gebiete die Amtshandlung vorzunehmen ist.

Oesetsammlung 1917. (Nr. 11587—11589). 18
Ausgegeben zu Berlin den 26. Mai 1917.
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Artikel 2.

Auf Grund des Artikel 1 sollen die Polizeibeamten beider Teile nur ein-
schreiten, wenn Gefahr im Verzuge und kein Polizeibeamter des anderen Teiles
anwesend ist.

Der einschreitende Beamte muß überdies zu der Amtshandlung entweder
durch eigene Beobachtung bei Ausübung des Dienstes oder durch die glaubhafte
Anzeige einer dritten Person oder durch den Auftrag eines Vorgesetzten ver-
anlaßt sein.

Das Einschreiten ist auch ohne einen solchen Anlaß zulässig, wenn es sich
lediglich als Fortsetzung einer in dem eigenen Gebiete des Polizeibeamten be-
gonnenen, unter den Artikel 1 fallenden Amtshandlung darstellt.

Artikel 3.

Soweit die Altonaer Polizeibcamten Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft
bei dem Landgericht in Altona sind, werden sie auch Hilfsbeamte der Staats-
anwaltschaft bei dem Landgericht in Hamburg, und soweit die Hamburger
Polizeibeamten Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht in
Hamburg sind, werden sie auch Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft bei dem
Landgericht in Altona.

Artikel 4.

Wegen dienstlicher Verfehlungen bei der Vornahme von Amtshandlungen
auf fremdem Gebiete gemäß Artikel 1 unterstehen die beiderseitigen Polizeibeamten
nur den Disziplinarbestimmungen des eigenen Staates.

Artikel 5.

Wird ein Polizeibeamter auf dem fremden Staatsgebiet im Dienste be-
schädigt, so liegen die Unfallfürsorge sowie die Verpflichtung zur Jahlung des
Ruhegehalts demjenigen Staate ob, dem der Beamte angehört.

Artikel 6.

Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen sobald
als möglich in Berlin ausgetauscht werden.

Der Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifikationsurkunden
in Kraft.

Der Vertrag kann von beiden Teilen jederzeit unter Einhaltung einer
dreimonatigen Frist gekündigt werden.
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Zu Urkund dessen haben die Kommissare diesen Vertrag unterzeichnet und
mit ihren Siegeln versehen. 6„

Ausgefertigt in doppelter Urschrift.
So geschehen zu Berlin, den 2. Februar 1917.

(Siegel.) Kriege. (Siegel.) Sieveking.

(Nr. 11588.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwischen Preußen und Hamburg
am 2. Februar 1917 vereinbarten Staatsvertrags wegen der Erweiterung
der örtlichen Zuständigkeit der Altonaer und der Hamburger Polizeibeamten.
Vom 21. Mai 1917.

D. vorstehend abgedruckte, am 2. Februar 1917 zwischen Preußen und Hamburg
vercinbarte Staatsvertrag, betreffend die Erweiterung der örtlichen Juständigkeit
der Altonaer und der Hamburger Polizeibeamten, ist ratifiziert worden; der Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden hat am 26. April 1917 inBerlin stattgefunden.

Berlin, den 21. Mai 1917.

Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten.
In Vertretung

Zimmermann.
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Gr. 11589.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Erweiterung der Fabrikanlagen der Radiowerke
G. m. b. H. in Rheinböllen. Vom 14. Mai 1917.

A. Grund des &amp; 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) mit Nach-
trägen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. S. 57) und vom 25. September 1915
(Gesetzsamml. S. 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Verfahren bei der Aus-
übung des Enteignungsrechts Anwendung zu finden hat, das den Radiowerken
G. m. b. H. in Rheinhöllen (Rhld.) zum Zwecke der Erweiterung ihrer Fabrikanlagen
durch Erlaß des Staatsministeriums vom 4. Mai 1917 verliehen worden ist.

Berlin, den 14- Mai 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.
Helfferich. Graf v. Roedern.

Redigiert im Bureou des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. «
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Preußische Gesetz ammlung
Jahrgang 1917 Nr. 17.
Inhalt: Geset über die Gewerkschaftsfähigkeit von Kalibergwerken in Hannover, S. 71. — Gesetz, betreffend

Steuerfreiheit der Kriegsbeihilfen usw., S. 72. — Bekanntmachung der nach dem Gesetze vom
10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlasse, Urkunden
usw., S. 72.

(Nr. 11590.) Gesetz über die Gewerkschaftsfähigkeit von Kalibergwerken in Hannover. Vom
30. Mai 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen #.
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
für das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, was folgt:

 1.
st einem Kalibergwerke die Gewerkschaftsfähigkeit verliehen, so kommen

auf die Rechtsverhältnisse der Mitbeteiligten an dem Bergwerke die Bestimmungen
im vierten Titel des Allgemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865 (Gesetzsamml.
S. 705) mit Ausnahme der W## 97, 98 und 134 zur Anwendung.

82.
Uber die Verleihung der Gewerkschaftsfähigkeit entscheidet auf Antrag der

durch die Höhe der Beteiligung bestimmten Mehrheit der Mitbeteiligten das
Oberbergamt. Sie ist zu verleihen, wenn für das Kalibergwerk eine Beteiligungs-
ziffer auf Grund des Reichsgesetzes über den Absatz von Kalisalzen vom 25. Mai 1910
(Reichs-Gesetzbl. S. 775) festgesetzt ist. Sie kann verliehen werden, wenn der
Betrieb des Kalibergwerks in der Form der Gewerkschaft der Lage der Umstände
entspricht. 3 3.

Ist ein gewerkschaftsfähiges Kalibergwerk dauernd eingestellt, so wird ihm
vom Oberbergamte die Gewerkschaftsfähigkeit entzogen.

4.
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 30. Mai 1917.

Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.

Helfferich. v. Stein. Graf v. Roedern.
Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11590—11591.)

Ausgegeben zu Berlin den 11. Juni 1917. 15



— 72 —

(Nr. 11691.) Gesetz, betreffend Steuerfreiheit der Kriegsbeihilfen uswm. Vom 30. Mai 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen .,
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

Einziger Paragraph.
Die aus Anlaß der Kriegsteuerung bewilligten Beihilfen und Zulagen der

unmittelbaren und mittelbaren Beamten, Lehrer, Angestellten und Arbeiter des
Reichs, des Staates und der Kommunalverbände sowie der Geistlichen, Lehrer,
Beamten, Angestellten und Arbeiter der Kirchenverbände, Kirchengemeinden und
anderer Religionsgemeinschaften und Religionsgemeinden sind frei von Staats-
und Gemeindesteuer.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 30. Mai 1917.
Siegel.) Wilhelm.

v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.

Helfferich. v. Stein. Graf v. Noedern.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 5. Januar
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Opalenitzaer
Kleinbahngesellschaft, G. m. b. H. in Opalenitza, zum Umbau und zur
Erweiterung des Bahnhofs Opalenitza, durch das Amtsblatt der Königl.
Regierung in Posen Nr. 3 S. 17, ausgegeben am 20. Januar 1917;

2. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 10. März
1917, betreffend die Genehmigung von Abänderungen der Landschafts-
ordnung der Pommerschen Landschaft auf Grund der Beschlüsse des
Generallandtags vom 16. Januar 1917, durch die Amtsblätter

der Königl. Regierung in Stettin Nr. 19 S. 128, ausgegeben am
12. Mai 1917,

der Königl. Regierung in Köslin Nr. 17 S. 94, ausgegeben am
28. April 1917, und

der Königl. Regierung in Stralsund Nr. 17 S. 90, ausgegeben am
28. April 1917.

Redigiert im Bureau des Staatsministeriumsz. — Beorlin, gedruckt in der Reichsdeuckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachreyister (1806 bis 1883 zu 6,26 ./

und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) sind an die Postanstalten zu richten.
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Preußische cu rammlungJahrgang 1917 Nr. 18.
Junhalt: Allerhöchster ertan , betreffend Bau und Betrieb der in dem Gesetze vom 22. S 1917

vorgesehenen neuen Eisenbahnlinien usw., S. 78. — Verfügung des Justizministers, betreffend
die anderweite Bestimmung des Sitzes eines Ortsgerichts im Oberlandesgerichtsbezirke Frankfurt
a. M., S. 74. — Bekaunntmachung der nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die Regie-
rungsamtsblätter veröffentlichten kardeerrichen Erlasse, Urkunden usw., S. 74.

(Nr. 11592.) Allerhöchster Erlaß, betreffend Bau und Betrieb der in dem Gesetze vom
22. April 1917 (Gesetzsamml. S. 59) vorgesehenen neuen Eisenbahnlinien usw.
Vom 1. Juni 1917.

A- Ihren Bericht vom 29. Mai d. Is. bestimme Ich zur Ausführung des
Eisenbahnanleihegesetzes vom 22. April d. Is., daß die Leitung des Baues und
demnächst auch des Betriebs der im §&amp; 1 Nr. III 2 des Gesetzes aufgeführten
Güterumgehungsbahn von Stolberg Hbf. über Kornelimünster und Astenet nach
Herbesthal der Eisenbahndirektion in Cöln übertragen wird.

Zugleich bestimme Ich, daß das Recht zur Enteignung und dauernden Be-
schränkung des Grundeigentums, das zur Bauausführung nach den von Ihnen
festzustellenden Plänen notwendig ist, nach den gesetzlichen Bestimmungen für
diese Umgehungsbahn und weiterhin für die im &amp; 1 Nr. 1I 2 des Gesetzes vor-
gesehene Bauausführung Anwendung finden soll, und zwar bei letzterer insoweit,
als das Enteignungsrecht nicht schon nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen.
oder früherem landesherrlichen Erlasse Platz greift.

Dieser Erlaß ist durch die Gesetzsammlung zu veröffentlichen.
Großes Hauptquartier, den 1. Juni 1917.

Wilhelm.
v. Breitenbach.

An den Minister der öffentlichen Arbeiten.

Gesetzsammlung 1917. (Mr. 11592—11593.) 20
Ausgegeben zu Berlin den 12. Juli 1917.
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(Nr. 11593.) Verfügung des Justizministers, betreffend die anderweite Bestimmung des Sitzes
eines Ortsgerichts im Oberlandesgerichtsbezirke Frankfurt a. M. Vom
2. Juli 1917.

A. Grund des §&amp; 4 der Verordnung über die Ortsgerichte in den Oberlandes-
gerichtsbezirken Frankfurt a. M. und Cassel vom 20. Dezember 1899 (Gesetz-
samml. S. 640) bestimmt der Justizminister was folgt:

&amp; 1.
Der Sitz des für die Gemeinden Kotzenroth und Nauroth bestehenden

Ortsgerichts (Anlage A zur Verordnung vom 20. Dezember 1899 Nr. 88;, 52
der Verfügung des Justizministers vom 20. August 1901, Gesetzsamml. S. 160)
wird von Kotzenroth nach Nauroth verlegt.

2.
Diese Verfügung tritt mit dem 1. August 1917 in Kraft.
Berlin, den 2. Juli 1917.

Der Justizminister.
In Vertretung

Mügel.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 24. April
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt
Dortmund zur Anlage eines städtischen Sammelfriedhofs in der Gemar-
kung Brackel, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Arnsberg
Nr. 20 S. 143, ausgegeben am 19. Mai 1917;

2. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 4. Mai
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Radio-
werke G. m. b. H. in Rheinböllen (Rhld.) zur Erweiterung ihrer Fabrik-
anlagen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Coblenz
Nr. 21 S. 100, ausgegeben am 19. Mai 1917.

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Han##t-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25 4

und 1884 bis 1913 zu 4,60 MA) sind an die Postaustalten zu richten.
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Jahrgang 1917 Nr. 19.

Inhalt: Gesetz, betreffend Erledigung von Reichssteuersachen bei dem Oberverwaltungsgerichte, S. 75. —
Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei
der èAusführung öffentlicher Anlagen in der Gemarkung Bleckede durch das Deutsche Reich, S. 76. —
Bekanntmachung der nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter
veröffentlichten landesherrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. 76.

(Nr. 11594.) Gesetz, betreffend Erledigung von Reichssteuersachen bei dem Oberverwaltungs-
gerichte. Vom 27. Juni 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c.,
verordnen, mit IJustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

Einziger Paragraph.
Senate des Oberverwaltungsgerichts, die zur Entscheidung über Rechtsmittel

in Angelegenheiten der durch Behöorden der Verwaltung der direkten Steuern ver-
anlagten Reichssteuern berufen sind, gelten insoweit als Steuersenate im Säutt#e
des Gesetzes vom 26. März 1893 zur Abänderung der # 26 bis 30 des Geso#tz#
betreffend die Verfassung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsstriitver-
fahren, vom 3. Juli 1875/2. August 1880 (Gesetzsamml. 1893 S. 60).

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Koniglichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 27. Juni 1917.

Siegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beseler. Sydow.
v. Trott zu Solz. Lentze. v. Loebell. Helfferich# m Ston

Graf v. Roedern.

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11594—11595.)

Ausgegeben zu Berlin den 30. Juli 1917.
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(Nr. 11595.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Ausführung öffentlicher Anlagen in der Gemarkung
Bleckede durch dat Deutsche Reich (Reichs-Marineverwaltung). Vom
20. Juli 1917.

A. Grund des &amp; 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) mit Nach-
trägen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. S. 57) und 25. September 1915
(Gesetzsamml. S. 141) wird bestimmt, daß dieses Verfahren bei dem von dem
Deutschen Reich (Reichs-Marineverwaltung) auszuführenden, durch Erlaß des
Staatsministeriums vom 17. Januar d. J. mit dem Enteignungsrecht ausge-
statteten Unternehmen zur Ausführung öffentlicher Anlagen in der Gemarkung
Bleckede stattfindet.

Berlin, den 20. Juli 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Sol)z.

Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell.
Helfferich. Graf v. Roedern.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 29. März
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Farben-
fabriken vormals Friedrich Bayer K Co. in Leverkusen zur Erweiterung
bereits bestehender und zur Errichtung neuer Fabrikanlagen, durch die
Amtsblätter

der Königl. Regierung in Düsseldorf Nr. 22 S. 253, ausgegeben
am 2. Juni 1917, und

der Königl. Regierung in Cöln Nr. 16 S. 125, ausgegeben am
21. April 1917;

2. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 26. Mai
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Reichs-
(Militär-) Fiskus zur Ausführung von Kriegsbauten in der Munitions-
fabrik Spandau, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Potsdam
und der Stadt Berlin Nr. 23 S. 311, ausgegeben am 9. Juni 1917.

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichedruckerei.
Besiellungen auf einzelne Stucke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bie 193 zu 6,25 4#

und 1884 bid 1913 zu 4,60 . ) sind an die Poftanstalten zu richten



Preußische Gestzsmmlitd
Jahrgang 1917 Nr. 20.

Inhalt: Verordnung, betreffend die nächsten Wahlen zu den Arztekammern, der Jahnärztekammer für das
Königreich Preußen und den Apothekerkammern, S. 77. — Erlaß des Staateministeriums, betreffend
Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der Erweiterung der Abraumhalde des der
Halleschen Pfännerschaft, Aktiengesellschaft in Halle a. S., gehörigen Braunkohlenbergwerkes
Pfännerhall, S. 77. — Bekanntmachung der noch dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die
Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. 78.

(Nr. 11596.) Verordnung, betreffend die nächsten Wahlen zu den Arztekammern, der Lahn.
ärztekammer für das Königreich Preußen und den Apothekerkammern. Vom
19. Juli 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c.,
verordnen auf den Antrag Unseres Staatsministeriums, was folgt:

Die bis zum 31. Dezember 1917 laufende Amtsdauer der Arztekammern,
der Jahnärztekammer für das Königreich Preußen und der Apothekerkammern
wird bis zum 31. Dezember 1918 verlängert. Die Neuwahlen zu diesen Kammern
haben danach erst im November 1918 stattzufinden.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 19. Juli 1917.

Siegel.) Wilhelm.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.
Frhr. v. Schorlemer. Lentzc. v. Loebell. Helfferich.

Graf v. Roedern.

(Nr. 11597.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Erweiterung der Abraumhalde des der Halleschen
Pfännerschaft, Aktiengesellschaft in Halle a. S., gehörigen Braunkohlenberg-
werkes Pfännerhall. Vom 25. Juli 1917.

Al Grund des 9 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäfti-
gung von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11596—1159y7). 22

Ausgegeben zu Berlin den 8. August 1917.
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Fassung der Nachträge vom 27. März und vom 25. September 1915 (Gesetz-
samml. S. 57 und 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Enteignungsver-
fahren nach den Vorschriften dieser Verordnung bei der Ausübung des Enteignungs-
rechts, das der Halleschen Pfännerschaft, Aktiengesellschaft in Halle a. S., zum
Iwecke der Erweiterung der Abraumhalde ihres Braunkohlenbergwerkes Pfänner-
hall bei Braunsdorf im Kreise Querfurt durch Erlaß des Staatsministeriums
vom 25. Juli 1917 verliehen ist, Anwendung zu finden hat.

Berlin, den 25. Juli 1917.
Das Staatsministerium.

v. Breitenbach. Beseler. Sydow. v. Trott zu Solz.
Lentze. Helfferich. Graf v. Roedern.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 26. Mai
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Reichs-
Marineverwaltung zur Errichtung öffentlicher Anlagen in Voßbrook, Gemeinde-
bezirk Holtenau im Kreise Eckernförde, durch das Amtsblatt der Königl.
Regierung in Schleswig Nr. 53 S. 399, ausg'geben am 7. Juli 1917;

2. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 17. Juni
1917, betreffend die Ausdehnung des der Badischen Anilin= und Sodafabrik
in Ludwigshafen a. Rh. unterm 28. Juli 1916 verliehenen Enteignungs-
rechts auf die Herstellung einer Anschlußbahn von der Grube Elise II
bei Mücheln über Kötzschen und die Fabriken (s. g. Leunawerke) nach dem
Staatsbahnhofe Corbetha, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung
in Merseburg Nr. 27 S. 163, ausgegeben am 7. Juli 1917;

3. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Vesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 23. Juni
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt-
gemeinde Tilsit zum Ausbau des stadtseitigen Memelufers zu Hafenanlagen,
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Gumbinnen Nr. 28 S. 364,
ausgegeben am 14. Juli 1917; 4

4. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 14. Juli
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt-
gemeinde Guben zur Erweiterung des städtischen Ostfriedhofs, durch das
Amtsblatt der Königl. Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 29 S. 354,
ausgegeben am 21. Juli 1917.

Redigiert im Bureau deß Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichedrukeri.

Bestellungen auf einzelne Stücke der Breußischen Gesetztammlung und auf die Hanpt-Sachregtster (1806 bis 1883 zu 6,25 4#
und 1894 dis 1913 zu 4,60 44) sind an die Postanstalten zu richten.
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Preußische Gesetsamulih
Jahrgang 1917 Nr. 21.

Inhalt: Gesetz, betreffend die Bereitstellung weiterer Staatsmittel für die durch Gesetz vom I. April 1905
angeordneten Wasserstraßenbanten, S. 70. — Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung.
des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der Erweiterung der Anlagen des Großkraftwerkes
Öschornewitz, Kreis Bitterfeld, durch die Elektrewerke. Aktiengesellschaft in Berlin, S. 81. — Erlaß
des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei dem
Bau eines Verbindungsgleises zwischen dem Bahnhof Lebrte und der Eisenbahnstrecke Lehrte-Braun.
schweig, S. 81. — Bekauntmachung der nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die
Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. 82.

(Nr. 11598.) Gesetz, betreffend die Bereitstellung weiterer Staatsmittel für die durch Gesetz
vom 1. April 1905 angeordneten Wasserstraßenbauten. Vom 11. Juli 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c.,
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

1.

Die Staatsregierung wird unter Abänderung des 9&amp; 1 des Gesetzes, betreffend
die Bereitstellung weiterer Staatsmittel für die durch Gesetz vom 1. April
1905 angeordneten Wasserstraßenbauten, vom 8. Mai 1916 (Gesetzsamml. S. 99)
ermächtigt, für Herstellung eines Schiffahrtkanals vom Rhein zur Weser und
Nebenanlagen ausschließlich Kanalisierung der Lippe von Wesel bis Datteln und
von Hamm bis Lippstadt statt 239 590 000 Mark die Summe von 252790000
Mark, also 13200000 — Dreizehn Millionen zweihunderttausend — Mark
mehr zu verwenden. Dieser Betrag dient zur Herstellung einer zweiten
Mündung des Rhein-Herne-Kanals in den Rhein.

82.
Mit der Ausführung der im 81 bezeichneten Kanalmündung ist nur dann

vorzugehen, wenn die Beteiligten einen einmaligen Beitrag von vierhundertfünfzig—
tausend (450 000) Mark zu den Baukosten in rechtsverbindlicher Weise über-
nommen haben.

83.
&amp;1 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend das Schleppmonopol auf dem Rhein—

Weser-Kanal und dem Lippe-Kanal, vom 30. April 1913 (Gesetzsamml. S. 217)
findet auf den Verkehr zwischen dem Rhein und Mülheim a. d. Ruhr allgemein
Anwendung.

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11598—11600.) 23

Ausgegeben zu Berlin den 20. August 1917.
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84.
() Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im &amp; 1

erwähnten Mehraufwendungen, abzüglich des gemäß &amp; 2 zu leistenden Beitrags
in Höhe von 450 000 Mark, Staatsschuldverschreibungen auszugeben.

() An Stelle der Schuldverschreibungen können vorübergehend Schatz-
anweisungen oder Wechsel ausgegeben werden. In den Schatzanweisungen ist der
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechsel werden von der Hauptverwaltung der
Staatsschulden mittels Unterschrift zweier Mitglieder ausgestellt.

(6) Schuldverschreibungen, Schatzanweisungen, etwa zugehörige Zinsscheine
und Wechsel können sämtlich oder teilweise auf ausländische oder auch nach einem
bestimmten Wertverhältnisse gleichzeitig auf in= und ausländische Währungen sowie
im Auslande zahlbar gestellt werden.

(4) Schatzanweisungen und Wechsel können wiederholt ausgegeben werden.
(5) Die Mittel zur Einlösung von Schatzanweisungen und Wechseln können

durch Ausgabe von Schatzanweisungen und Wechseln oder von Schuldverschreibungen
in dem erforderlichen Nennbetrage beschafft werden.

(") Schuldverschreibungen, Schatzanweisungen und Wechsel, die zur Einlösung
fällig werdender Schatzanweisungen oder Wechsel bestimmt sind, hat die Haupt-
verwaltung der Staatsschulden auf Anordnung des Finanzministers vierzehn Tage
vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinsung oder Umlaufszeit
der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die
Verzinsung oder Umlaufszeit der einzulösenden Schatzanweisungen oder Wechsel
aufhört.

() Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins-
oder Diskontsatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher
Umlaufszeit sowie zu welchen Kursen die Schuldverschreibungen, Schatzanweisungen
und Wechsel ausgegeben werden sollen, bestimmt der Finanzminister. Ebenso
bleibt ihm im Falle des Abs. 3 die Festsetzung des Wertverhältnisses sowie der
näheren Bedingungen für Jahlungen im Ausland überlassen.

(s) Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die
Vorschriften des Gesetzes vom 19. Dezember 1869 (Gesetzsamml. S. 1197), des
Gesetzes vom 8. März 1897 (Gesetzsamml. S. 43) und des Gesetzes vom 3. Mai
1903 (Gesetzsamml. S. 155) zur Anwendung.

85.
Die Ausführung dieses Gesetzes erfolgt durch die zuständigen Minister.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

döniglichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 11. Juli 1917.

Giegel.) Wilhelm.
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Sydow.

v. Trott zu Solz. Frhr. v. Sehorlemer. Lentze. v. Loebell.
Helfferich. v. Stein. Graf von Roedern.
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(Nr. 11599.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Erweiterung der Anlagen des Großkraftwerkes
Zschornewitz, Kreis Bitterfeld, durch die Elektrowerke-Aktiengesellschaft in
Berlin. Vom 5. August 1917.

Au Grund des &amp; 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und Beschäftigung von
Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der Fassung
der Verordnungen vom 27. März und 25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 57
und 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den
Vorschriften der Verordnung bei der Erweiterung der Anlagen des Großkraft=
werkes Ischornewitz, Kreis Bitterfeld, zu deren Ausführung der Elektrowerke-
Aktiengesellschaft in Berlin das Enteignungsrecht durch den auf Grund Aller-
höchster Ermächtigung ergangenen Erlaß des Staatsministeriums vom 30. Juli 1917
verliehen worden ist, Anwendung findet.

Berlin, den 5. August 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. Helfferich.

Graf v. Roedern.

(Nr. 11600.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent.-
eignungsverfahrens bei dem Bau eines Verbindungsgleises zwischen dem
Bahnhof Lehrte und der Eisenbahnstrecke Lehrte-Braunschweig. Vom
5. August 1917.

Ar Grund des 9 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäfti-
Jung von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in
der Fassung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. S. 57) und
vom 25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 141) wird bestimmt, daß das ver-
einfachte Enteignungsverfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung auf den
Bau eines Verbindungsgleises zwischen dem Bahnhof Lehrte und der Eisenbahn-
strecke Lehrte-Braunschweig Anwendung findet. Zur Ausführung der Eisenbahn-
strecke Braunschweig-Lehrte-Hannover, die durch das Verbindungsgleis ergänzt
werden soll, ist das Recht zur Entziehung und dauernden Beschränkung des
Grundeigentums bereits von dem früheren Königlich Hannoverschen Ministerium
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des Innern am 11. April 1842 und 22. August 1842 (Gesetzsamml. für das
Königreich Hannover S. 51 und 193) verliehen worden.

Berlin, den 5. August 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Beseler. Sydow. Lentze. Helfferich.

Graf v. Roedern.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) ist
bekannt gemacht:

der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 14. Juli
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Reichs-
(Militär-) Fiskus zur Erweiterung öffentlicher Anlagen im Stadtbezirke
Graudenz, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Marienwerder
Nr. 30 S. 403, ausgegeben am 28. Juli 1917.

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Breußischen Gesetzilammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6,25 “

und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) sind an die Poftaustalten zu richten.



Meußische Gesetzszumich
Nr. 22.

Inhalt: Verordnung zur Ergänzung der Verordnung vom 14. September 1916, betreffend den Erwerb
von Reichskriegsanleihe für Stiftungen, standesherrliche Hausgüter, Familienfidelkommisse, Lehen und
Stammgüter, S. ss. — Bekanntmachung der nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die
Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. 84.

Jahrgang 1917
 — —- S“gs— — — — — — —

(Nr. 11601.) Verordnung zur Ergänzung der Verordnung vom 14. September 1916, be.
treffend den Erwerb von Reichskriegsanleihe für Stiftungen, standesherrliche
Hausgüter, Familienfideikommisse, Lehen und Stammgüter, (Gesetzsamml.
S. 121). Vom 30. August 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c.,
verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfassungsurkunde für den Preußischen
Staat vom 31. Januar 1850 (Gesetzsamml. S. 17) und auf den Antrag Unseres
Staatsministeriums, was folgt:

Artikel 1.

Die Verordnung vom 14. September 1916, betreffend den Erwerb von
Reichskriegsanleihe für Stiftungen, standesherrliche Hausgüter, Familienfidei-
kommisse, Lehen und Stammgüter, (Gesetzsamml. S. 121) wird durch folgende
Bestimmungen ergänzt:

2. a.
Der Inhaber eines der im &amp; 1 genannten Vermögen kann Aufwendungen,

die er aus seinem Allod oder den Einkünften des Vermögens infolge des Erwerbes
der Kriegsanleihe mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde gemacht hat, aus dem
Stamme des Vermögens erstattet verlangen. Die Aufsichtsbehörde kann ihn er-
mächtigen, zum Zwecke der Befriedigung einer solchen Verwendungsforderung oder
einer anderen infolge des Anleiheerwerbes entstandenen Verbindlichkeit über die
Anleihestücke und sonstigen zu dem Vermögen gehörenden Kapitalien 1)
zu verfügen.

*2b.
Erweiterungen der im &amp; 1 genannten Vermögen, die infolge des von der

Aufsichtsbehörde genehmigten Erwerbes von Kriegsanleihe stattfinden, bedürfen zu
ihrer Wirksamkeit keiner Genehmigung. Die Erweiterung durch Anschaffung von

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11601.) 24
Ausgegeben zu Berlin den 6. September 1917.
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Kriegsanleihe unterliegt dem Landesstempel (Tarifstelle 24 des Stempelsteuergesetzes
vom 31. Juli 1895 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909
— Gesetzsamml. S. 535 —) nicht. Die Stempelpflicht tritt jedoch ein, wenn
an Stelle der Kriegsanleihe andere Vermögenswerte als Reichsanleihen oder
preußische Staatsanleihen erworben werden.

Artikel 2.
Die &amp;#8 2a und 2b gelten auch für den Erwerb von Kriegsanleihe, der

vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung gemacht ist.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 30. August 1917.

Siegel.) Wilhelm.
Michaelis. Helfferich. Spahn. Drews. Schmidt.

v. Eisenhart-Rothe. Hergt.

Bekanntmachung.
Noch Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 25. Juli 1917,
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Hallesche Pfänner-
schaft, Aktiengesellschaft in Halle a. S., zur Erweiterung der Abraumhalde ihres
Braunkohlenbergwerkes Pfännerhall bei Braunsdorf im Kreise Ouerfurt,
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Merseburg Nr. 32 S. 196,
ausgegeben am 11. August 1917;

2. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 30. Juli 1917,
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Elektrowerke-Aktien-
gesellschaft in Berlin zur Erweiterung der Anlagen des Großkraftwerkes
Ischornewitz im Kreise Bitterfeld, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung
in Merseburg Nr. 32 S. 196, ausgegeben am 11. August 1917.

Redigiert im Baueau des Scaat#zmimistrrinns. — Berlin, gedruckt in der Reichödruckerei.
Bestellungen auf einzeine Swcke der Dwaßischen Gesesammang und auf dir H##“-Sochregier (106 bis 1881 zu 6,258.

und 1884 bis 1913 zu 4,00 .K) sind an die Postanstalten zu richten.
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Inhalt: Verordnung, betreffend die Underung der Amtsgerichtsbezirke Dinslaken, Oberbausen und Duis-
burg-Ruhrort, S. 85. — Verordnung, betreffend das Inkrafttreten des Gesetzes vom 9H. Jannar
1913, S. a. — Verordnung wegen Abänderuug der Verordnung vom 15. November 18909,
betreffend das Verwaltungszwangsversahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, S. 87. —
Bekanntmachung der nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter
veröffentlichten landesherrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. 88.

(Nr. 11602) Verordnung, betreffend die Anderung der Amtsgerichtsbezirke Dinslaken, Ober-
hausen und Duisburg-Ruhrort. Vom 27. August 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen k.,
verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfassungsurkunde für den Preußischen
Staat vom 31. Januar 1850 (Gesetzsamml. S. 17) und auf den Antrag Unseres
Staatsministeriums, was folgt:

&amp; 1.
Derjenige Teil der Gemeinde Hiesfeld im Kreise Dinslaken, der mit Ge.

nehmigung des Staatsministeriums vom 25. Mai 1917 (Amtsblatt der Regierung
zu Düsseldorf S. 283) mit der Stadt Sterkrade vereinigt ist, wird unter Ab-
trennung von dem Amtsgericht in Oberhausen dem Amtsgericht in Dinslaken
zugelegt.

82.
Derjenige Teil der Gemeinde Holten im Kreise Dinslaken, der mit Ge-

nehmigung des Staatsministeriums vom 25. Mai 1917 (Amtsblatt der Regierung
zu Düsseldorf S. 283) mit der Stadt Sterkrade vereinigt ist, wird unter Ab-
trennung von dem Amtsgericht in Oberhausen dem Amtsgericht in Duisburg-
Ruhrort zugelegt.

83.
Der zu der Stadt Sterkrade gehörende Gebietsstreifen, der mit Genehmi-

gung des Staatsministeriums vom 25. Mai 1917 (Amtsblatt der Regierung zu
Düsseldorf S. 283) mit der Stadt Hamborn vereinigt ist, wird unter Abtrennung
von- dem Amtsgericht in Duisburg-Ruhrort dem Amtsgericht in Oberhausen
zugelegt.

Gesetzsommlung 1917. (Nr. 11652—1160,. 25
Ausgegeben zu Berlin den 10. September 1917.
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84.
Durch Königliche Verordnung kann
a) das im &amp; 1 dem Amtsgericht in Dinslaken und das im &amp; 2 dem

AmtsgerichtinDuisburg-Ruhrortzugelegte Gebiet wieder dem Amts-
gericht in Oberhausen,

b) das im 9 3 dem Amtsgericht in Oberhausen zugelegte Gebiet wieder
dem Amtsgericht in Duisburg-Ruhrort

ganz oder teilweise zugelegt werden.
85.

Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 27. August 1917.

(Siegel.) Wilhelm.
Michaelis. Sydow. Helfferich. Spahn. Drews.

Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.

(Nr. 11603.) Verordnung, betreffend das Inkrafttreten des Gesetzes vom 9. Jannar 1913.
Vom 27. August 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen rc,
verordnen auf Grund des §6 2 des Gesetzes vom 9. Januar 1913, betreffend die
Anderung der Amtzgerichtsbezirke Beckum und Oelde, (Gesetzsamml. S. 10),
was folgt:

Einziger Paragraph.
Das Gesetz vom 9. Januar 1913, betreffend die Anderung der Amtsgerichts-

bezirke Beckum und Oelde, (Gesetzsamml. S. 10) tritt am 16. September 1917
in Kraft.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 27. August 1917.

Siegel.) Wilhelm.
Michaelis. Sydow. Helfferich. Spahn. Drews.

Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.
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(Nr. 11604.) Verordnung wegen Abänderung der Verordnung vom 15. November 1899,
betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geld-
beträgen, (Gesetzsamml. S. 545). Vom 27. August 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen r,
verordnen gemäß &amp; 5 des Ausführungsgesetzes zur Zivilprozeßordnung, was foldgt:

Artikel 1.
Im ( 46 der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Ver-

waltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, (Gesetzsamml.
S. 545) wird zwischen Abs. 5 und 6 der folgende neue Absatz eingefügt:

Das Ruhegeld der im Privatdienst angestellten Personen ist der Pfändung
nur insoweit unterworfen, als der Gesamtbetrag die Summe von zweitausend
Mark für das Jahr übersteigt. Diese Vorschrift findet auf die Beitreibung der
direkten persönlichen Staatssteuern und Kommunalabgaben (die derartigen Abgaben
an Kreis., Kirchen-, Schul- und sonstige Kommunalverbände miteingeschlossen)
keine Anwendung, sofern diese Steuern und Abgaben nicht seit länger als drei
Monaten fällig geworden sind. Gesetzliche Vorschriften, die über die Pfändung
von Ruhegeld der bezeichneten Art abweichende Bestimmungen treffen, bleiben
unberührt.

Artikel 2.
Die zur Ausführung dieser Verordnung erforderlichen Anordnungen haben

die beteiligten Minister gemeinschaftlich zu erlassen.

Artikel 3.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Sie

tritt gleichzeitig mit der Verordnung des Bundesrats über die Pfändung des
Ruhegeldes der im Privatdienst angestellten Personen vom 22. März 1917 (Reichs-
Gesetzbl. S. 254) außer Kraft.

Ist ein Anspruch der im Artikel 1 bezeichneten Art vor dem Inkrafttreten
dieser Verordnung gepfändet, so verliert die Pfändung hinsichtlich später fällig
werdender Bezüge ihre Wirksamkeit, soweit sie bei Anwendung des Artikel 1
unwirksam sein würde.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 27. August 1917.

Siegel.) Wilhekm.
Michaelis. Helfferich. Spahn. Drews. Schmidt.

v. Eisenhart-Rothe. Hergt.
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Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 2. August
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Reichs-
(Militär-) Fiskus zum Erwerbe der zu öffentlichen Anlagen erforderlichen
Grundflächen der Gemarkung Obernaundorf im Kreise Torgau, durch das
Amtsblatt der Königl. Regierung in Merseburg Nr. 32 S. 196, ausgegeben
am 11. August 1917;

2. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 8. August
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Reichs-
(Militär-) Fiskus zum Erwerbe der zu öffentlichen Anlagen erforderlichen
Grundflächen der Gemarkung Schöneweide im Kreise Teltow, durch das
Amtsblatt der Königl. Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin
Nr. 34 S. 463, ausgegeben am 25. August 1917.

Redigiert im Burean detz Staateministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdrucerei.
Besellungen auf einzelne Stücke der Vreußischen Gesesammlung und auf die Hanvt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 0,25 A

und 1884 bis 1913 zu 4,60 ./1)) sind an die Postanftalten zu richten.



PreußischeGestz—
Jahrgang 1917 Nr. 24.

Inhalt: Verordnung über die Wahlen zu den Tierärztekammern, S. So. — Erlaß des Staateministeriums,
betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der Erweiterung der Abraumhalde
des der Gewerkschaft Christoph-Friedrich in Halle a. S. gehörigen Braunkohlenbergwerkes Ceeilie
bei Lützkendorf im Kreise Querfurt, S. 29. — Bekanntmachung der nach dem Gesetze vom 10. April
1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. vo.

(Nr. 11605.) Verordnung über die Wahlen zu den Tierärztekammern. Vom 27. August 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen rc
verordnen auf Antrag des Staatsministeriums, was foldgt:

Die Amtsdauer der Tierärztekammern, deren Wahlzeit nach der Ver-
ordnung vom 5. Oktober 1916 (Gesetzsamml. S. 137) mit Ende des Jahres 1917
abläuft, wird bis Ende des Jahres 1918 verlängert. Die Neuwahlen zu den
Tierärztekammern haben demnach erst im November 1918 stattzufinden.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 27. August 1917.

Siegel.) Wilhelm.
Michaelis. v. Breitenbach. Helfferich. Spahn. Drews.

Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.

(Nr. 11606.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Erweiterung der Abraumhalde des der Gewerk-
schaft Christoph-Friedrich in Halle a. S. gehsrigen Braunkohlenbergwerkes
Cecilie bei Lützkendorf im Kreise Querfurt. Vom 14. September 1917.

A. Grund des &amp; 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent-
eignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäftigung von

Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der Fassung
der Nachträge vom 27. März und vom 25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 57
und 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11605—11606). 26
Ausgegeben zu Berlin den 27. September 1917.
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Vorschriften dieser Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, das
der Gewerkschaft Christoph-Friedrich in Halle a. S. zum Zwecke der Erweiterung
der Abraumhalde ihres Braunkohlenbergwerkes Cecilie bei Lützkendorf im Kreise
Querfurt durch Erlaß des Staatsministeriums vom 4. September 1917 verliehen
ist, Anwendung zu finden hat.

Berlin, den 14. September 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Sydow. Helfferich. Graf v. Roedern.

v. Waldow. Spahn. Drews. Schmidt. Hergt.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 25. Juli
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt-
gemeinde Stettin zur Erweiterung ihrer Hafenanlagen, durch das Amts-
blatt der Königl. Regierung in Stettin Nr. 33 S. 224, ausgegeben am
18. August 1917;

2. die auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) am 27. Juli 1917 vom Staatsministerium vollzogene
Satzung für die Schwalm-Meliorationsgenossenschaft in Brüggen im Kreise
Kempen (Rheinprovinz) durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in
Düsseldorf Nr. 34 S. 365, ausgegeben am 25. August 1917;

3. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. Angust 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 30. Juli
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Düssel-
dorfer Eisen= und Drahtindustrie-Aktiengesellschaft in Düsseldorf zur Er-
weiterung ihrer Fabrikanlagen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung
in Düsseldorf Nr. 36 S. 379, ausgegeben am 8. September 1917;

4. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 10. August
1917, betreffend die Erweiterung des der Rheinischen Metallwaren= und
Maschinenfabrik in Düsseldorf-Derendorf am 17. März 1917 verliehenen
Enteignungsrechts zur Vergrößerung des in der Lüneburger Heide
gelegenen Artilleric-Schießplatzes bei Unterlüß, durch das Amtsblatt der
Königl. Regierung in Lüneburg Nr. 36 S. 214, ausgegeben am 8. Sep-
tember 1917.

–– ——

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 64
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetztammlung und auf die Hau#t-SLachreoister (1806 bis 1883 za 6,25

und 1884 bis 1913 zu 4,60 .&amp;) sind an die Postanstalten zu richten.



PreußischeGesetzsW
Jahrgang 1917 Nr. 25.

Inhalt: Verordnung, betreffend die Verlängerung der Amtsdauer der Beisitzer des Oberschiedsgerichts in
Knappschaftsangelegenbeiten zu Berlin und des Knappschafts-Schiedsgerichts zu Breslau, S. 01.—
Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei
dem Ausbau des Elbingflusses durch die Stadtgemeinde Elbing, S. 922. — Erlaß des Staats-
ministeriums, betreffend Unwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der Erweiterung
der Abraumhalde des den Anhaltischen Kohlenwerken in Halle a. S. gehörigen Braunkohlenberg-
werkes Elisabeth bei Mücheln im Kreise Ouerfurt, S. 92.

(Nr. 11607.) Verordnung, betreffend die Verlängerung der Amtsdauer der Beisitzer des
Oberschiedsgerichts in Knappschaftsangelegenheiten zu Berlin und des Knapp-
schaftsSchiedsgerichts zu Breslau. Vom 27. September 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c.
verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfassungsurkunde für den Preußischen
Staat vom 31. Januar 1850 (Gesetzsamml. S. 17) und auf den Antrag Unseres
Staatsministeriums, was folgt:

X1.
Die Amtsdauer der gegenwärtig im Amte befindlichen Beisitzer des Ober-

schiedsgerichts in Knappschaftsangelegenheiten zu Berlin und des Kunappschafts-
Schiedsgerichts zu Breslau wird bis zum Schlusse des Kalenderjahrs verlängert,
das dem Jahre folgt, in dem der Krieg beendet sst.

&amp;2.
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem
Königlichen Insiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 27. September 1917.

(Siegel.) Wil h elm.
Michaelis. v. Breitenbach. Sydow. Helfferich.
v. Stein. Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn.

Drews. Schmidt. Hergt.

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11607—11609.) 27
Ausgegeben zu Berlin den 2. Oktober 1917.
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(Nr. 11608.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei dem Ausbau des Elbingflusses durch die Stadt.
gemeinde Elbing. Vom 20. September 1917. «

Auf Grund des &amp; 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) mit
Nachträgen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. S. 57) und vom 25. September 1915
(Gesetzsamml. S. 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren
nach den Vorschriften der Allerhöchsten Verordnung bei dem vonder Stadt-
gemeinde Elbing durchzuführenden, durch Erlaß des Staatsministeriums vom
12. September d. Is. mit dem Enteignungsrecht ausgestatteten Grunderwerb für.
den Ausbau des Elbingflusses stattfindet.

Berlin, den 20. September 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Sydow. Helfferich. Graf v. Roedern.

· v. Waldow. Spahn. Drews.
Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.

(Nr. 11609.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Erweiterung der Abraumhalde des den Anhaltischen
Kohlenwerken in Halle a. S. gehörigen Braunkohlenbergwerkes Elisabeth
bei Mücheln im Kreise OQuerfurt. Vom 21. September 1917.

A Grund des 9 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Be-
schäftigung von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159)
in der Fassung der Nachträge vom 27. März und vom 25. September 1915
(Gesetzsamml. S. 57 und 141) wird bestimmt, daß das vereinfachteEnteignungs-
verfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung bei der Ausübung des Ent-
eignungsrechts, das den Anhaltischen Kohlenwerken in Halle a. S. zum JIwecke
der Erweiterung der Abraumhalde ihres Braunkohlenbergwerkes Elisabeth bei
Mücheln im Kreise Querfurt durch Erlaß des Staatsministeriums vom 11. Sep-
tember 1917 verliehen ist, Anwendung zu finden hat.

Berlin, den 21. September 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Sydow. Helfferich. Graf v. Roedern.

v. Waldow. Spahn. Drews.
Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregtster (1806 bis 1883 zu 6,25 Al

und 1884 bis 1913 zu 4,60 .4) sind an die Postanftallen zu richten.



Preußische G stzimmluch
Jahrgang 1917 Nr. 26.

Jnhalt: Verordnung über die Verlängerung der Amtsdauer der Handelskammermitglieder, S. 93. —
Bekanntmachung der nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamteblätter
veröffentlichten landesberrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. 94.

(Nr. 11610.) Verordnung über die Verlängerung der Amtsdauer der Handelskammer-
mitglieder. Vom 8. Oktober 1917.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c,
verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfassungsurkunde für den Preußischen
Staat vom 31. Januar 1850 (Gesetzsamml. S. 17) und auf den Antrag Unseres
Staatsministeriums, was folgt:

&amp;I.
Die Handelskammern können durch Beschluß bestimmen, daß auf die im &amp; 16

"% . 24. Februar 1870 1341 2 de X

des Gesetzes über die Handelskammern vom 19. Angust 897 (Gesetzsamml. S. —343
festgesetzte Amtsdauer ihrer Mitglieder das Kalenderjahr 1917 nicht anzurechnen ist.

&amp;2.
Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem

Königlichen Insiegel.
Gegeben Großes Hauptquartier, den 8. Oktober 1917.

Siegel.) Wilhelm.
v. Breitenbach. Sydow. Helfferich. v. Stein. Graf v. Roedern.
v. Waldow. Spahn. Drews. Schmidt. v. Eisenhart-Nothe. Hergt.

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11610.) 28
Ausgegeben zu Berlin den 15. Oktober 1917.
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Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (esetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

J. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 25. August
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die lberland-
zentrale Stolp, Aktiengesellschaft in Stolp, für die Anlagen zur Leitung
und Verteilung des von dem Kraftwerke Glambocksce erzeugten elektrischen
Stromes innerhalb des Kreises Rummelsburg und die Verlängerung der
Gültigkeitsdauer des durch Allerhöchsten Erlaß vom 16. Februar 1914
verliehenen Enteignungsrechts für die Kreise Schlawe und Lauenburg
sowie den Landkreis Stolp, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung
in Köslin Nr. 37 S. 189, ausgegeben am 15. September 1917)
der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 3. Sep-

tember 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den
Reichs-(Militär-) Fiskus für den Bau einer Privatanschlußbahn vom
Bahnhofe Deutsch Cylau nach dem Proviantamte daselbst, durch das
Amtsblatt der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 38 S. 481, aus-
gegeben am 22. September 1917

der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 4. Sep-
tember 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Gewerkschaft Christoph-Friedrich in Halle a. S. zur Erweiterung der Ab-
raumhalde ihres Braunkohlenbergwerkes Cecilie bei Lützkendorf im Kreise
Querfurt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Merseburg

;·kr. 37 S. 220, ausgegeben am 15. September 1917;
der auf Grund Allerhochster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 10. Sep-
tember 1917, betreffend die Verleihung des Rechtes zur dauernden Be-
schränkung des Grundeigentums an die Aktiengesellschaft Elektrische
Straßenbahn Breslau in Breslau behufs Anbringung von Wandhaken an
den Straßenwänden der Gebäude usw. zur Befestigung der Tragedrähte
für die elektrische Oberleitung, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung
in Breslau Nr. 39 S. 159, ausgegeben am 29. September 1917.

Redigiert im Bureau des Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Bestellungen auf einzelne Stücke der reubischen Gesetzsammlung und auf die Haupt-Sachregister (1806 bis 1883 u 6,25 K

und 1884 bis 1913 zu 4,60 .K) sind an die Postanstalten zu richten.
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Preusische Gesetzsammlung
Jahrgang 1917 Nr. 27.
Juhalt: Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei

dem Umbau des Bahnhofs Bitterfeld, S. 92. — Erlaß des Staatsministeriums, betreffend An-
wendung des vereinfachten Enteignungsverfabrens bei dem Bau einer elektrischen Fernleitung
(40 000 Voltleitung) von Trattendorf un Kreise Spremberg nach Jiebingen im Kreise West-
steruberg, S. s. — Bekanntmaochung der nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die
Regierungsanmsblätter veröffentlichten landesberrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. va.

—

Gr. 11611.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Auwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei dem Umbau des Bahnhofs Bitterfeld. Vom 3. Ok.-
tober 1917.

uf Grund des &amp; 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der
Fassung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. S. 57) und vom
25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte
Enteignungsverfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung bei dem Umbau
des Bahnhofs Bitterfeld an den Staatsbahnstrecken Wittenberg—Bitterfeld—Halle
(Saale), Dessau-Bitterfeld-Leipzig und Bitterfeld-Stumsdorf Anwendung findet.
Zur Ausführung dieser Bahnstrecken ist das Recht zur Entziehung und dauernden
Beschränkung des Grundeigentums durch die Allerhöchsten Urkunden vom 25. Juni
1856 (Gesetzsamml. S. 621) und vom 9H. April 1884 (Gesetzsamml. S. 113) ver-
liehen worden.

Berlin, den 3. Oktober 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Sydow. Helfferich. Graf v. Roedern.

v. Waldow. Spahn. Drews.
Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.

(Nr. 11612.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei dem Bau einer elektrischen Fernleitung (40 000 Volt-
leitung) von Trattendorf im Kreise Spremberg nach Ziebingen im Kreise

A Weststernberg. Vom 18. Oktober 1917.
uf Grund des &amp; 1 der Allerhöchsten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes

Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und Beschäftigung
Gesehsammlung 1917 (Nr. 11611—11612.) 29

Ausgegeben zu Berlin den 25. Oktober 1917.
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von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der
Fassung der Verordnungen vom 27. März und vom 25. September 1915 (Gesetz-
samml. S. 57 und 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren
nach den Vorschriften der Verordnung bei dem Bau einer elektrischen Fernleitung
(410 000 Voltleitung) von Trattendorf im Kreise Spremberg nach ZJiebingen im
Kreise Weststernberg stattfindet, zu deren Ausführung das Enteignungsrecht

1. dem Märkischen Elektrizitätswerk, Aktiengesellschaft in Berlin, gemäß dem
auf Grund Allerhöchster Ermächtigung ergangenen Erlasse des Staats-
ministeriums vom 10. Oktober 1917 für die Teilstrecken von dem
Elektrizitätswerke der Niederlausitzer Kraftwerke bei Trattendorf bis zur
Kreisgrenze zwischen den Landkreisen Kottbus und Guben bei Horno
und von der Schaltstelle in der Gemarkung Bresinchen, Landkreis
Guben, bis zum Endpunkte der Leitung in der Gemarkung Siebingen
(Einführung in die vorhandenc 40000 Voltleitung) verliehen worden ist,

2. dem Elektrizitätsverbande Neumark, Jweckverbande, gemäß demAllerhöchsten
Erlasse vom 3. November 1913 für die Teilstrecke der Fernleitung von
der Kreisgrenze zwischen den Landkreisen Kottbus und Guben bei Horno
bis zur Schaltstelle in der Gemarkung Bresinchen, Landkreis Guben,
zusteht.

Berlin, den 18. Oktober 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Sydow. Helfferich. Graf v. Roedern.

v. Waldow. Spahn. Drews.
Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 11. September
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Anhaltischen
Kohlenwerke in Halle a. S. zur Erweiterung der Abraumhalde ihres Braun-
kohlenbergwerkes Elisabeth bei Mücheln im Kreise Querfurt, durch das Amts-
blatt der Königl. Regierung in Merseburg Nr. 38 S. 225, ausgegeben am
22. September 1917;

2. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Geletz=
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 12. September
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde
Elbing für den Ausbau des Elbingflusses, durch das Amtsblatt der Königl.
Regierung in Danzig Nr. 38 S. 653, ausgegeben am 22. September 1917.

Redigiert im Bureau detz Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Vestellungen auf einzelne Stücke der Prrußischen Gesetzsammlung und auf die Haut-Cachregister (1806 bis 1883 zu 6,25 A

und 1884 bis 1913 zu 4,60 A) sind an die Postanftaltru zu richten.



Preußische Geschsanmlih
Jahrgang 1917 Nr. 28.

— —— ——

Juhalt: Erlaß des Staatoministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei
der Anlage eines Abraumplatzes für das der Badischen Anilin= und Sodafabrik in Ludwige-
hafen a. Rh. gehörige Ammoniakwerk Leung bei Merseburg, S. 97. — Bekanntmachung der
nach dem Gesetze vom 10. April 1872 durch die Regilerungsamtsblätter veröffentlichten landes-
berrlichen Erlasse, Urkunden usw., S. os.

(Nr. 11613). Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Anlage eines Abraumplatzes für das der
Badischen Anilin- und Sodafabrik in Eudwigshafen a. Rh. gehörige Am-
moniakwerk Leuna bei Merseburg. Vom 3. Oktober 1917.

N# der Badischen Anilin= und Sodafabrik zu Ludwigshafen a. Rh. zur
Anlage eines Abraumplatzes für ihr Ammoniakwerk Leuna bei Merseburg das
Recht zur Enteignung von Grundeigentum durch den auf Grund Allerhöchster
Ermächtigung ergangenen Erlaß des Staatsministeriums vom 26. September
d. Is. verliehen worden ist, wird nunmehr auf Grund des &amp; 1 der Allerhöchsten
Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren zur Beschaffung
von Arbeitsgelegenheit und Beschäftigung von Kriegsgefangenen, vom 11. Sep-
tember 1914 (Gesetzsamml. S. 159) mit Nachträgen vom 27. März 1915
(Gesetzsamml. S. 57) und 25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 141) bestimmt,
daß bei der vorbezeichneten Enteignung von Grundeigentum das vereinfachte
Enteignungsverfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung Anwendung findet.

Berlin, den 3. Oktober 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Sydow. Helfferich. v. Stein.

Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn.
Drews. Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.

Gesetsommlung 1917. (Nr. 11613.) 30
Ausgegeben zu Berlin den 9. November 1917. "
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Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 Gesetzsimml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1.

1

*V

— —

der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 31. August
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Röchlingschen
Eisen= und Stahlwerke, G. m. b. H. in Völklingen a. Saar, zur Schaffung
eines Lagerplatzes für Erzeugnisse der Steinkohlenteerdestillation in dem
Gemeindebczirke Völklingen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung
in Trier Nr. 38 S. 205, ausgegeben am 22. September 1917;

der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 20. Sep-
tember 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den
Reichs= (Militär-) Fiskus zur Ausführung von Kriegsbauten in der
Munitionsfabrik Spandau, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung
in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 41 S. 546, ausgegeben am
13. Oktober 1917;

der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 20. Sep-
tember 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den
Reichs-(Militär.) Fiskus zur Erweiterung öffentlicher Anlagen in der Ge-
markung Graudenz, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in
Marienwerder Nr. 41 S. 527, ausgegeben am 13. Oktober 1917;
 der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-

samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 26. September
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Badische
Anilin= und Sodafabrik in Ludwigshafen a. Rh. zur Anlage eines Abraum-
platzes für ihr Ammoniakwerk Leuna bei Merseburg, durch das Amtsblatt
der Königl. Regierung in Merseburg Nr. 40 S. 240, ausgegeben am
6. Oktober 1917;

der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 26. September
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Fahrzeug-
fabrik Eisenach in Eisenach zur Vergrößerung ihrer Fabrik in Großauheim
im Kreise Hanau, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Cassel
Nr. 42 S. 494, ausgegeben am 20. Oktober 1917.

– –—.
––

Reeigiert im Bureau des Staatsministeriums.—Berlin,gedruckt in der Neichsdruckerei.
Vi#bellurzen ouf einzelne Stücke der Preußischen Gesetsammlung und auf die Hanpt-Sachregister (1806 bis 1883 zu 6/25 4#

und 1884 bis 1913 zu 4,60 4) sind an die Postanstalten zu richten.



Preußische Geset mmuui
Jahrgang 1917 Nr. 29.

— .* — — — — ——

Inhalt: Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei
der Erweiterung der Abraumhalde der von der Gewerkschaft Michel in Groß Kayna betriebenen
Braunkohlenbergwerke Michel und Vesta bei Groß Kayna, S. 99. — Erlaß des Staatsministeriums,
betrefsend Anwendung des vrreinfachten Enteignungsverfahrens bei der Eiweiterung der Abraum-
halde der der Gewerkschaft Ceonhardt in Frankleben gehörigen Braunkohlen #irube Leonbardt bei
Neumark im Kreise Querfurt, S 100. — Erlaß des Staammimsteriums, betreffend Anwendung
des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei dem Erwerbe von Grundstücken zur Steigerung der
Förderung im Westfelde der Braunsteinbergwerke Dektor Geier bei Waldalgesheim im Kreise Kreuz-
nach durch die Manganerzgesellschaft m. b. H. in Berlin, S. 100.

(Nr. 11614.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Amvendung des vereinfachten Ent.
eignungsverfahrens bei der Erweiterung der Abraumhalde der von der
Gewerkschaft Michel in Groß Kayna betriebenen Brannkohlenbergwerke Michel
und Vesta bei Groß Kayna. Vom 8. November 1917.

A## Grund des § 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der
Fassung der Nachträge vom 27. März und vom 25. September 1915 (Gesetz-
samml. S. 57 und 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren
nach den Vorschriften dieser Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts,
das der Gewerkschaft Michel in Groß Kapna, Kreis Weißenfels, zum Swecke der
Erweiterung der Abraumhalde der von ihr betriebenen Braunkohlenbergwerke
Michel und Vesta bei Groß Kayna durch Erlaß des Staatsministeriums vom
31. Okteber 1917 verliehen ist, Anwendung zu finden hat.

Verlin den 8. November 1917.

Das Staatsministerium.
v. Breitenbach. Sydow. Graf v. Roedern. v. Waldow.
Spahn. Drews. Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.

Gesetzsammlung 1917. (Nr. 11614—11616.) 31
Ausgegeben zu Berlin den 30. November 1917.
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Nr. 11615.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Erweiterung der Abraumhalde der der Gewerk-
schaft Leonhardt in Frankleben gehörigen Braunkohlengrube Leonhardt bel
Neumark im Kreise Querfurt. Vom 20. November 1917.

A. Grund des 9 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der
Fassung der Nachträge vom 27. März und vom 25. September 1915 (Gesetz-
samml. S. 57 und 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Enteignungsver-
fahren nach den Vorschriften dieser Verordnung bei der Ausübung des Enteignungs-
rechts, das der Gewerkschaft Leonhardt in Frankleben (Bez. Merseburg) zum
Zwecke der Erweiterung der Abraumhalde ihrer Braunkohlengrube Leonhardt
bei Neumark im Kreise Querfurt durch Erlaß des Staatsministeriums vom
7. November 1917 verliehen ist, Anwendung zu finden hat.

Berlin, den 20. November 1917.

Das Staatsministerium.
Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. Grafv. Roedern. v. Waldow.

Spahn. Drews. Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.

(Nr. 11616.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei dem Erwerbe von Grundstücken zur Steigerung der
Förderung im Westfelde der Braunsteinbergwerke Doktor Geier bei Waldalges-
beim im Kreise Kreuznach durch die Manganerzgesellschaft m. b. H. in Berlin.
Vom 20. November 1917.

Au Grund des 9 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes
Enteignungsverfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenbeit und zur Veschäftigung
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Gesetzsamml. S. 159) in der
Fassung der Nachträge vom 27. März und vom 25. September 1915 (Gesetz-
samml. S. 57 und 141) wird bestimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren
nach den Vorschriften dieser Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts,
das der Manganerzgesellschaft m. b. H. in Berlin W 50, Regensburger Straße 26,
zur Steigerung der Förderung im Westfelde der Braunsteinbergwerke Doktor Geier
bei Waldalgesheim im Kreise Kreuznach durch Erlaß des Staatsministeriums vom
7. November 1917 verliehen ist, Anwendung zu finden hat.

Berlin, den 20. November 1917.
. Das Staatsministerium.
Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. Graf v. Roedern. v. Waldow.

Spahn. Drews. Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.
Redigiert im Burenn deßzStaatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdrucktrei.

Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetzsammlung und auf die Saubt·Sachregister(1806bis1883ja6,26
und 1884 bis 1913 zu 4,60 4) sind an die Voftauftalten ju richten.



Meußische Geshsannlis
Jahrgang 1917 Nr. 30.
Inhalt: Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Cnteignungsverfahrens bei

der Vergrößerung der der Kursächsischen Braunkohlen-Gas- und Kraft-Gesellschaft m. b. H. in Berlin
gehörigen Fabrik in Lütkendorf bei Merseburg, S. 101. — Bekanntmachung der nach dem
Gesetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlasse,
lrkunden usw., S 102.

(Nr. 11617.) Erlaß des Staatsministeriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei der Vergrößerung der der Kursächsischen Braunkohlen.
Gas- und Kraft-Gesellschaft m. b. H. in Berlin gehörigen Fabrik in Lützken-
dorf bei Merseburg. Vom 26. November 1917.

Ne## der Kursächsischen Braunkohlen-Gas= und Kraft-Gesellschaft m. b. H.
in Berlin zur Vergrößerung ihrer Fabrik in Lützkendorf bei Merseburg das Recht
zur Enteignung von Grundeigentum durch den auf Grund Allerhöchster Er-
mächtigung ergangenen Erlaß des Staatsministeriums vom 11. November 1917
verliehen worden ist, wird nunmehr auf Grund des &amp; 1 der Allerhöchsten Ver-
ordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren zur Beschaffung von
Arbeitsgelegenheit und Beschäftigung von Kriegsgefangenen, vom 11. September
1914 (Gesetzsamml. S. 159) mit Nachträgen vom 27. März 1915 (Gesetzsamml.
S. 57) und 25. September 1915 (Gesetzsamml. S. 141) bestimmt, daß bei der
vorbezeichneten Enteignung von Grundeigentum das vereinfachte Enteignungs.-
verfahren nach den Vorschriften dieser Verordnung Anwendung findet.

Berlin, den 26. November 1917.

Das Staatsministerium.
Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. Graf v. Noedern. v. Waldow.

Spahn. Drews. Schmidt. v. Eisenhart-Rothe. Hergt.

Gesetsammlung 1917. (Nr. 11617.) 32
Ausgegeben zu Berlin den 28. Dezember 1917.



— 102 —

Bekanntmachung.
Nach Vorschrift des Gesetzes vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. S. 357) sind
bekannt gemacht:

1. der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-

1

samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 10. Oktober
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an das Märkische
Elektrizitätswerk, Aktiengesellschaft in Berlin, zum Bau einer elektrischen
Fernleitung (40 000 Voltleitung) von Trattendorf im Kreise Spremberg
nach Jiebingen im Kreise Weststernberg, durch das Amtsblatt der Königl.
Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 42 S. 513, ausgegeben am 20. Ok-
tober 1917)
der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 31. Ok-
tober 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Gewerkschaft Michel in Groß Kayna zur Erweiterung der Abraumhalde
der von ihr betriebenen Braunkohlenbergwerke Michel und Vesta bei
Groß Kayna im Kreise Weißenfels, durch das Amtsblatt der Königl.
Regierung in Merseburg Nr. 46 S. 270, ausgegeben am 17.November 1917
 der auf Grund Allerhochster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-

samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 7. No-
vember 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Gewerkschaft Leonhardt in Frankleben zur Erweiterung der Abraumhalde
der ihr gehörigen Braunkohlengrube Lconhardt bei Neumark im Kreise
Querfurt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Merseburg
Nr. 46 S. 270, ausgegeben am 17. November 1917;
der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 7. No-
vember 1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die
Manganerzgesellschaft m. b. H. in Berlin zum Erwerbe von Grundstücken
zur Steigerung der Förderung im Westfelde der Braunsteinbergwerke
Doktor Geier bei Waldalgesheim im Kreise Kreuznach, durch das Amts-
blatt der Königl. Regierung in Coblenz Nr. 54 S. 218, ausgegeben am
17. November 1917;
der auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 16. August 1914 (Gesetz-
samml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsministeriums vom 11. No-
vember 1917, betreffend die Verleihung des Cnteinnungsrechts an die
Kursächsische Braunkohlen= Gas= und Kraft-Gesellschaft m. b. H. in Berlin
zur Vergrößerung ihrer Fabrik in Lützkendorf bei Merscburg, durch das
Amtsblatt der Königl. Regierung in Merseburg Nr. 48 S. 284, aus-
gegeben am 1. Dezember 1917.

––

Redigiert im Bureau deß Staatsministeriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei.
Vestellungen auf einzelne Stücke der Preußischen Gesetsammlung und auf die Han#pt-Sachresister (1806 bis 1883 zu 6,25.2

und 1884 bis 1913 zu 4,00 .4) sind an die Postanstalten zu richten.



Sachverzeichnis

Preußischen Gesetsammlung
Jahrgang 1917.

A.
Abgeordnetenhaus, fünf Abgeordnete gehören der

Staatsschuldenkommission an (G. v. 22. April) 65.

Arztekammern, Hinausschieben der nächsten Wahlen
zu den Arztekammern (V. v. 19. Juli) 77.

Altona (Schleswig-Holstein), Erweiterung der ört-
lichen Zuständigkeit der Altonger und der Ham-
burger Polizeibeamten (Staaterertr. v. 2. Febr.)
67. (Bek. v. 21. Mai) 0)9.

Amtögerichte, Inkrasttreten des Gesetzes, betr. die
Errichtung eines Amtsgerichts in Gronau in
Westfalen, vom 30. Aprik 1913 (V. v. 8. Jan.) 7.

Anderung der Amtsgerichtsbezirke Dinslaken,
Oberhausen und Duisburg-Ruhrort (V. v. 27.
Aug.) 85.

Inkrasttreten des Gesetzes, betr. die Anderung
der AmtsgerichtsbezirkeBeckumundOelde, vom
9. Januar 1913 (V. v. 27. Aug.) 86.

Amtsversammlungen, Genchmigung der Notrer-
ordnung vom 4. November 1910, betr. Verschiebun
der regelmäßigen Ergänzungswahlen zu den Amts-
versamlungen in den Hohenzollernschen Landen
(Bek. v. 27. Dez. 16) 4.

Aungerburg (Ostpreußen), Eisenbahnen: Rastenburg-
Angerburg, s. Eisenbahnen Nr. 24)

Angerburg-Goldap, s. Nr. 1.

Anhaltische Kohlenwerke in Halle a. S., Verkihlng
des Enteignungsrechts zur Erweiterung der Ab-
raumhalde ihres Braunkohlenbergwerks Elisabeth
Gesetztammlung 1917.

Anhaltische Kohlenwerke (Fortf.)
bei Müchelm im Kreise Querfurt (St. M. E. v.
11. Sept.) 96 Nr. 1. — Anwendung des verecin-
sachten Enteignungsverfabrens (St. M. E. v.
21. Sept.) 92.

Apothelerkammern, Hinausschieben der nächsten
Wahlen zu den Apothekerkammern (V. v. 19. Juli)
77.

Arbeiterausschüsse, Verlängerung der Amtsdauer
der für Bergwerke gewählten Arbeiterausschnä-
Mitglieder (V. v. 15. April) 51.

Arbeitslose, Anwendung des vereinfachten Ent-
cignungsversahrens nach der Verordnung vom
11. September 191!44 zur Beschaffung von Arbeits-
gelegenheit und zur Beschäftigung von Kriegage-
fangenen (St. N. E. v. 3. Jan.) 5. (St. M. E.
v. 9. Febr.) 15. (St. M. E. v. 10. Jebr.) 16.
(St. M. E. v. 14. Febr.) 19. (St. M. E. v. 10. Febr.)
10. (St. M. E. v. 2. März) 24. (St. M. E. v.
3. April) 52. (St. M. E. v. 5. April) 52. (St. M. E.
v. 29. März) 54. (St. M. E. v. 5. April) 55.
(St. M. E. v. 14. April) 57. (St. M. E. v. 14. April)
58. (St. M. E. v. 20. April) 62. (St. M. E. v.
11. Mai) 70. (St. M. E. v. 20. Juli) 76. (St. M. E.
v. 25. Juli) 77. (St. M. E. v. 5. Aug.) 81.
(St. M. E. v. 5. Ang.) 81. (St. M. E. v. 111. Sept.)
80. (St. M. E. v. 200. Sept.) 92. (St. M. C.
v. 21. Sept.) 92. (St. M. E. v. 3. Okt.) 9).
(St. M. E. v. 18. Okt.) 95. (St. M. E. v. 3. Okt.)
97. (St. M. C. v. S. Nov.) 90. (St. M. E. v.
20. Nov.) 100. (St. M. E. v. 20. Nov.) 10).
(St. M. E. v. 26. Nov.) 10|1.

*



2 Sachverzeichnis 1917.

Arreststrafe, Aushebung des Disziplinarmittels der
Arreststrafe gegen untere Beamte der Staats= und
Gemcindebehörden (G. v. 25. März) 40.

Arys (Ostpreußen), Eisenbahn Arys-Lyck, s. Eisen-
bahnen Nr. 2.

Astenet (Rheinprovinz), Güterumgehungsbahn
Stolberg Hbf.-Kornelimünster-Astenet-Herbesthal,
s. Eisenbahnen Nr. 28.

Auslagen, Erstattung der mit den Postgebühren zu
erhebenden Reichsabgabe in gerichtlichen Ange-
legenheiten (G. v. 17. Febr. Art. 1) 17. — desgl.
an die Notare (das. Art. II). 18. — desgl. an die
Rechtsanwälte (das. Art. III) 18.

B.
Baden (Hannover), Errichtung öffentlicher Anlagen

in der Gemarkung Baden im Kreise Achim, s.
Reichs-Marineverwaltung Nr. 1.

Badische Anilin= und Sodafabrik in Ludwigs-
hafen a. Rh., Ausdehnung des unterm 28. Juli
1916 verliehenen Enteignungsrechts auf die Her-
stellung einer Anschlußbahn von der Grube Elise II
bei Mücheln über Kötzschen und die Fabriken (s. g.
veunawerke) nach dem Staatsbahnhofe Korbetha
(St. M. E. v. 17. Juni) 78 Nr. 2. — desgl. zur
Anlage eines Abraumplatzes für ihr Ammoniakwerk
Leung bei Merseburg (St. M. E. v. 26. Sept.) 0#
Nr. 1. — Anwendung des vereinfachten Enteig-
nungsverfahrens (St. M. E. v. 3. Okt.) 97.

Banken, landschaftliche, s. Landschaften.
Bartenstein (Ostpreußen), Eisenbahn Bartenstein

Korschen, s. Eisenbahnen Nr. 4.
Bayer &amp; Co., Farbenfabriken vormals Fri drich

Bayer &amp; Co. in Leverkusen, Verleihung des Ent-
eignungsrechts zur Erweiterung bereits bestehender
und zur Errichtung neuer Fabrikanlagen (St. M. C.
v. 20. Marz) 76 Nr. 1. — Anwendung des verein.
sachten Enteignungsrerfabrens (St. M. E. r.
14. April) 58.

Beuum (GWestfalen), Inkrafttreten des Gesetzes, betr.
die Anderung des Amtegerichisbe zirkes, vem 0. Ja—
nuar 1013 (B. v. 27. Aug.) 86.

Bergwerke, Gerverlschaftsfähirkeit von Ka ilerg-
werken in Hannorer (G. v. 20. Mui) 71.

Erwerb der Attien der Vr#e#gché
Hibernia zu Herne durch den Staat (G. v. . K#b#)
21.

Berliu, Verleihung des Enteignungsrechts an die
Gesellschaft für drahtlose Telegraphie m. b. H. in
Berlin zur Erweiterung und dauernden Sicher-
stellung des Bestandes und Betriebs der Funken-
Froßstation Nauen (St. M. E. v. 31. März).56 Nr. ö.

Verleihung des Enteignungsrechts an die Braun-
kohlen= und Brikettindustrie-Aktiengesellschaft in
Berlin zur Aufschließung des nördlich der Straße
Bockwitz-Naundorf im Kreise Liebenwerda gelegenen
Feldesteils ihrer Emanuelgrube (St. M. E. v.
26. März) 65 Nr. 3. — Anwendung des verein-
fachten Enteignungsverfahrens (St. M. E. v. 14.
April) 57.

Kursächsische Braunkohlen-Gas= und Kraft-Ge-
sellschaft m. b. H. in Berlin, s. Kursächsische usw.

Elektrowerke-Aktiengesellschaft in Berlin, s.
Elektrowerke.

Märkisches Elektrizitätswerk, Aktiengesellschaft
in Berlin, s. Märkisches Elektrizitätswerk.

Manganerzgesellschaft m. b. H. in Berlin, s.
Manganerzgesellschaft.

Bewässerungsgenossenschaften, -verbände, s. Was-
sergenofsenschaften.

Die einzelnen Genossenschaften, s. auch unter
Ortsnamen.

Bismarck-Nationaldenkmal auf der Elisenhöhe bei
Bingerbrück, s. Chausseen Nr. 2.

Bitterfeld (Sachsen), Umbau de- Bahnhofs Bitter-
feld, s. Eisenbahnen Nr. 5.

Bleckede (Hannover), Errichtung öffentlicher Anlagen
in der Gemarkung Dleckede, s. Reichs-Marinc=
verwaltung Nr. 2.

Blindgallen (Ostpreuß n), Eisenbahnen: Blindgailen-
szittkehmen, f. Eisenbahnen Nr. 6;

Goldap-Blindgallen, s. Nr. 12.

Bochum (Westfalen), Eienbahn Bochum Nom Prä-
sident, s. Eisenbahnen Nr. 7.

Westfälische Stahlwerke in Bochum, s. Eisen-
bahnen Nr. 20.

Volkenhain (Schlejien), Verkeihung des Ent i#mönge,
rechts an die St'dt zur Eriveiterung des Kommunal-
frierbofs (St. RM E. v. 4. Kbr.) 47 Nr. 2.

Braftel (Westfalen), Vrllihung des Enteiänungs-
z hi an die Stidt Oorumnd zur Anla eind
stidtishen Sammimidhofs in der Gemarlung
Vrauil, s. Dortmund.
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Brandenburgische Kreis-Elektrizitätswerke, G. m.
b. H. in Spandau, Verlängerung der Gültigkeits-
rauer des durch Allerhöchsten Erlaß vom 20. De-
zrmber 1918 für die Anlagen zur Leitung und Ver-
t ilung des elektrischen Stromes innerhalb der
Krise Osthavelland, Westhavelland, Ruppin, Ost-
prignitz und Zauch--Belzig verliehenen Enteignungs-
rechts (St. M. E. v. 14. Nov. 16) 8 Nr. 8.

Vreslau (Schlesien), Straßenbahn, s. Eisenbahnen
Nr. 8.

Brüggen (Rheinprovinz), Schwalm-Meliorationsge-
nossenschaft daselbst im Kreise Kempen (Rhein-
provinz) (Stat. v. 27. Juli) 90 Nr. 2.

C.
Cassel (Hessen-Nassau), Wiederherstellung abhanden

gekommener Grundbuchblätter des Amtsgerichts in
Cassel (V. v. 11. April) 57.

Cecilie, Braunkohlenbergwerk bei Lützkendorf
(Sachsen), Verleihung des Enteignungsrechts an
die Gewerkschaft Christoph-Friedrich in Halle a. S.
zur Erweiterung der Abraumhalde ihres Braun-
lohlenbergwerkes Cecilie bei Lützkendorf im Kreise
Querfurt, s. Christoph-Friedrich.

Chaussen:
I. Provinz Schleswig-Holstein.

1. Kreis Eckernförde, Verleihung des Enteig-
nungsrechts zum Bau einer Chaussee Eckern-
förde-Sehestedt (St. M. E. v. 23. Okt. 16) 7
Nr. 3.

II. Rheinprovinz.
Kreis Kreuznach, Verleihung des Ent-
eignungsrechts für den Vau einer Straße von
der Provinzialstraße Bingerbrück-Stromberg
nach dem auf der Elisenhöhe bei Bingerbrück
geplanten Bismarck-Nationaldenkmal (St. M.
E. v. 3. Dez. 16) 12 Nr. 2.

Chorzow (Schlesien), Reichsstickstoffperk Chorzow
in Oberschlesien, s. Reichsfiskus.

Christoph-Friedrich, Gewerkschaft in Halle a. S.,
Verleihung des Enteignungsrechts zur Erweiterung
der Abraumhalde ihres Braunkohlenbergwerkes
Cecilie bei Lützkendorf im Kreise Querfurt (St. M.
E. v. 4. Sept.) 91 Nr. 3. — Anwendung des ver-
(infachten Enteignungsverfahrens (St. M. E. v.
14. Sept.) 80.

Cöln (Rheinprovinz), Mivatanschlußbahn nach dem
Schlacht= und Viehhofe der Stadt, s. Eisenbahnen
Nr. 9.

Czersk (Westpreußen), Eisenbahn Riesenburg-Czeräk,
Ds. Eisenbahnen Nr. 26.

D.
Dankersen (Westsalen), Kleinbahn Minden Danker-

sen Kleinenbremen, s. Eisen bahnen Nr. 10.

Darlehnskassen, Genehmigung der Notverordnung
vom 18. September 1916 über die Beleihung land-
schaftlicher (ritterschaftlicher) Fonds bei den
Darlehnskassen des Reichs durch die beiden Häuser
des Landtags (Bek. v. 8. Jan.) 10.

Deutsch Eylan (Westprenßen), Priratanschlußbabn
nach dem Proviantamte daselbst, s. Eisenbahnen
Nr. 25. «

Deutsch-Luxemburgische Bergwerks= und Hütten-
aktiengesellschaft, Abteilung Dortmunder Union, s.
Eisenbahnen Nr. 10.

Dillenburg (Hessen-Rassau), Amtsgericht, erfolgte
Anlegung des Grundbuchs (Bek. v. 12. Jan. Anl.)
11.

Dinslaken (Rheinprovinz), Anderung des Amts-
gerichtsbezirkes (V. v. 27. Aug.) S.

Disziplinarstrafen, s. Arreststrafen.
Doktor Geier, Braunsteinbergwerke bei Waldalges-

heim, s. Manganerzgesellschaft.
Dorstfeld (Westfalen), Privatanschlußbahn der Dort-

munder Union, s. Eisenbahnen Nr. 10.

Dortmund (Westfalen), Verleihung des Enteignungs-
rechts an die Stadtgemeinde Dortmund zur
Einrichtung einer städtischen Milchwirtschaft in der
Gemarkung der Stadtgemeinde Schwerte (St.
M. E. v. 11. April) 66 Nr. C. — Anwendung des
vereinfachten Enteignungsverfahrens (St. M. E.
r. 20. April) 62.

Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt
zur Anlage eines stadtischen Sammelfriedhofs in
der Gemarkung Brackel (St. M. E. v. 24. April)
74 Nr. 1.

Deutsch-Luremburgische Bergwerks= und Hütten-
Aktien-Gesellschaft, Abteilung Dortmunder Union
in Dortmund, s. Eisenbahnen Nr. 10.

A
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Düsseldorf (Rheinprovinz), Verleihung des Ent. Eisenbahnen (Forts.)
eignungsrechts an die Düsseldorfer Eisen= und
Drahtindustrie-Aktiengesellschaft in Düsseldorf zur
Erweiterung ihrer Fabrikanlagen (St. M. E. v.
30. Juli) 90 Nr. 3. .

Rheinische Metallwaren- und Maschinenfabrik in
Düsseldorf-Derendorf, s. Rheinische Metall-
waren- und Maschinenfabrik.

Duisburg (Rheinprovinz), Anderung des Amts-
gerichtsbezirkes Duisburg-Ruhrort (V. v. 27. Aug.)
85

Eisenbahn Hohenbudberg—-Duisburg-Hochfeld
Süd, s. Eisenbahnen Nr. 15.

E.

Enernserde (Schleswig-Holstein), s. Chausseen.1.

Einkommensteuer, Ergänzung des Einkommen-
steuergesetzes — Erfassung der Kriegsgewinne —
(G. v. 30 Dez. 16) 1 — Abänderung der 5§P 62, 70
des Einkommensteuergesetzes (das. 3§ 6, 7) 3.

Steuerfreiheit der Kriegsbeihilfen usw. (G. v.
30. Mai) 72.

Eisenach (Sachsen-Weimar), Verleihung des Ent-
eignungsrechts an die Fahrzeugfabrik Eisenach in
Eisenach zur Vergrößerung ihrer Fabrik in Groß-
auheim im Kreise Hanau (St. M. E. v. 26. Sept.)
98 Nr. 5.

Eisenbahnanleihegesetz (v. 22. April) 59.

Eisenbahnen (Kleinbahnen, Straßenbahnen):
1. Angerburg-Goldap, Anwendung des ver-

einfachten Enteignungsverfahrens bei der Her-
stellung des zweiten Gleises (St. M. E. v.
2. März) 24.

2. Arys—Lyck, Mehrkosten (G. v. 22. April § 1
III 3a) 60.

3. Badische Anilin= und Sodafabrik in
Ludwigshafen a. Rh., Ausdehnung des unterm
28. Juli 1916 verliehenen Enteignungsrechts
auf die Herstellung einer Anschlußbahn pvon
der Grube Elise II bei Mücheln über Kötzschen
und die Fabriken (s. g. Leunawerke) nach dem
Staatsbahnhofe Korbetha (St. M. E. v.
17. Juni) 78 Nr. 2.

4. Bartenstein-Korschen, einschließlich Gleis-
verbindung von Korschen an die Bahn Barten-
stein. Heilsberg, Anwendung des vereinfachten

0.

11.

12.

13.

14.

. Blindgallen-Szittkehmen,

Enteignungsverfahrens bei der Herstellung des
wweiten Gleises (St. M. E. v. 2. März) 24.

 Bitterfeld, Anwendung des vereinfachten
Enteignungsverfahrens bei dem Umbau des
Bahnhofs Bitterfeld (St M. E. v. 3. Okt.) 95.

Anwendung
des vercinsachten Ent. ignungsverfahrens bei
der Herstellung des zweiten Gleises (St. M. E.
v. 2. März) 24.

. Bochum Nord —Präsident und Präsi-
dent-Riemke, Mehrkosten des Ausbaues (G.
v. 22. April § 1 III 32) 60.

 Straßenbahn Breslau, Verleihung des Rech-
tes zur dauernden Beschränkung des Grund-
eigentums an die Aktiengesellschaft Elektrische
Straßenbahn Breslau in Breslau behufs An-
bringung von Wandhaken an den Straßen-
wänden der Gebäude usw. zur Befestigung der
Tragedrähte für die elektrische Oberleitung
(St. M. E. v. 10. Sept.) 94 Nr. 4.

Stadt Cöln, Verleihung des Enteignungs-
rechts für den Umbau der Gleisanlagen der
Privatanschlußbahn nach dem Schlacht= und

Biehhof der Stadt (St. M. E. v. 30. Dez. 16)
Dortmunder Union, Verleihung des Ent-
eignungsrechts an die Deutsch-Luxemburgische
Bergwerks= und Hütten-Aktien-Gesellschaft, Ab-
teilung Dortmunder Union in Dortmund, zur
Erweiterung und Anderung der Privatanschluß-
bahn ihres Werkes an den Staatsbahnhof
Dorstfeld (St. M. E. v. 27. März) 66 Nr. 4.
— Anwendung des vereinfachten Enteignungs-
verfahrens (St. M. E. v. 5. April) 52.
Anschlußbahn Grube Elise II bei Mücheln
Korbetha, s. Nr. 3.
Goldap-Blindgallen, Anwendung des ver-
einfachten Enteignungsverfahrens bei der Her-
stellung des zweiten Gleises (St. M. E. v.
2. März) 24.
Verbindungsbahn bei Halle, Mehrkosten (G. v.
22. April § 1 III 3d) 60.
Helfta, Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei dem Bau von zwei
ÜUberholungsgleisen beim Haltepunkte Helfta
an der Strecke Halle-Cassel (St. M. E. v.
9. Febr.) 15.

. Hohenbudberg-Duisburg-Hochfeld Süd,
Grunderwerb (G. v. 22. April § 1 112) 50.
(A. E. v. 1. Juni) 73.
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Eisenbahnen (Fortf.)
16.

18.

19.

24.

25.

Lehrte, Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens bei dem Bau eines Ver-
bindungsgleises zwischen dem Bahnhof Lehrte

und der Eisenbahnstrecke Lehrte-Braunschweig
(St. M. E. v. 5. Ang) 81.

17. Grube Geopold bei Edderitz Aktiengesellschaft,
Verleihung des Enteignungsrechts zur Ver-
legung des östlich der Eisenbahnstrecke Bitter-
seld-Leipzig gelegenen Anschlußbahnhofs der
Grube auf die westliche Seite der Strecke (St.
M. E. v 6. Febr.) 47 Nr. 3. — Anwendung
des vereinfachten Enteignungsverfahrens (St.
M. E. v. 14. Febr.) 19.
Mansfeld—-Wippra, Mehrkosten (G. v.
22. April § 1 III 3b) 60.
Kreis Minden, Verleihung des Enteignungs-
rechts für die Anlage einer Kleinbahn vom
Ubergabebahnhofe der Mindener Kreisbahnen
in Minden über Dankersen, Meißen, Nammen
und Wülpke nach Kleinenbremen (St. M. E.
v. 15. Dez. 16) 12 Nr. 4.

. Münsteri. Westf.-Block Hörne (Osna-
brück), weitere Kosten für den Ausbau (G. v.
22. April § 1 II10 59.

u Opalenitzaer Kleinbahngesellschaft, G. m.
b. H., in Opalenitza, Verleihung des Ent-
eignungsrechts zum Umbau und zur Erweite-
rung des Bahnhofs Opalenitza (St. M. E. v.
5. Jan.) 72 Nr 1.

2. Pogegen—Laugszargen, Anwendung des
vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der
Herstellung des zweiten Gleises (St. M. E.
v. 2. März) 24.

f. Pronsfeld—-Lommersweiler, Anwendung
des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei
dem Bau des zweiten Gleises der Staatsbahn-
strecke von Pronsfeld nach Lommersweiler
(St. M. C. v. 10. Febr.) 16.
Rastenburg-Angerburg, Anwendung des
vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der
Herstellung des zweiten Gleises (St. M. E.
v. 2. März) 24.
Reichs-(Militär-) Fiskus, Verleihung
des Enteignungsrechts für den Bau einer
Mivatanschlußßahn vom Bahnhof Deutsch
Eylau nach dem Proviantamt daselbst (St.
M. E. v. 3. Sept.) 94 Nr. 2.
 Riesenburg—Czersk, Anwendung des ver-

einfachten Enteignungsverfahrens bei der Her-
stellung des zweiten Gleises (St. M. E. v.
2. März) 24.

Eisenbahnen (Fortsf.)
27. Güterverbindungsbahn Scheune-Rangier-

bahnhof Stettin, weitere Kosten (G. v.
22. April § 1 III 10 59.

28. Güterumgehungsbahn Stolberg Hbf.-Kor-
nelimünster-—Astenet-Herbesthal, Bau
und Betrieb (G. v. 22. April § 1 III 2) 60.

29. Verden-Rotenburg i. Hann., Mehrkosten
(G. v. 22. April § 1 1) 59.

30. Westfälische Stahlwerke in Bochum, Ver-
leihung des Enteignungsrechts zur Erweiterung
und Anderung ihres Privatanschlußgleises an
den Staatsbahnhof Bochum Süd (St. M. E.
v. 22. Nov. 16) 8 Nr. 10.

31. Wormditt-Schlobitten, Anwendung des
vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der
Herstellung (St. M. E. v. 2. März) 24.

Elbing (Westpreußen), Verleihung des Enteignungs-
rechts an die Stadtgemeinde für den Ausbau des
Elbingflusses (St. M. E. v. 12 Sept.) 96 Nr. 2.
— Anwendung des vereinfachten Enteignungs-
verfahrens (St. M. E. v. 20. Sept.) 92.

Firma F. Schichau in Elbing, s. Schichau.
Elektrowerke-AktiengesellschaftinBerlin,Verleihung

des Enteignungsrechts zur Erweiterung der An-
lagen des Großkraftwerkes IZschornewitz im Kreise
Bitterfeld (St. M. E. v. 30. Juli) 84 Nr. 2. —
Anwendung des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens (St. M. E. v. 5.-Aug.) 81.

Elisabeth, Braunkohlenbergwerk bei Mücheln (Sach-
sen), Verleihung des Enteignungsrechts an die
Anhaltischen Kohlenwerke in Halle a. S. zur Er-
weiterung der Abraumhalde ihres Braunkohlen-
bergwerkes Elisabeth bei Mücheln im Kreise Quer-
furt, s. Anhaltische Kohlenwerke.

Elise II. Grube bei Mücheln (Sachsen), Anschluß-
bahn nach dem Staatsbahnhofe Korbetha, s. Eisen-
bahnen Nr. 3.

Emannelgrube (Sachsen), Verleihung des Enteig-
nungsrechts an die Braunkohlen= und Brikett-
industrie-Aktiengesellschaft in Berlin zur Auf-
schließung des nördlich der Straße Bockwitz-Naun-
dorf im Kreise Liebenwerda gelegenen Feldesteils
ihrer Emanuelgrube (St. M. E. v. 26. März) 65
Nr. 3. — Anwendung des vereinfachten Enteig-
nungsverfahrens (St. M. E. v. 14. April) 57.

Enteignungen, Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens nach der Verordnung vom
11. September 1914 zur Beschaffung von Arbeits-
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Enteignungen (Fortsf.)
gelegenheit und zur Beschsstigung # Kriegs.gefangenen (St. M. E. v. 3. Jan.)5.(St.M.E.
v. 9. Febr.) 15. (St. M. E. v. 10. 816. —8
M. C. v. 14. Febr.) 19. (St. M. C. v. 15. Febr.
(St.M.E.v.2. März) 24. Et. M. E. v. 3. 1
52. (St. M. C. v. 5. Aprih 52. (St. M. C. v29. März) 54. (St. M. E. v. 5. Aprih 55. GEri.
M. E. v. 14. April) 57. (St. M. E. v. 14.—*i58. (St. M. E. v. 20. Aprih 62. (St. M

14. Mai) 70. (St. M. E. v. 20. Juli) 76.
M. C. v. 25. Juli) 77. (St. M. E. v. ö. Aug.) 81.

(St. M. C. v. 8. Nov. 9 99. (St. M. E. v. 20. Nov.)
100. (St. M. E. v. 20. Nov.) 100. (St. M. E. v.
26. Nov.) 101.

Entwässerungsgenossenschaften,-verbände, s. Was-
sergenossenschaften.

Die einzelnen Genossenschaften, s. auch unker
Ortsnamen.

Essen, (Rheinprovinz), Nheinisch-Westfälisches Elek-
trizitätswerk, Aktiengesellschaft in Essen a. R., .
Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk.

*
Familienfideikommisse,s.Fideikommisse.
Fernsprechgebühren, Reichsabgabe von denselben.

als Auslagen der Gerichte (G. v. 17. “ . Art. 1)17. — desgl. der Notare (das. Art. II) 18.
Fideikommisse, Genehmigung der Notverordnung

vom 14. September 1916, betr. den Erwerb von
Reichskriegsanleihe für Familienfideikommisse,durch
die beiden Häuser des Candtags (Bek. v. 16. Jan.)
10.

Erginzung derVerordnung vom 14. September916 (V. v. 30. Aug.) 83.
Finanzminister, Ermächligung zur Abkürzung des

Vorbereitungsdienstes zum höheren Verwaltungs
dienst für Kriegsteilnehmer (G. v. 7. April § 1) 53.

Fischereigesetz, Inkrafttreten (V. v. 27. März) 50.

Fleusburg (Schlesnzig Hosseing, Verleihung des Ent-eignungsrechts an den Landkreis Flensburg für
die Anlagen zur Leitung und Verttilung des elek-

trischen Stromes innerhalb des s Flens-burg (St. M. E. v. 16. Jan.).22Nr.2

Frankfurt a. O. (Brandenburg), Verleihung des Ent-
eignungsrechts an die Stadtgemeinde zur Errich-
tung öffentlicher Anlagen in den Gemarkungen

DWischetschno und Frankfurt (St. M. E. v. 18. März)
* a. M. (Hessen-Rassau), Vorsicz im katho-

lischen##chenborsiend in Frankfurt a. M. (G. v.. Jan.) 13.

Anderweite Bestimmung des Sitzes eines Orts-.
gerichtsim Hbertundesgerichtsbezire Frankfurt a. N.(Verf. v. 2. Juli)74.

Frankleben (Sachsen), Gewerkschaft Leonhardt da-
selbst,s.Leonhardt.

G.
Garßen (Hannover), Anlegung ciner öffentlichen

Anstalt in der Gemarkung Garßen im Landfkreise
Celle,s.Reichs-MarineverwaltungNr. 3.

Gemeindcabgaben (Gemeindesteuern), Erfassung der
Kriegsgewinne mit den Gemeindesteuern (G. v.
30. Dez. 16 § 9) 3.

Gemeindceinkommensteuer,Steuerfreißeit eer Kriegs-beihilfen usw. (G. v. 30. Mai) 72
Gemeindebertretungen, Oenehmigung der Notver-

ordnung vom 4. November 1916, betr. Verschiebung
der regelmäßigen Ergänzungswahsen zu den Ge-
meindevertretungen, durch die beiden Häuser des
Landtags (Bek. v. 27. Dez. 16) 4.

Gemeindewahlen, Verlängerung der Geltungsdauer
der Verordnung über Sicherstellung des kommu-

nalen Wahlrechts der Qiegsteilnehmer vom 7. Juli1915 (G. v. 4. März) 23

Gerichtskosten, Abänderung desPreutischenErrchtse-
bostengesczes vom 25. Juli 1910 (G.v.17.Febr.rt. 1) 17

Gerichtsvollzieher, Abänderung desGesetzeß, ent-
haltend die landesgesetzlichen Vorschriften über die
Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvoll-
zieher, vom 21. März 1910in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. September 1910 (G. v.
17. Febr. Art. III) 18.

Gesamtverbände, s. Parochialverk
Gewerkschaften, s. Bergwerke.
Goldap (Ostpreußen), Eisenbahnen: Goldap-Blin

Lallen, s. Eisenbahnen Nr. 12j
Angerburg--Goldap s. r. 1.
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Graudenz (Westpreußen), Erweiterung öffentlicher
Anlagen im Stadtbezirte Graudenz, s. Reichs-
(Militär-) Fiskus Nr. 3. »

Gronan (Westfalen), Inkrafttreten des Gesetzes, betr.
die Errichtung eines Amtsgerichts daselbst, vom
30. April 1913 (V. v. 8. Jan.) 9.

Großauheim (Hessen-Nassau), Verleihung des Ent-
eignungsrechts an die Fahrzeugfabrik Eisenach in
Eisenach zur Vergrößerung ihrer Fabrik in Groß.
auheim in Kreise Hanau (St. M. E. v. 26. Sept.)

Groß Kayna (Sachsen), Gewerkschaft Michel daselöst,
s. Michel.

Groß Tro (Ostpreußen), Talsperrenanlage mits — Tromp und Dettelkau im
Kreise Braunsberg, s. Firma F. Schichau.

Grundbuch, Wiederherstellung abhanden gekommener
Grundbuchblätter des Amtsgerichts in Cassel (V.
v. 11. April) 57.

Bezirke, für die während des Kalenderjahrs 1916
die Anlegung des Grundbuchs erfolgt ist, sowie die
Bezirke, für welche das Grundbuch auch in An-
sehung der von der Anlegung ursprünglich ausge-
nommenen Grundstücke als angelegt gilt (Bek. v.

12. Lan 10.estimmung der Ausschlußfristen für Anlegung
des Grundbuchs in einzelnen Amtsgerichtsbezirken,
s. unter Ortsnamen der letzteren.

Guben (Brandenburg), Verleihung des Enteignungs=
rechts an die Stadtgemeinde zur Erweiterung des

Häbtischen Ostfriedhofs (St. M. C. v. 14. Juli) 78

Halle a. S. (Sachsen), Verleihung des Enteignungs-
rechts an die Stadtgemeinde zur Anlage eines
Handels- und Industriehafens mit dazugehörigem
Industriegelände (St. M. E. v. 2. Nov. 16) 7 Nr. 5.
 VBVerleihung des Enteignungsrechts an die Halle-

sche Pfännerschaft, Aktiengesellschaft in Halle a. S.,
zur Erweiterung der Abraumhalde ihres Braun-
kohlenbergwerks Pfännerhall bei Braunsdorf im
Kreise Querfurt (St. M. E. v. 25. Juli) 84 Nr. 1.
— Anwendung des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens (St. M. E. v. 25. Juli) 77. „

Gewerkschaft Christoph-Friedrich in Halle, s#
Christoph-Friedrich. «

AnhaltischeKohlenwerkeinHalle,s.Akthak-
tische Kohlenwerke.

Halle a. S. (Forts.)
Verbindungsbahn bei Halle, s. Eisenbahnen

Nr. 13.

Hamburg (Freie und Hansestadt), Staatsvertrag
zwischen Preußen und Hamburg, betr. die Er-
weiterung der örtlichen Zuständigkeit der Altonaer
und der Hamburger Polizeibeamten (v. 2. Febr.)
67. (Bek. v. 21. Mai) 69.

Handelskammern, Genehmigung der Notverordnung
vom 29. Juli 1916 über die Verlängerung der
Amtsdauer der Handelskammermitglieder durch
“# beiden Häuser des Landtags (Bek. v. 29. Dez.16) 4.

Verlängerung der Amtsdauer der Handels-
kammermitglieder (V. v. 8. Okt.) 93.

Hannover, Gewerkschaftsfähigkeit von Kaliberg-
werken in Hannover (G. v. 30. Mai) 71.

Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt-
gemeinde zur Erweiterung des Maschparkes (St.
M. E. v. 4. April) 66 Nr. 5.

Havel (Fluß), Genehmigung der Notverordnung
vom 1. September 1916, betr. die Streichung eines
Teiles des Nebenarms Wublitz in dem Verzeich-
nisse der Wasserläufe erster Ordnung, durch die
beiden Häuser des Landtags (Bek.v.20.Jan.) 14.

Helfta (Sachsen), Bau von zwei lberholungsgleisen
beim Haltepunkte Helfta, s. Eisenbahnen Nr. 14.

Herbesthal (Rheinprovinz), Güterumgehungsbahn
Stolberg Hbf.-Kornelimünster-Astenet-Herbesthal,
s. Eisenbahnen Nr. 28.

Hermülheim (Rheinprovinz), Elektrowerke in der
Bürgermeisterei Hermülheim, s. Rheinisch-West-
fälisches Elektrizitätswerk.

Herrenhaus, fünf Mitglieder gehören der Staats-
schuldenkommission an (G. v. 22. April) 63.

Hibernia, Erwerb der Aktien der Bergwerksgesell-
schaft Hibernia zu Herne durch den Staat (G. v.
26. Febr.) 21.

Hochfeld (Rheinprovinz), Eisenbahn Hohenbudberg-
Duisburg-Hochfeld Süd, s. Eisenbahnen Nr. 15.

Hörne (Hannover), Eisenbahn Münster i. Westf.—
Block Hörne (Osnabrück), s. Eisenbahnen Nr. 20.

Hohenbudberg (Rheinprovinz), Eisenbahn Hohen-
dudberg-Dussburg Hochfel Süd, s. Eisen bahnenr. 15.
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Justizdienst, Abkürzung des juristischen Vorberei-
tungsdienstes für Kriegsteilnehmer (G. v. 9. Aprih54.

Instizminister, Ermächtigung zur bbkürsung des
juristischen Vocherelkungsdienstes für Kriegsteil-nehmer (G. v. 9. April)54

K.

Kalisalzbergbau, Gewerkcheftssshige von Kali-bergwerken in Hannover (G.v.30.Mui) 71.Katholische Kirche, Ergänzung "*½3 Art. I des Ge-
letzes, betr. den Vorsitz im Kirchenvorstande der
katholischen Kirchengemeinden im Geltungsbereiche
des rheinischen Rechtes, vom 31. Mirz 1893 (G. v.
8. Jan. 91) 13.

Aufhebung des Abs. 2 des § 3 des Gesetzes, betr.
die Bildung von Gesamtverbändenin der katholi-

en Kirche, vom 29. Mai 1903 (G. v. 8. Jan. 8 1)
ainewvorhon, Vorsitz im katholischen Kirchenvor-

stand in Franksurt a. M. (G.v.S. Jan.) 13.
Ergänzung des Art. I des Eesetzes, betr. den

Vorsitzim Kirchenvorstande der katholischen Kirchen-
gemeinden im Geltungsbereiche des rhenischenRechtes, vom 31. März 1893 (G. v. 8. Jan. 81) 13.

Kleinbahnen, Mittel zur görderung d Bues vonKleinbahnen (G. v. 22. April§1Die einzelnen Strecken, s. unter 2rhn enen.
Kleinenbremen (Westfalen), Kleinbahn Minden-

Dankersen—Meißen-Nammen—Wülpke-Kleinen-
bremen,s.EisenbahnenNr. 19.

Knappschaften, Verlängerung der Amtsdauer der
Beifitzer des Oberschiedsgerichts in Knappschasts-
angelegenheiten zu Berlin und des Knappschafts-
Schiedsgerichts zu Breslau (V. v. 27. Sept.)91.

König, durch Königliche Verordnung können den
Amtsgerichtenin Oberhausen und Duisburg-Ruhr-
ort Geiete wieder zugelegt werden (V. v. 27. Aug.2
— (Sachsen), Anschlußbahn Grube Elise II

bei Mücheln nach dem Staatsbahnhofe Korbetha,
s. EisenbahnenNr.3.

Korschen (Ostpreußen), Eisenbahn Bartenstein-Kor-
schen einschließlich. seisverbindung. von Korschen
an die Bahn Bartenstein-Heilsberg, K. Eisen-
bahnen. Nr. 4.

Kornelimünster G#heinprovinz), Güterumgehungs-
bahn Stolberg Hbf.-Kornelimünster-Astenet-Her-
besthal, s. Eisenbahnen Nr. 28.

Kreditinstitute, landschaftliche und ritterschaftliche,
s. Landschaften.

Kreisärzte, Abänderung des Tarifs für die Ge-
bühren der Kreisärzte (Erl. v. 8. Febr.) 15.

Kreistage, Genehmigung der Notverordnung vom
4. November 1916, betr. Verschiebung der regel-
mäßigen gihhrungsahl zu, den Kreistagen(Bek. v. 27. Dez. 10) 4.

Krenznach (Rheinprovinz), s. Chausseen
Kriegsanleihe,s.Reichsanleihen.

Kriegsbeihilfen, Seuerfreihet der Kriegsbeihilfenusw. (G. v. 30. Mai)72
Kriegsgefangene, anwenbung des vereinfachten Ent-

eignungsverfahrens nach der Verordnung vom
11. September 1914 zur Beschaffung vön Arbeits-
gelegenheit und zur Beschsftigung von Kriegsge-fangenen (St. M. E.v.3.Jan.)5. (St. M. E.v
9. debr) 15. (St. n. C. v. 10. For) 16. E..
M. E. v. 14. Febr.) 19. (St. M. E.v. 15.r-*19. Ei. M. E. v. 2. März) 24. (St. M.
3. April) 52. (St. M. E.v.5.Apri 52.M. E. v. 29. Mirz) 54. (St.e C. v. ö. ,
(St. M. E. v. 14. April) 57. (St. M. E. v. 11 derW
58. (St. M. E. v. 20. April)62.(St.M.E.v.
14. Mai) 70. (St. M. E. v. 20. Juli) 76. (St. M.
C. v. 25. Juli 77. (St. M. E. v. 5. Aug.) 81.

. Aug) 81. (St. . E. v. 14.4Sept)
L9.E- C. v. 20. Sept.) 92. (SOktt.) 9 —2 v

t.M
)

(St. M. C. v. 3. ½il.
(St. N. . v. 3. *) (St. M. C. v. 20. Nov.)
100. (St. M. C. b. 20. Nov.) 100. (St. M.C. v. 26. Nov.) W1“

Kriegsgewinne, Erfassung der Kriegsgewinne mit
der Einkommensteuer (G. v. 30. Dez. 16.38 1—6) 1.
—desgl. mit den Gemeindesteuern (daf. § 9) 3.

Griegsteilnehmer, Verlängerung der Geltungsdauerder Verordnung über Sicherstellung des kommu-
nalen Wahlrechts der Kriegsleilnehmer vom 7. Juli
1915 (G. v. 4. März) 23.

Abkürzung des Vorbereitun sdienstes zum
höheren Verwaktungsd.inst für ersegstellnehmr. r(G.v.7.April)53
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Kriegsteilnehmer (Forls.)
AbkürzungdesjuristischenVorbereitung Kienstes

für Kriegsteilnehmer (G. v. 9. April) 54.

Kriegswohlfahrtsansgaben, weitere Beihilfen zu
Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden und
Gemeindeverbände (G. v. 30. April) 64.

Kursächsische Braunkohlen-Gas- und Kraft-Gesell-
schaft m. b. H. in Berlin, Verleihung des Cnt-
eignungsrechts zur Vergrößerung ihrer Fabrik in
Lützkendorf bei Merseburg (St. M. E. v. 11. Nor.)
102 Nr. 5. — Anwendung des vereinfachten Ent-
eignungsverfahrens (St. M. E. v. 26. Nov.) 101.

Kur= und Neumärkisches Nitterschaftliches Kredit.
institut, s. LCandschaften Nr. 3.

L.
Landschaften (landschaftliche, ritterschaftliche Kredit-

institute, Kreditvereine usw.):

Allgemeines.
Genehmigung der Notrerordnung vom 18. Sepx-

tember 1916 über die Beleihung landschaftlicher
(ritterschaftlicher) Fonds bei den Darlehnokassen
res Reichs durch die beiden Häuser des Landtags
(Bek. v. 8. Jan.) 10.

Einzelne Landschaften.
1. Jentrallandschaft für die BPreußischen

Staaten, Genehmigung eines Nachtrags zum
Statut vom 21. Mai 1873 (St. M. E. v 9. Okt.
160) 11 Nr. 1.

2. Brovinz Ostpreußen, Cenehmigung des
VII. Nachtrags zum Statut der Bank der Ost-
preußischen Landschaft vom 20. Mai 1809 in
der Fassung des Generallandtagsbeschlusses
vom 11. Februar 1004 (St. M. C. v. 4. Nov.
16) 7 Nr. .

Genehmigung einer Anderung des Statuts
der Lebensversicherungsmstalt der Ostpreußi-
schen Landschaft (St. M. E. v. 13. Nov. 10)
§ Nr. 8, 20 Nr. 1.

3. Provinz Brandenburg, Genehmigung des
Beschlusses der Generalversammlung des Kur-
und Nrumärkischen Ritterschaftlichen Kredit-
instituts vom 19. Dezember 1916 über Er-
mächtigungen des Engeren Ausschusses (St.
M. E. v. 9. Febr.) 55 Nr. 1.

Gesetzjammlu.:g 1917.

Landschaften (Forts.)
1. Provinz Dommern, Genehmigung von Ab-

änderungen der Landschaftsordnung der Pom-
merschen Landschaft auf Grund der Beschktüsse
des Generallandtags vom 16. Januar 1917
(St. M. E. v. 10., März) 72 Nr. 2.

5. Provinz Sachsen, Genehmigung des
VIII. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der
Landschaft der Provinz Sachsen (St. M. E.
v. 12. Okt. 16) 6 Nr. 1.

6. Provinz Schleswig-Holstein, Genehmigung
einer Anderung des § 2 der Satzung der
Schleswig-Holsteinischen Landschaft (St. M. E.
v. 24. Okt. 16) 7 Nr. 4.

Laugszargen (Ostpreußen), Eisenbahn Doegegen-
Laugszargen, s. Eisenbahnen Nr. 2.

Lehne, Genehmigung der Notverordnungvom 11. Sev-
tember 1916, betr. den Erwerb von Reichskriegs-
anleihe für Lehen, durch die beiden Häuser des Land-
tags (Bek. v. 16. Jan.) 10.

Ergänzung der Verordnung vem 14. September
1916 (V. v. 30. Aug.) 83.

Lehrte (Hannover), Verbindungsgleis zwischen dem
Bahnhof Lehrte und der Eisenbahnstrecke Lehrte-
Braunschweig, s. Eisen bahnen Nr. 16.

Leonhardt, Gewerkschaft in Frankleben, Verleihung
des Enteignungsrechts zur Erweiterung der Ab-
raumhalde der ihr gehörigen Vraunkohlengrube
Leonhardt bei Neumark im Kreise Querfurt (St.
M. E. v. 7. Nov.) 102 Nr. 3. — Anwendungn des
vereinfachten Enteignungsversahrens (St. M. E.
v. 20. Nov.) 100.

Grube Leopold bei Edderitz, Aktiengesellschaft, f.
Eisenbahnen Nr. 17.

Lema, Ammoniakwerk bei Merseburg, s. Badische
Anilin= und Sodafabrik.

Leverkusen (Rheinprovinz), Farbenfabriken vormals
Friedrich Bayer&amp;Co.inLeverkusen,s.Bayer&amp;Co.

Lommersweiler (Rheinprovinz), Eisenbahn Prons-
feld—-Lommersweiler, s. Eisenbahnen Nr. 23.

Lützkendorf (Sachsen), Fabrik der Kursächsischen
Braunkohlen-Gas-- und Krast-Gesellschaft m. b. H.
in Berlin, s. Kursächsische usw.

Lyck (Ostpreußen), Eisenbahn Arbs-Lyck, s. Eisen-
bahnen Nr. 2.

B
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M.

Marriches Elektrizitätswerk, Aktiengesellschaft inBerlin, Verleihung des Enteignungsrechts zum
Bau einer elektrischen Fernleitung (40 000 Volt-
leitung) von Trattendorf im Kreise Spremberg nach
Jiebingen im Kreise Weststernberg (St. M. E. v.
10. Okt.) 102 Nr. 1. — Anwendung des ver-
einfachten Enteignungsverfahrens (St. M. E. v.
18. Okt.) 95.

Manganerzgesellschaft m. b. H. in Berlin, Verleihung
des Enteignungsrechts zum Erwerbe von Grund-
stücken zur Steigerung der Förderung im Wesitfelde
der Braunsteinbergwerke Doktor Geier bei Ward-
algesheim im Kreise Kreuznach (St. M. E. v.
7. Nov.) 102 Nr. 4.— Anwendung des vereinfachten
Enteignungsverfahrens (St. M. E. v. 20. Nov.)100.

Mansfeld (Sachsen), Eisenbahn Mansfeld Wippra,
s. Eisenbahnen Nec. 18.

Massow (Poammern), Verleihung des Enteignungs-
rechts an das Provinzialkraftwerk Massow, G. m.
b. H. in Massow im Kreise Naugard, für die An-
lage zur Leitung und Verteilung des elektrischen
Stromes innerhalb der Kreise Kammin, Naugard,
Saatzig und Dramburg sowie in Teilen der Kreise
Poritz, Regenwalde und Randow (St. M. E. v.
19. Okt. 16) 6 Nr. 2.

Meißen (Westfalen), Kleinbahn Minden-Meißen-
Kleinenbremen, s. Eisen bahnen Nr. 19.

Meliorationen (Ent= und Bewässerungs., Wasser-,
Wiesengenossenschaften usw.), s. Wassergenofsen-
schaften.

Die einzelnen Genossenschaften, s. auch unter
Ortsnamen.

Michel, Gewerkschaft in Groß Kayna, Verleihung des
Enteignungsrechts zur Erweiterung der Abraum-
halde der von ihr betriebenen Braunkohlenberg-
werke Michel und Vesta bei Groß Kayna im Kreise
Weißenfels (St. M. E. v. 31. Okt.) 102 Nr. 3.
Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfah=
rens (St. M. E. v. 8. Nov.) 99.

Minden (Westfalen), Kleinbahnen des Kreises Minden,
s. Eisenbahnen Nr. 19.

Minister des Innern, Ermächtigung zur Abkürzung
des Vorbereitungsdienstes zum höheren Verwal-
tungsdienst für Kriegsteilnehmer (G. v. 7. April) 53.

Münster (Westfalen), Eisenbahn Minster i. Westf.=
Block Hörne (Osnabrück), s. Eisenbahnen Nr. 20.

Sachverzeichnis 1917.

N.
Nammen (Westfalen), Kleinbahn Minden-Nammen-

Kleinenbremen, s. Eisen bahnen Nr. 19.
Nauen (Brandenburg), Verleihung des Enteignungs-

rechts an die Gesellschaft für drahtlose Telegraphie
m. b. H. in Berlin zur Erweiterung und dauernden
Sicherstellung des Bestandes und Betriebs der

Zunkengrofstation Nauen (St. M. E. v. 31. März)
r. 5.

Neumark, Elektrizitätsverband, Anwendung des ver-
einfachten Enteignungsverfahrens bei dem Bau der
Teilstrecke der Fernleitung von Horno bis Bresinchen
(St. M. E. v. 18. Okt.) 95.

Niederrheinische Licht= und Kraftwerke, Aktien-
gesellschaft in Rheydt, Verleihung des Enteignungs-
rechts zur Herstellung einer Starkstromleitung von
der Schaltstation des Elektrizitätswerkes in Rheydt
nach dem städtischen Elektrizitätswerk in Erkelenz
(St. M. C. v. 10. Febr.) 56 Nr. 2. — Anwendung
des vereinfachten Enteignungsverfahrens (St. M.
E. v. 15. Febr.) 19.

Nordhausen (Sachsen), Verleihung des Enteignungs-
rechts an die Stadt zur Errichtung öffentlicher An-
lagen in der Gemarkung Nordhausen (St. M. E.
v. 3. Nov. 16) 7 Nr. 6.

Notare, Abänderung der Gebührenordnung für No-
tare vom 25. Juli 1910 (G. v. 17. Febr. Art. II) 18.

O
Oberbergamt entscheidet über die Verleihung usw.

der Gewerkschaftsfähigkeit an Kalibergwerke in
Hannover (G. v. 30. Mai 9§ 2, 3) 71.

Oberhausen (Rheinprovinz), Anderung des Amts-
gerichtsbezirkes (V. v. 27. Aug.) 85.

Obernaundorf (Sachsen), Erwerb der zu öffentlichen
Anlagen erforderlichen Grundflächen der Gemarkung
Obernaundorf im Kreise Torgau, s. Reichs-
(Militär-) Fiskus Nr. 4.

Oberrechnungskammer, Präsident gehört der Staats-
schuldenkommission an (G. v. 22. April) 63.

Oberschiedsgericht, Verlängerung der Amtsdauer der
Beisitzer des Oberschiedsgerichts in Knappschafts-
angelegenheiten zu Berlin (V. v. 27. Sept.) 91.
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Oberverwaltungsgericht, Erledigung von Reichs-
steuersachen bei dem Oberverwaltungsgerichte (G. v.
27. Juni) 75.

Oelde (Westfalen), Inkrafttreten deß Gesetzes, betr.
die Anderung des Amtsgerichtsbezirkes, vom 9. Ja-
nuar 1913 (V. v. 27. Aug.) 86.

Opalenitza (Posen), Opalenitzaer Kleinbahngesell-
schaft, s. Eisenbahnen Nr. 21.

Ortsgerichte, anderweite Zestimmung des Sitzes
eines Ortsgerichts im Oberlandesgerichtsbezirke
Frankfurt a. M. (Verf. v. 2. Juli) 74.

Osnabrück (Hannover), Eisenbahn Münster i. Westf.—
Block Hörne (Osnabrück), s. Eisenbahnen Nr. 20.

Ostpreußen, s. Landschaften Nr. 2.

P.
Parochialverbände, Aufhebung des Abs. 2 des 83

des Gesetzes, betr. die Bildung von Gesamtver-
bänden in der katholischen Kirche, vom 29. Mai
1903 (G. v. 8. Jan. § 1) 13.

Pettelkau (Ostpreußen), Talsperrenanlage mit Krast-
werk bei Groß Tromp und Mtttelkau im Kreise
Braunsberg, s. Firma F. Schichau.

Pfändung des Ruhegeldes der im Peivatdienst an-
gestellten Personen im Verwaltungszwangsverfah-
ren (V. v. 27. Aug.) 87.

Pfännerhall, Braunkohlenbergwerk bei Braunsdorf
(Sachsen), Verleihung des Enteignungsrechts an
tie Hallesche Pfännerschaft, Aktiengesellschaft in
Halle a. S., zur Erweiterung der Abraumhalde
ihres Braunkohlenbergwerkes Pfännerhall b. i
Braunsdorf im Kreise Quersurt, s. Halle a. S.

Pogegen (Ostpreußen), Eisenbahn Pogegen Laugs-
zargen, s. Eisen bahnen Nr. 22.

Polizeibeamte, Erweiterung der örtlichen Zuständ ig-
keit der Altonaer und der Hamburger Polizei-
beamten (Staatsvertr. v. 2. Febr.) 67. (Bek. v.
21. Mai) 60.

Pommern, s. Landschaften Nr. 4.

Postgebühren, Erstattung derselben in gerichtlichen
Angelegenheiten, s. Auslagen.

Präsident (Westfalen), Eisenbahnen Bochum Nord—
Präsident und Präsident-Riemke, s. Eisenbahnen
Nr. 7.

Preußische Zentral-Genossenschaftskasse, Feststellung
des Haushalts derselben für das Rechnungsjahr 1917
(G. v. 30. März § 2) 25.

Pronsfeld (Nheinprovinz), Eisenbahn Beronsfeld-
Lommersweiler, s. Eisenbahnen Nr. 23.

NR.
Radiowerke, G. m. b. H. in Rheinböllen (Rhld.),

Verleihung des Enteignungsrechts zur Erweiterung
ihrer Fabrikanlagen (St. M. E. v. 4. Mai) 74 Nr. 2.

Anwendung des vereinfachten Enteignungsver-
fahrens (St. M. E. v. 14. Mai) 70.

Nastenburg (Ostpreußen), Eisenbahn Rastenburg
Angerburg, s. Eisenbahnen Nr. 21.

Rechtsanwälte, Abänderung des Gesetzes, enthaltend
die landesgesetzlichen Vorschristen über die Ge-
bühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvoll-
zieher, vom 21. März 1910 in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. September 10910 (G. v.
17. Febr. Art. III) 18.

Referendare, Abkürzung des Vorbereitungsdienstes
der Gerichtsreferendare für Kriegsteilnehmer (G. v.
O. April) 54.

s. Regierungöreserendare.
Regierungsreferendare, Abkürzung des Vorberei-

tungsdienstes zum höheren V rwaltungsdienste für
Kriegsteilnehmer (G. v. 7. April) 53.

s. Referendare.
Reichsanleihen, Genehmigung der Notverordnung

vom 14. September 1916, betr. den Erwerb von
Reichskriegsanleihe für Stiftungen, standesherrliche
Hausgüter, Familienfidcikommisse, Lehen und
Stammgüter, durch die beiden Häuser des Land-
tags (Bek. v. 16. Jan.) 14.

Ergänzung der Verordnung vom 14. September
1916 (V.v.30.Aug.) 83.

Genehmigung der Notverordnung vom. 18. Sep-
tember 1916 über die Beleihung landschastlicher
(ritterschaftlicher) Fonds bei den Darlehenskasseu
des Reichs zum Zwecke der Anschaffung von
Reichsanleihen durch die beiden Häuser des Land-
tags (Bek. v. 8. Jan.) 10.

B„#
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den Reichsfiskus, vertreten durch den Reichskanzler
(Reichsschatzamt), für den Bau einer Wasserleitung
von der polnischen Landesgrenze bis zum Reichs-
sticsstoffwerke Chorzow in Oberschlesien (St. M. E.
v. 23. Dez. 16) 20 Nr. 2. — Anwendung des ver-
einfachten Enteignungsverfahrens (St. M. E. v.
3. Jan.) 6.

Reichs-Marineverwaltung, Verleihung des Ent-
eignungsrechts an das Deutsche Reich (Reichs-
Marineverwaltung):

1. für die Errichtung öffentlicher Anlagen in den
Gemarkungen Baden und Uesen im Kreise
Achim (St. M. E. v. 5. Jan.) 22 Nr. 1;

2. für die Errichtung öffentlicher Anlagen in der
Gemarkung Bleckede im Kreise Bleckede (St.
M. E. v. 17. Jan.) 47 Nr. 1. — Anwendung
des vereinfachten Enteignungsverfahrens (St.
M. E. v. 20. Juli) 76;

3. zur Anlegung einer öffentiichen Anstalt in den
Gemarkungen Schenen und Garßen im Land-
kreise Celle (St. M. E. v. 22. März) 65 Nr. 1.—
Anwendung des vereinfachten Enteignungs-
verfahrens (St. M. E. v. 5. April) 55;

4. zur Errichtung öffentlicher Anlagen in Voß-
brook, Gemeindebezirk Holtenau im Kreise
Eckernförde (St. M. E. v. 26. Mai) 78 Nr. 1.

Reichs-(Militär-) Fiskus, Verleihung des Enteig-
nungsrechts an den Reichs-(Militär.) Fiskus:

1. zur Ausführung von Kriegsbauten in der
Artilleriewerkstatt und GeschützgießreiSpan-
dau (St. M. E. v. 15. März) 62 Nr. 1;

. zur Ausführung von Kriegsbauten in der
Munitionsfabrik Spandau (St. M. E. v.
26. Mai) 76 Nr. 2. (St. M. E. v. 20. Sept.)
98 Nr. 2;

3. zur Erweiterung öffentlicher Anlagen im Stadt-
bezirke Graudenz (St. M. E. v. 14. Juli) 82.
(St. M. E. v. 20. Sept.) 98 Nr. 3;

4. zum Erwerbe der zu öffentlichen Anlagen er-

forderlichen Erundflächen der Gemarkung Ober-naundorf im Kreise Torgau (St. M. E. v.
2. Aug.) 88 Nr. 1;
zum Erwerbe der zu bffentlichen Anlagen
erforderlichen Grundflächen der Gemarkung
Schöneweide im Kreise Teltow (St. M. E. v.
8. Aug.) 88 Nr. 2;

6. für den Bau einer Privatanschlußbahn vom
Bahnhof Deutsch Eylau nach dem Proviant-
amte daselbst (St. M. E. v. 3. Sept.) 94 Nr. 2.

Sachverzeichnis 1917.
Reichsfizkus, Verleihung des Enteignungsrechts an Reichsstenern, Erledigung von Reichssteuersachen beidem Oberverwaltungsgerichte gash 7 Juni) 75.

Reichsunmittelbare (Deutsche Reichsstände), Geneh-
migung der Notverordnung vom 14. September
1916, betr. den Erwerb von Reichskriegsanleihe für
standesherrliche Hausgüter, durch die beiden Häuser
des Landtags (Bek. v. 16. Jan.) 10.

Ergänzung der Verordnung vom 14. Septem-
ber 1916 (V. v. 30. Aug.) 83.

Rheinböllen (Rheinprovinz), Radiowerke G. m. b. H.
in Rheinböllen (Rhld.), s. Radiowerke.

Rhein-Herne-Kanal, Herstellung einer zweiten M in-
dung in den Rhein (G. v. 11. Juli § 1) 79.

Rheinische Metallwaren= und Maschinenfabrik in
Düsseldorf-Derendorf, Verleihung des Enteignungs-
rechts zur Vergrößerung des in der Lüneburger
Heide gelegenen Artillerie-Schießplatzes bei Unter-
lüß (St. M. E. v. 17. März) 62 Nr. 2. — Erweite-

bung-desEnteignungsrechts(St. M. E. v. 10. Aug.)*-

Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk, Aktienge-
sellschaft in Essen a. R., Verleihung des Enteignungs-
rechts zur Erweiterung des in der Bürgermeisterei
Hermülheim belegenen Elektrowerkes und zur Er-
richtung einer neuen Elektrodenfabrik (St. M. E.
v. 16. März) 56 Nr. 3. — Anwendung des verein-
fachten Enteignungsverfahrens (St. M. E. v.
29. März) 54.

Rhein-Weser-Kanal, Bereitstellung weiterer Staats-
mittel für Herstellung eines Schiffahrtkanals vom
Rhein zur Weser (G. v. 11. Juli § 1) 79.

heydt (Rheinprovinz), Niederrheinische Licht- und
Kraftwerke in Rheydt, s. Niederrheinische Licht-
und Kraftwerke.

Niemke (Westfalen), Eisenbahn Präsident-Riemke, s.
Eisenbahnen Nr. 7.

Riesenburg (Westpreußen), Eisenbahn Riesenburg-
Czersk, s. Eisenbahnen Nr. 26.

Nöchlingsche Eisen= und Stahlwerke, G. m. b. H. in
Völklingen a. Saar, Verleihung des Enteignungs-
rechts zur Schaffung eines Lagerplatzes für Er-
zeugnisse der Steinkohlenteerdestillation in dem
Gemeindebezirke Völklingen (St. M. E. v. 31. Aug.)
98 MNr. 1.
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Notenburg (Hannever), Eisenbahn Verden-Roten-
burg i. Hann.# s. Eisenbahnen Nr. 29.

##uhegeld, inwieweit das Ruhegeld derim Privat-
dienst angestellten Personen der. Pändung im Ver-
waltungszwangsverfahren unterworfen ist (V. v.
27. Aug.) 87.

S.
Sachsen (Provinz), s. Landschaften Nr. 5.
Schatzanweisungen, Ermächtigung des Finanzmini-

sters zur Ausgabe von Schatzanweisungen oder
Wechsel bis auf Höhe von 5000000000 K zur
vorübergehenden Verstärkung der Betriebsmittel der
Generalstaatskasse (G. v. 30. März § 3) 26.

Ermächtigung zur vorübergehenden Ausgabe von
Schatzanweisungen an Stelle von Staatsschuldver-
schreibungen, s. unter Staatsanleihen.

Schenen (Hannover), Anlegung einer öffentlichen
Anstalt in der Cemarkung Scheuen im Landdkreise
Celle, s. Reichs-Marineverwaltung Nr. 3.

Scheune (Vommern), Güterverbindungsbahn Scheune-
Rangierbahnhof Stettin, s. Eisenbahnen Nr. 27.

Firma F. Schichau in Elbing, Verleihung des Ent-
eignungsrechts zur Sicherung der Talsperrenanlage
mit Kraftwerk bei Groß Tromp und Pettelkau im
Kreise Braunsberg (St. M. E. v. 25. Nov. 16) 8
Nr. 11.

Schiedsgerichte, Verlängerung der Amtsdauer der
Beisitzer des Knappschafts-Schiedsgerichts zu
Breslau (V. v. 27. Sept.) 91.

Schleppmonopol, Anwendung des §# 1 Abs. 2 des
Gesetzes, betr. das Schleppmonopol auf dem Rhein-
Weser-Kanal und dem Lippe-Kanal, vom 30. April
1913 auf den Verkehr zwischen dem Rhein und
Mülheim a. Ruhr (G. v. 11. Juli § 3) 79.

Schleswig-Holstein, s. LCandschaften Nr. 6.

Schlobitten (Ostpreußen), Eisenbahn Wormditt-
Schlobitten, s. Eisenbahnen Nr. 31.

Schöneweide (Brandenburg), Verleihung des Ent-
eignungsrechts zum Erwerbe der zu öffentlichen An-
lagen erforderlichen Grundflächen der Gemarkung
Schöneweide im Kreise Teltow, s. Reichs-(Mili-
tär-) Fiskus Nr. ö.
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Schwalm-Mlliorationsgenossenschaft in Brüggen im
Heiise, #empen (Rheinprovinz) (Stat. v. 27. Juli)

Schwerte (Westfalen), Verleihung des Enteignungs-
rechts an die Stadtgemeinde Dortmund zur Ein-
richtung einer städtischen Milchwirtschaft in der
Gemarkung der Stadtgemeinde Schwerte, s. Dort-
mund.

Sehestedt (Schleswig-Holstein), s. Chausseen Nr. 1.
Sicherheitsmänner, Verlängerung der Amtsdauer

der für Bergwerke gewählten Sicherheitsmänner
(V. v. 15. April) 51.

Spandau (Brandenburg), Brandenburgische Kreis-
Elektrizitätswerke, G. m. b. HK. in Spandau, fs.
Brandenburgische Kreis-Elektrizitätswerke.

Artilleriewerkstatt Spandau, s. Reichs-(Mi-
litär.) Fiskus Nr. 1.

Geschoßfabrik Spandau, s. Reichs-(Militär-)
Fiskus Nr. 2.

Staatsanleihe zur Gewährung von weiteren Bei-
hilsen zu Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden
und Gemeindeverbände (G. v. 30. April §# 2) 64.

Staatsanleihe zum Erwerbe der Aktien der
Bergwerksgesellschaft Hibernia zu Herne durch den
Staat (G. v. 26. Febr. § 2) 21.

Staatsanleihe zur Bereitstellung weiterer Staats-
mittel für die durch Gesetz vom 1. April 1905 an-
geordneten Wasserstraßenbauten (G. v. 11. Juli
’ 4) 80.

Staatsanleihe zur Erweiterung und Vervoll=
ständigung des Staatseisenbahnnetzes sowie zur
Förderung des Baues von Kleinbahnen (G. v.
22. April §§ 2, 3) 60.

Staatsbauverwaltung, Verleihung des Enteignungs-
rechts für die Anlage einer Fernleitung von Dör-
verden nach Sebaldsbrück (St. M. E. v. 5. Dez. 16)
12 Nr. 3.

Staatshaushaltsplan, Feststellung desselben für das
Rechnungsjahr 1917 (G. v. 30. März) 25.

Staatsmittel (Staatsbeihilsen, Zuschüsse), Gewäh-
rung von weiteren Beihilfen zu Kriegswohlfahrts-
ausgaben der Gemeinden und Gemeindeverbände
(G. v. 30. April) 64.

Staatsschuldenkommission,Anderung des § 10 Satz 2
des Gesetzes, betr. die Verwaltung des Staats-
schuldenwesens und Bildung einer Staatsschulden-
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Staatsjchuldentommijsion (Forts.)
kommission, vom 24. Februar 1850 — Zusammen—
setzing der Staatsschuldenkommission (G. v.
22. April) 63.

Staatsschuldenwesen, Anderung des Gesetzes, betr.
die Verwaltung des Staatsschuldenwesens und Vil-
dung einer Staatsschuldenkommission, vem 24. Ne-
bruar 1850 (G. v. 22. April) 63.

Stadtverordnete, Genehmigung der Notverordnung
vom 4. November 1916, betr. Verschiebung der
regelmäßigen Ergänzungswahlen zu den Gemeinde-
vertretungen, durch die beiden Häuser des Landtags-
(Bek. v. 27. Dez. 10) 4.

Stammgüter, Genehmigung der Notverordnung vom
14. September 1916, betr. den Erwerb von Reichs-
kriegsanleihe für Stammzüter usw., durch die beiden
Häuser des Landtags (Bek. v. 16. Jan.) 10.

Ergänzung der Verordnung vom 11. September
1916 (V. v. 30. Aug.) 83.

Standesherren, s. Reichsunmittelbare.
Stempelfreiheit der Erweiterung des Vermögens der

Fideikommißstiftungen durch Anschaffung von
Kriegsanleihen (V. v. 50. Ang. Art. 1 § 2b) 83.

Stettin (Vommern), Verleibung des Enteignungs-
rechts an die Stadtgemeinde zur Erweiterung ihrer
Hafenanlagen (St. M. E. v. 25. Juli) 90 Nr. 1.

Güterverbindungsbahn Scheune-NRangierbahn=
hof Stettin, s. Eisenbahnen Nr. 27.

Stiftungen, Genehmigung der Notverordnung vom
14. September 1916, betr. den Erwerb von Reichs-
kriegsanleihe für Stiftungen, durch die beiden
Häuser des Landtags (Bek. v. 16. Jan.) 10.

Ergänzung der Verordnung vom 14. September
1916 (V. v. 30. Aug.) 83.

Stolberg (Nheinprovinz), Güterumgehungsbahn
Stolberg Hbf.-Kornelimünster Astenet-Herbesthal,
s. Eisenbahnen Nr. 28.

Stolp (Dommern), Verleihung des Enteignungs-
rechts an die Uberlandzentrale Stolp, Aktiengesell-
schaft in Stolp, für die Anlagen zur Leitung und
Verteilung des von dem Kraftwerke Glambocksee
erzeugten elektrischen Stromes innerhalb des Kreises
Rummelsburg und Verlängerung der Gültigkeits-
dauer des durch Allerböchsten Erlaß vom 16. Fe-
bruar 1914 verliebenen Enteignungsrechts für die
Kreise Schlawe und Lauenburg sowie den Landkreis
Stolp (St. M. E. v. 25. Aug.) 91 Nr. 1.

Szittkehmen (Ostpreußen), Eisenbahn Blindgallen-
Szittkehmen, s. Eisenbahnen Nr. 6.

Sachverzeichnis 1917.

cST.

Tierärztetammern, Hinausschieben der uächsten Wah-
len zu den Tierärztekannnern (V. v. 27. Aug.) 60.

Tilsit (Ostpreußen), Verleihung des Enteignungs-
rechts an die Stadtgemeinde zum Ausbau des
stadtseitigen Memelufers zu Hafenanlagen (St. M.
E. v. 23. Juni) 78 Nr. 3.

Täschetzschnow (Brandenburg), Errichtung öffentlicher
süniagen i der Gemarkung Tzschetzschnow, s. Frank-urt a. O.

u.
Unterlüß (Hannover), Artilleric-Schießplatz in der

Lüneburger Heide bei Unterlüß, s. Rheinische
Metallwaren-- und Maschinenfabrik.

Uesen (Hannover), Errichtung öffentlicher Anlagen in
der Gemarkung Uesen im Kreise Achim, s. Reichs-
Marineverwaltung Nr. 1.

B.
Verden (Hannover), Eisenbahn Verden-Notenburg

i. Hann., s. Eisenbahnen Nr. 20.

Verwaltungsdienst, Abkürzung des Vorbereitungs-
dienstes zum höheren Verwaltungdienste für Kriegs-
teilnehmer (G. v. 7. April) 53.

Verwaltungszwangsverfahren, Abänderung der Ver-
ordnung vom 15. November 1.09, betr. das Ver-
waltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von
Geldbe#trägen (V. v. 27. Aug.) 97.

Völklingen (Rheinprovinz), Nöchlingsche Eisen= und
Stahlwerke, G. m. b. H. daselbst, s. Nöchlingsche
Eisen= und Stahlwerke.

Voßbrook (Schleswig-Holstein), Errichtung öffent-
licher Anlagen in Voßbrook, GemeindobezirkHol-
tenau im Kreise Eckernförde, s. Reichs-Marinc,
verwaltung Nr. 4.

W.
Wahlen, Genehmigung der Notverordnung vom

4. November 1916, betr. Verschiebung der reel-
mäßigen Ergänzungswahlen zu den Gemeinde-
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Wahlen (Forts.)
vertretungen und zu den Kreistagen (Amtsver-
sammlungen), durch die beiden Häuser des Land-
tags (Bek. v. 27. Dez. 16) 4.

Verlängerung der Geltungsdauer der Ver-
ordnung über Sicherstellung des kommunalen
Wahlrechts der Kriegsteilnehmer vom.7.Juli1915
(G. v. 4. März) 23.

Genehmigung der Notverordnung vom 29. Juli
1916 über die Verlängerung der Amtsdauer der
Handelskammermitglieder durch die beiden Häuser
des Landtags (Bek. v. 29. Dez. 16) 4.

Verlängerung der Amtsdauer der Handels-
kammermitglieder (V. v. 8. Oktober) 93.

Hinausschieben der nächsten Wahlen zu den
Arztekammern, der Jahnärztekammer für das
Königreich Preußen und den Apothekerkammern
(V. v. 19. Juli) 77. — desgl. zu den Tierärzte-
kammern (V. v. 27. Aug.) 89.

Verlängerung der Amtsdauer der Beisitzer des
Oberschiedsgerichts in Knappschaftsangelegenheiten
zu Berlin und des Knappschafts-Schiedsgerichts zu
Broslau (V. v. 27. Sept.) 91.

Vrlängerung der Amtsdauer der für Berg-
werke gewählten Sicherheitsmänner und Arbeiter=
ausschuß-Mitglieder (V. v. 15. April) 51.

Warenumsatstempel, Genehmigung der zur Aus-
führung des Reichsgesetzes über einen Warenumsatz-
stempel vom 26. Juni 1916 erlassenen Notrerord-
nung vom 9. Oktober 1976 durch die beiden Häuser
des Landtags (Bek. v. 31. Dez. 10) 5.

Wassergenofsenschaften (Ent= und Bewässerunaer,
Rrinhaltungs-, Lalsverren-, Wiesen= usw. Genossen-
schaften): *

I. Rheinprovinz.
1. Schwalm-Meliorationsgenossenschaftin Brüg-

gen im Kreise Keinpen (RNheinprovinz) (Stat.
v. 27. Juli) (# Nr. 2.

Wassergesetz, Genehmigung der V’rordnung vom
I. Septimber 1016 über eine Abänderung des
Verz-ichnisses der Wasserläufe erster Ordnung durch
die b.iden Jümer des Landtags (Vek. v. 20/. Jan.)
11.

Wasserlünfe, Genehminung der Vrordnung vom
1. September 19/6 über eine Abeinderung des
Vrrzeichunsses der Wasserlänfe erster Ordnung durch
die beiden Häuser des Landtags (Bek. v. 20. Jan.)
11.
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Wasserstraßen, Bereitstellung weiterer Staatsmittel
für die durch Gesetz vom 1. April 1905 angeordneten
Wasserstraßenbauten (G. v. 11. Juli) 79. — Ab-
änderung des § 1 des Gesetzes vom 8. Mai 1916
(das. § 1) 79.

Westfälische Stahlwerke in Bochum, Verleihung des
Enteignungsrechts zur Erweiterung und Anderung
ihres Privatanschlußgleises an den Staatsbahnhof
Bochum Süd (St. M. E. v. 22. Nov. 16) 8 Nr. 10.

Wiesengenossenschaften, s. Wassergenossenschaf-
ten

Die einzelnen Genossenschaften, s. auch unter
Ortsnamen.

Wippra (Sachsen), Eisenbahn Mansfeld Wippra,
s. Eisenbahnen Nr. 18.

Wolfen (Sachsen), Verleihung des Enteignungsrechts
an die Aktiengesellschaft für Anilinfabrikation,
Wolfener Farbenfabrik in Wolfen im Kreise Bitter-
feld, zur Vergrößerung ihres Fabrikbetriebs (St.
M. E. v. 22. März) 65 Nr. 2. — Anwendung des
vereinfachten Enteignungsverfahrens (St. M. E.
v. 3. April) 52. %Q

Wormditt (Ostpreußen), Eisenbahn Wormditt Schlo-
bitten, s. Eisenbahnen Nr. 31.

Wublih (Havel), Genehmigung der Notverordnung
vom 1. September 1916, betr. die Anderung der
Bestimmung über die Jugehbriakeit zu den Wasser-
läufen erster Ordnung, durch die beiden Häuser des
Landtags (Bek. v. 20. Jan.) 11.

Wülpke (Westfalen), Kleinbahn Minden Wülpke-.. / nobal

Kleinenbremen, s. Eisenbahnen Nr. 19.

Z.
Zahnärztekammer, Hinausschieben der nächsten Wah-

len zu der Sabnärztrlammer für das Königreich
Preußen (V. v. 19. Juli) 77.

zentrallandschaft für die Staalten,
s. Landschaften Nr. 1.

Preußischen

Zschornewitz (Sachsen), Erweitrrung der Anlagen des
Großkraftwerkes Ischornewitz im Rreise Vitt vold,
s. Elektrowerke.
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